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Vor beIller kung. 

Vorliegender Abhandlung liegen hauptsächlich folgende archivalische 

Quellen zu Grunde: die U nions-, Wa111- und Iteichstagsacten des Berliner 

Archivs, die zum Jahr 1611 eingereihten unJ vielfach über diese Zeit 

hinausgehenden Unionsacten des Stuttgarter Archivs unJ die Papiere Jes 

gräflich Dohna'schen Archivs zu Schlobitten. Hinsichtlich der letztern 

bemerke ich, dass die Schlobittenor Acten aus der Zeit 1612-20 vor 

mehrel'n Jahren im Auftrag der historischen COllllllission von Herrn 

Dr. Baulllann bearbeitet sind. Es sind seine Auszüge und Exeerpte, die 

ich zu meiner Abhandlung benutzen Jurfte. - Dass das mir vorliegende 

Quellenlllaterial kein nach allen Seiten hin vollständiges ist, wird der 

KunJige leicht ersehen. Indess da es mir zu genügen scheint, um die 

für die allgemeine deutsche Geschichte wichtigern Punkte in's Licht zu 

stellen, und da eine gen aue re Durchforschung des Gegenstandes in nächster 

Zeit kaum zu erwarten ist, so glaube ich, mit der Verwerthung meiner 

Collectaneen nicht bnger anstehen zu sollen. Für unllöthig habe ich es 

gehalten, überall wo ich meine V orgü,nger, besonders Gindely (Rudolf 11 

Band 11) und Ranke (zur Heichsgeschichte, 2. Abschnitt. Werke Bel. VII), 

ergänze oder ihre Aufstellungen 'ü'ndel'e, eine besondere Polemik anzu-

hüngen. Die von unI' angezogenen Acten sprechen für sich selber. 
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Erstes Kapitel. 

Die Lage tier Union nach dem Jiilicher Erbfolgekrieg. 

Die protestantische Union des Jahres 1608 gehört zu den politischen 
Schöpfungen, welche durch sehr lange Kämpfe vorbereitet sind, und doch 
bei ihrer Verwirklichung überaU 'Widersprüche und Halbheiten an sich 
tragen. Ursprünglich betrieben von einer fortgeschrittenen Partei 1) deutscher 
Fürsten, welche der Politik des protestantischen Deutschlands eine im 

wesentlichen offensive Richtung zu geben suchten, kam sie zu Stande als 
ein Verein zur Abwehr widerrechtlicher Angriffe gegen die Person der 
Verbündeten und gegen die Lande, welche ihnen zur Zeit des Bundes-
schlusses zustanden. Anfänglich gedacht als eine Yereinigung der Kräfte 
und Bestrebungen der gesammten protestantischen Reichsstände, vermochte 
sie, als sie im Jahr. 1608 begrllndet und bis in's Jahr 1610 erweitert 
wurde, aus Nordcleutschland nur Kurbrandenburg , Hessen-Kassel und 
Anhalt zu gewinnen, und im Süden musste sie auf den Beitritt der 

Grafen, Reichsritter und eines Theiles der Städte verlr.ichten. 'Vie also 
die Union in 'Yirklichkeit da stand, war sie ein ziemlich enges Verthei-
digungsbündniss: zu einer Vertretung der Rechte oder gar der Interessen 

des gesammten protestantischen Deutschlands fehlten ihr sowohl die 
Kraft als der Muth. Und doch war und blieb der Gedanke dieser 
letztern grösseren Aufgabe das eigentlich treibende Element in der Ge-
schichte des Bundes. Indem nämlich ein Theil der Mitglieder, welche 
die Anschauungen der fortgeschrittenen protestantischen Partei mit 
besonderer Energie festhielten, dafür ｾｯｲｧｴ･Ｌ＠ dass Aufgaben, die mit 
einer Vertretung der Rechte oder des Strebens nach Machterweiterung 
des gesammten protestantischen Deutschlands zusammenhingen, den Ver-
bündeten immer wieder entgegengebracht wurden, entstand im Innern 
des Bundes der Gegensatz zwischen den Befürwortern einer kühnen, über 
die Gränzen der Unionsverfassung hinausgehenden Politik und der Partei 
der ängstlichen Zurückhaltung. Durch diesen 'Widerspruch ist die Ge-
schichte der Union an erster Stelle bestimmt. 

1) Was ich darunter verstehe, habe ich in der Abhandlung: .Kurfürst August von Sachsen 
und Friedrich III. von der Pfalz· ausgeführt. Archiv für die sächsische Geschichte. Neue Folge Bd. V • 
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Den nüel!titen Anlass zum Hervortreten der sich also entcreO'en-
.00 

gesetzten Bestrebungen bot schon im zweiten Jahr des Bestehens der 
Union der Jülicher Erbfolgekrieg. Es war dies die erste grosse Ver-
ｷｩ｣ｫｬｵｮｧｾ＠ in welche der Bund hineingezogen wurde, die einzige, in der 
er äusserlich bedeutende Erfolge davontrug, zugleich aber auch der 
Grund für eine Krisis in seinem Innern, von welcher er sich später nur 
unvollkommen erholt hat. Um das Auftreten der Union in dem letzten 
Hegierungsjahre nudolfs II. zu verstehen, muss auf ihre Beziehungen zu 
diesen Jülicher Wirren zurllckgegriffen werden. 

Die Union wurde durch zwei auf einander folgende Anlässe genäthigt, 
zu den kriegerischen Be,,'egungen des Jahres 1610 Stellung zu nehmen. 
Der erste Anlass lag unmittelbar in dem Streit über die Behauptung 
des von Kurbrandenburg und Neuburg ergriffenen Besitzes der Jülicher 
Lande. Dass in diesem Streit ein wahres Lebensinteresse der deutschen 
Protestanten zur Entscheidung gestellt sei, war eine Ueberzeugung, welche 
die Mitglieder des Bundes ohne Ausnahme erfüllte. Allein gegenüber 
der Frage, ob nun desshalb die Unioll einzugreifen habe, spalteten sich 
die Fürsten und die Städte. Letztere beriefen sich darauf, dass die 
Unionsacte mit wol berechneter Absicht die Bundeshülfe nur zum Schutz 
der beim Bundesschluss im Besitz eines Unirten befindlichen, nicht aber 
zum Erwerb neu angefallener Lande bestimmt habe; sie verweigerten 
darum eine offene Hülfe zur Erhaltung des brandenburgisch-neuburgischen 
Besitzes. Die Fürsten dagegen, ohne die nichtigkeit der städtischen 
Beweisführung zu bestreiten, stellten das allgemeine Interesse über den 
Buchstaben der UnionsverfassunO' und fassten ihrerseits den Beschluss, 

o 

die Hülfe zu leisten. So führte jener erste Anlass zu einem einseitigen 
Vorgehen der Fürsten und zu offenem Zwiespalt in der Union. 

Eine weitere Folge der nun in den Jülicher Landen emporschwell-
enden kriegerischen Bewegung war es, dass Erzherzog Leopold· im Namen 
des Kaisers in seinen Stiftern Strassburg und Passau Truppenwerbungen 
anstellte: zunächst gegen Kurbrandenburg und Neuburg, dann aber auch 
gegen diejenigen, welche ihnen zur Behauptung der Jülicher Lande 
Beistand leisteten. Da die Unirten sich durch diese Anstalten in ihren 
eigenen Landen bedroht sahen, so wurden sie zum zweiten Mal genöthigt, 
ihre Stellung zu den kriegerischen Vorgängen zu wählen. Es wurde von 



86 

Erstes Kapitel. 

Die Lage tier Union nach dem Jiilicher Erbfolgekrieg. 

Die protestantische Union des Jahres 1608 gehört zu den politischen 
Schöpfungen, welche durch sehr lange Kämpfe vorbereitet sind, und doch 
bei ihrer Verwirklichung überaU 'Widersprüche und Halbheiten an sich 
tragen. Ursprünglich betrieben von einer fortgeschrittenen Partei 1) deutscher 
Fürsten, welche der Politik des protestantischen Deutschlands eine im 

wesentlichen offensive Richtung zu geben suchten, kam sie zu Stande als 
ein Verein zur Abwehr widerrechtlicher Angriffe gegen die Person der 
Verbündeten und gegen die Lande, welche ihnen zur Zeit des Bundes-
schlusses zustanden. Anfänglich gedacht als eine Yereinigung der Kräfte 
und Bestrebungen der gesammten protestantischen Reichsstände, vermochte 
sie, als sie im Jahr. 1608 begrllndet und bis in's Jahr 1610 erweitert 
wurde, aus Nordcleutschland nur Kurbrandenburg , Hessen-Kassel und 
Anhalt zu gewinnen, und im Süden musste sie auf den Beitritt der 

Grafen, Reichsritter und eines Theiles der Städte verlr.ichten. 'Vie also 
die Union in 'Yirklichkeit da stand, war sie ein ziemlich enges Verthei-
digungsbündniss: zu einer Vertretung der Rechte oder gar der Interessen 

des gesammten protestantischen Deutschlands fehlten ihr sowohl die 
Kraft als der Muth. Und doch war und blieb der Gedanke dieser 
letztern grösseren Aufgabe das eigentlich treibende Element in der Ge-
schichte des Bundes. Indem nämlich ein Theil der Mitglieder, welche 
die Anschauungen der fortgeschrittenen protestantischen Partei mit 
besonderer Energie festhielten, dafür ｾｯｲｧｴ･Ｌ＠ dass Aufgaben, die mit 
einer Vertretung der Rechte oder des Strebens nach Machterweiterung 
des gesammten protestantischen Deutschlands zusammenhingen, den Ver-
bündeten immer wieder entgegengebracht wurden, entstand im Innern 
des Bundes der Gegensatz zwischen den Befürwortern einer kühnen, über 
die Gränzen der Unionsverfassung hinausgehenden Politik und der Partei 
der ängstlichen Zurückhaltung. Durch diesen 'Widerspruch ist die Ge-
schichte der Union an erster Stelle bestimmt. 

1) Was ich darunter verstehe, habe ich in der Abhandlung: .Kurfürst August von Sachsen 
und Friedrich III. von der Pfalz· ausgeführt. Archiv für die sächsische Geschichte. Neue Folge Bd. V • 

• 

87 

Den nüel!titen Anlass zum Hervortreten der sich also entcreO'en-
.00 

gesetzten Bestrebungen bot schon im zweiten Jahr des Bestehens der 
Union der Jülicher Erbfolgekrieg. Es war dies die erste grosse Ver-
ｷｩ｣ｫｬｵｮｧｾ＠ in welche der Bund hineingezogen wurde, die einzige, in der 
er äusserlich bedeutende Erfolge davontrug, zugleich aber auch der 
Grund für eine Krisis in seinem Innern, von welcher er sich später nur 
unvollkommen erholt hat. Um das Auftreten der Union in dem letzten 
Hegierungsjahre nudolfs II. zu verstehen, muss auf ihre Beziehungen zu 
diesen Jülicher Wirren zurllckgegriffen werden. 

Die Union wurde durch zwei auf einander folgende Anlässe genäthigt, 
zu den kriegerischen Be,,'egungen des Jahres 1610 Stellung zu nehmen. 
Der erste Anlass lag unmittelbar in dem Streit über die Behauptung 
des von Kurbrandenburg und Neuburg ergriffenen Besitzes der Jülicher 
Lande. Dass in diesem Streit ein wahres Lebensinteresse der deutschen 
Protestanten zur Entscheidung gestellt sei, war eine Ueberzeugung, welche 
die Mitglieder des Bundes ohne Ausnahme erfüllte. Allein gegenüber 
der Frage, ob nun desshalb die Unioll einzugreifen habe, spalteten sich 
die Fürsten und die Städte. Letztere beriefen sich darauf, dass die 
Unionsacte mit wol berechneter Absicht die Bundeshülfe nur zum Schutz 
der beim Bundesschluss im Besitz eines Unirten befindlichen, nicht aber 
zum Erwerb neu angefallener Lande bestimmt habe; sie verweigerten 
darum eine offene Hülfe zur Erhaltung des brandenburgisch-neuburgischen 
Besitzes. Die Fürsten dagegen, ohne die nichtigkeit der städtischen 
Beweisführung zu bestreiten, stellten das allgemeine Interesse über den 
Buchstaben der UnionsverfassunO' und fassten ihrerseits den Beschluss, 

o 

die Hülfe zu leisten. So führte jener erste Anlass zu einem einseitigen 
Vorgehen der Fürsten und zu offenem Zwiespalt in der Union. 

Eine weitere Folge der nun in den Jülicher Landen emporschwell-
enden kriegerischen Bewegung war es, dass Erzherzog Leopold· im Namen 
des Kaisers in seinen Stiftern Strassburg und Passau Truppenwerbungen 
anstellte: zunächst gegen Kurbrandenburg und Neuburg, dann aber auch 
gegen diejenigen, welche ihnen zur Behauptung der Jülicher Lande 
Beistand leisteten. Da die Unirten sich durch diese Anstalten in ihren 
eigenen Landen bedroht sahen, so wurden sie zum zweiten Mal genöthigt, 
ihre Stellung zu den kriegerischen Vorgängen zu wählen. Es wurde von 



88 

ihnen - und zwar (lieslllal in Uebereinstilllmung mit der Unionsacte 
1 t ｚｵ ｾｴｬＧｬｬｬｬｬｬｬｬｬｬＨＩＧ＠ der Shdte - der Beschluss zu gemeinsamen une uner ...:s. b' < ' 

GeO'enrüstungen gefasst: ein Beschluss, durch dessen Ausführung die 

Union zeitweilig stark und gefürchtet in Deutschland auftrat. Indess 

nicht lange \var diese kriegerische Haltung eingenommen, so kam es zu 

neuem Zwiespalt zwischen Fürsten und Stü,dten. Einige von den ･ｲｳｾ･ｲｮＬ＠

denen die erschöpfondo Defensive zu lang dauerte, veranstalteten elUen 

zweimalio'en Einfall der Unionstruppen in's Elsass, um die StreitkriHte des 

ｅｲｺｨ･ｲｺｯｾｳ＠ Leopold zu zersprengen. In diesem eins.eitig ｢ｾｳ｣ｨｬｯｳｳ･ｮ･ｮ＠
Unternehmen zumal da der Zweck desselben sclnnähhch verfehlt wurde, 

sahen die ｓｴｩｾＨＱｴ･＠ eine abermalige Verletzung (leI' (lefensiven Unionsver-

fassung, und in ihrem Unwillen darüber gingen sie so weit, c1ass SIe ihre 
Beiträo'e zu clen Kosten desselben verweigerten. 

ｉｾ＠ solcher Lage befanden sich die Dinge, als eine Verlegenheit nach 

der andorn über die Union kam. WiLhrencl Leopold seine Streitmacht 

ü; (leI' XachiJarschaft der Unirten zusammenhielt, begann die katholische 

Liga nach dem l\Iünchener-Abschied vom 4. September 1610 ein ｺ｜ｾ･ｩｴＺｳ＠
ihnen feindliches Heer aufzubringen. Der Kaiser erliess am 21. J um eIn 

71Ianc1at, in dem er die Einfülle der Unirtcn in's Elsass, ihre ｅｩｮｬ｡ｧ･ｾＧｬｬｬｬｧｾｮ＠
uml Durchzüge durch verschiedene geistliche Für:stenthümer, endlIch ehe 

Union selber als Verletzungen des Landfriedens bezeichnete: er befahl 

die Auflösung des Bundes und die Trennung seiner Streitkräfte; ｾ･ｮ＠

Soldaten kündigte er für den Fall des Verharrens im Dienste der Umon 

(Ee Strafe der Acht und Oberacht an. ,Venn die auf solche ,Yeise ein-

geiSetzte kaiserliche Autoritüt sich nicht als leer und hohl erweisen sollte, 

so musste auf dieses Mandat die Aechtung der unirten Stände folgen. 

Und schon unterhandelten die Kurfürsten von Köln und .l\Iainz über eine 

Vereinigung der Liga mit den Ständen der protestantisch-sächsischen 

Partei zu gemeinsamem Schutz gegen die Lanelfriedensbrecher.1) Wührel1l1 

aber so die Gegner der Union sich erhoben, gingen den unirtell Fürsten 

elie Mittel zur Unterhaltung der Truppen aus; von den ｾｴｩＱ･ｬｴ･ｮ＠ wurden 

1) Dass die VerhandlunO'en über ein katholisch-protestantiscbes Bündniss bei der Prager Fiir.ten-
versammlung begannen, und ｺｾ｡ｲ＠ anf Anlass der Einfälle der Unirten in tHe Gebiete von ｓｴｲｾＮｳｳ｢ｾｲｧＬ＠
Würzburg , Bamberg, sagt ein Gutachten des H. 13raunschweig vom 2;j. Der. 1610 ausdruckhch. 
ploser, patriot. Archiv VI S. 477, 482.) 

• 

S!) 

neue Leistungen verweigert, so lange nicht die militärischen Anstalten 
auf den Fuss strenger Defensive zurückgeführt, und die Kosten der 

Elsässer Einfälle von den Fürsten übernommen sein würden; endlich der 

starke Rückhalt der Union, der nicht in Deutschland, sondern in Frank-
reich war, hatte seit dem Tode Heinrichs IV. (14. Mai 1610) unel dem 

Eintritt der Regentschaft seine Zuverlässigkeit verloren, und war jeden-
falls für offensive Unternehmungen unbrauchbar. 

Unter derartigen VerhältnIssen war es ein Glück für die Unirten, 
dass, während sie selber die Kosten ihrer übereilten HüstImgen und Unter-

ne}llllungen nicht mehr bestreiten konnten die beO'innenden Anstalten 
' b der Gegner alle die l\Iänlrel an sich truO'en die aus der Abwesenheit . ｾ＠ b , 

eines gemeinsamen Planes und zeitiger Vorbereitungen sich ergeben. Nur 

dadureh konnte es der Union noch gelingen, eine Anzahl von Vortheilen 

di e sie ihrem frühen Losbrechen verdankte, in Sicherheit zu bringen. 

Es wurde durch das Zusammenwirken der I1ülfstruppen der unirten Fürsten 
und der auswärtigen Mächte die volle Besitznahme der Jülicher Lande 

für Brandenburg und Neuburg erwirkt (1. Sept. 1610); zwischen Union 

und Liga wurde ein Vertrag geschlossen auf Grundlage beiderseitiger 
Entwaffnung (24. October 1610); und wenn Leopold seine Truppen nach 

wie ｾｯｲ＠ beisammen hielt, so wurde doch mit dem Strassburger DOlll-

capitel ein Vergleich vereinbart, nach dem sich dieselben in das Ober-

elsass und auf österreichisches Gebiet zurückzuziehen hatten (24. August). 

Im Vertrauen auf diese Abmachungen und gedrängt von ihrer Geldnoth, 

dankten dann die Unirten ihre Werbetruppen ab bis auf vier Heiter-
compagnien in der Gesammtstärke von 500 l\Iann.1) . 

,Vie gestaltete sich nun aber - das ist die nächste Aufgabe der 

Betrachtung - nach solchen Erfolgen und Zugeständnissen die Lage 

der Union? Um diese Frage zu beantworten, gehe ich nach einander' auf 

die finanziellen Verhältnisse des Bundes, die innern Zwistigkeiten desselben, 
und endlich auf seine militärische und politische Stellung em. 

1) Äcten III n. 2!J4. Neben den dort genannten drei Cornpagnien hielt man, wie der Schwein-
furter Abschied, 1611 März 23, zeigt, eine vierte Compagnie ues ｾｲｧｲＮ＠ Anspach im Feld. 
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furter Abschied, 1611 März 23, zeigt, eine vierte Compagnie ues ｾｲｧｲＮ＠ Anspach im Feld. 
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I. Die Finanzlage und die Innern Zwistigkeiten. 

Beilll Abschluss der Union hatte mun die für Bundeszwecke erforder-

lichen Geldmittel dadurch zu sichern gesucht, dass man in den ersten 

fünf Jahren (Mai 1608 - Ende 1612) die Summe von neunzig Hömer-

monaten in den folgenden fünf Jahren noch fünfzig Monate einzuschiessen 
beschloss; von dem Betrag der neunzig l\Ionate waren wider ｺ｜ｾｔ･ｩ＠ Drittel, 

also sechzig Monate, in den drei ersten Jahren zu erlegen. DIe stärkere 

Belastung, welche so auf die erste Zeit der Unionsdauer fiel, hatte den 

Sinn, dass man durch die frühzeitige Begründung eines Fonds sich für 

die Erfordernisse späterer Zeiten gefasst machen wollte; und in der Tlmt 

wurde der Unionsvorratll bis Anfang 1610 so gut wie unberührt bewahrt. 

Aber da brachten die kriegerischen Bewegungen unverhältnissmässige 

Anforderungen: bis zum Ende des Jahres musste der gesammte Vorrath 

der sechzig ｾｉｯｮ｡ｴ･＠ für Unionsausgaben eingefordert werden.!) An und 

für sich hätte man nun eine solche Aufzehrung der ordentlichen Mittel 

. hinnehmen können wenn man damit gereicht hätte, und wenn die Ver-, . 
bündeten sich fähig und bereit gezeigt hätten, ihre Beiträge gleichmässlg 

zu zahlen. Aber es war das erste schlimme Zeichen, dass bei Einzahlung 

der Beisteuern sich die Rückstände häuften. So lange der Kriegszustand 

dauerte, war Ordnung in der Bezahlung der Truppen unmöglich, weil 

die Gelder so unregelmässig eingingen; und als während und nach der 

Abrüstung die Rückstände ernstlicher eingetrieben wurden, berechnete 
man im Herbst 1611 noch einen rückständigen Betrag von 137,393 Gulden 2), 
d. h. ungefähr den siebenten Theil der gesammten Beisteuer. 3) ｋｵｲｾ＠

1) Die Reihe der Bewilligungen warfofgende: am 1:3. Februar ｾ＠ M ona te (Acten 1II n. 20. S. 107), 
sm 13. März 7 Monate (n. 44 S. 136), am 6 April 9 Monate (n. 85 ｓＮＱＸ［ｾＩＬ＠ am 19. JulI 8 und 
27 )10 n a te (n. 207 S. :349, :350). am 7. December 7 111 0 na t e (n. 294). 

2) Der Rotenburger Rechnungsabschied 1611 Sept. 2 Ｈｾｉ￼ｮ｣ｨ･ｮ＠ 547/1:3 f. 261. Stuttgart. Unions-
acten XI. f. 562, 664), enthlilt in seinen Beilagi'n folgende Zusammenstellung: . 

Churpfalz 2,70·l H.. Churbrandenburg 86,81l4 H. (.ü b e r abzug" von 12,796 und 10,000 H. III 

Dathenus' und ::iaugenfingers Rechnung), Neuburg -, Zweibrücken 5,811 H., WÜl'temberg ＲＲＬＴｾＱ＠ H. 

91/2 kr., Anhalt 1,155 H. 311/2 kr., Oettingen -, ｎｾｲｮｾ･ｲｾ＠ 9,527 fl. ?OS/4 kr., ?lm 116 H., ｾ｣ｨｾ･ｉｄｦｵｲｴ＠
1,274 H: 11 kr., Memmingen 2,480 H., • Theophilus RlCblus 1st der ｵｭｯｾ＠ schuldig, so er, bel Nurnberg 
erbebt 5000 H.· - Summa 137,398 H. 453/4 kr. HillsichtJich NeuburgR wird bemerkt: .obwol s. f. g. vor 

60, monatlich 764 H., und nlso in summa 45,840 H: zur union schuldig, ist doch solche post und noch 
merers ausgeben, darüber kein recbnung vorhanden." 

:3) Ein Unionsmonat betrng gegen 16,000 H. (Acten III n. 20 S. 100 Anm. 1.) 

'une 
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brandenburg war über drei Viertel von seiner Quote schuldig geblieben, 
'Vürtemberg etwa ein Fünftel. 

Also die ordentlichen Steuern gingen nur theilweise em. Dazu kam 
als zweiter Uebelstand, dass der Betrag derselben bei weitem für das 
Bedürfniss nicht ausreichte, und dass bei Vertheilung der fernern Er-
fordernisse sich die schlimmsten Ungleichheiten ergaben. Von vornherein 
sah man sich im Jahre 1611 genöthigt, zur Deckung der auf die gesammte 
Union fallenden Ausgaben des Jahres 1610, sowie der Kosten der gering-
fügen Defensivanstalten in der ersten Hälfte von 1611 noch '"eitere 
35 Monate zu bewilligen, womit die bis Ende 1613 fälligen Unionssteuern 
bis auf 5 :JIonate erschöpft wurden. I) Da aber auch mit diesen Bei-

trägen die wirklichen Ausgaben nicht zu bestreiten waren, so musste 
das andere auf anderen Wegen eingebracht werden; und hier zeigte sich 
die schlimme Ungleichheit der Belastung. Da wurde vor allem die für 

Behauptung der Jülicher Lande geleistete Hülfe von den Einnahmen und 
Ausgaben der Union geschieden und - abgesehen von den geheimen 
und wenig ergiebigen Darlehen einiger Städte2) - den Fürsten aus-
schliesslich zugewiesen. Dieser besondere Beitrag belief sich auf 35 Römer-
monate, oder eine Gesammtsulllme von ungeüthr 260,000 Gulden.3) Eine 
weitere Summe von beinahe 300,000 Gulden wurde den Fürsten zuge-

schoben für die Kosten der von den Städten nicht gebilligten Einfälle 
in's Elsass und einzelner Gesandtschaften.4) Als Ersatz dafür übernahmen 
die Städte blGSS einen ausserordentlichen Beitrag von 60,000 Gulden. 

Das war die l\Iehrbelastung der Fürsten insgesammt. Eine zweite 
Reihe von Ausgaben, die einzelnen Ständen einseitig zur Last fielen, ergab 
sich durch die Nothwendigkeit von Vorschüssen und durch die Unter-
scheidung zwischen solchen Schäden und Ausgaben, welche die Union 

insgesammt, und solchen, die der einzelne Unirte allein zu tragen hatte. 

1) Rotenburger Nebenabschied 1611 Sept. 2. Von den 35 ?lronaten waren 15 ')Ionate i.rn Jahr 1611, 
20 weitere 1612-14 zu erlegen. Zur Ergänzung des Unionsfonds sollten dann 20 weitere l.Iouate 
erlegt werden, damit sich derselbe Ende 1614 wieder fLuf 35 Monate stellte. 

2) Acten III n. 116. ' 

3) Ein Monat särnrntlicher unirter Fürsten ausser Kurbrandcnburg und Neuburg , die hier 
natürlich nicht mitsteuerten, belief sich auf 7,463 H. (Acten III n. 20 S. 100 Anm. 1.) 

4) Nämlich 276,U18 H. für das Elsasser Unternehmen und 18,238 H. für Gesandtschaften. 
Abh. d. III. Cl. d. k. Ak. d. Wiss. XV. Bd. H. Abth. 13 
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Schon im October (les Jahres 1 G 10 berechnete Kurpfalz . seine derartigen 

Vorschüsse und zweifelhaften Ausgaben auf nahezu 200,000 Gulden; im 

Jahr 1611 legte er über geleistete V orschü::;se eine Hechnung VOll 

284,609 Gulden vor. Neben der Pfalz waren es besonders die drei aus-

schreibenden Städte, die zu Darlehen herangezogen wurden: Ulm berech-

nete 100,000 fl., Nürnberg 80,000, Stras::;burg 64,458. 1
) Nun wurden 

aUerdings diese Vorschüsse durch die im Jahr 1611 nachtrüglich be-

willigten und im Laufe von vier Jahren einzuzahlenden Beitrüge allmählich 

getilgt; aber nicht getilgt wurden solche Ausgaben, welche die Union 

den Einzelnen überliess, besonders Schäden, die bei Durchzügen und Ein-

fällen erlitten waren, und Kosten von Anstalten zur Landesvertheidlg11ng, 

welche über die von den Unionstagen beschlossenen Hü::;tungen hinaus-
gingen. 2) 

Von letztern Ausgaben fiel auf Kurpfalz der grösste Betrag mit 

126,813 Gulden; der .;\Iarlcgraf von Anspach, dessen Opfer die zweit-

grössten waren, berechnete 42,749 fl.; dann kam Hessen-Cassel mit rund 

30,000, "\Vürtemberg mit 27,000, das kleine Zweibrücken mit 23,000 ß. 

Neuburg dagegen hatte gar nichts zu verrechnen, die Städte nur unbe-
deutende Summen.3) 

Man erkennt aus diesen Angaben sofort, dass die Lasten der Unirten 

gross und ungleich vertheilt waren. Vergegenwärtigen wir uns nun, um 

die ·Wirkung derselben auf die Finanzen eines einzelnen Bundesmitgliedes 

zu ermessen, die Grösse der VOll Kurpfalz gebrachten Opfer in ihrer 

Gesalllllltheit. An Unionsteuern zahlte der Kurfürst 91) Monate, für die 

Jülicher Hülfe 35 Monate, und für die wegen der Elasser Einfülle den 

Fürsten allein zugewiesenen Kosten nochmals 2 ° Monate :4) das machte 

im ganzen 307,200 Gulden5), ellle Summe, welche durch ｚｵｺ￤ｨｬｮｾｧ＠ der 

1) Beilagen llcs Rotenburger Rechnullgsabschieds. Strassburg rechnete Anslaf!ell von ;,8,458 H. 

und ein baares Darlehen von 6000 H. _. Von der pfälzischen Fordel'lll1g müssen nach Ausweis eines 

Verzeichnisses von lo1:l (München 548,2) schliesslich nur 256,046 fl.. 401/2 kr. anerkannt sein. 

2) Rotenbnrger Rechnungsabschied. 

:l) Zusammenstellung von 1611 München 547/1:3. 

4) In einem besondern Abschied zu Rotenburg (Stuttgart. Unionsacten XI f. 570) übernahmen 
die Fürsten diese Steuer. 

. ')) 2048 X 1.')0. 

93 

eben erwähnten 126,813 fi 'LUf 434013 fl . . ( , . stIeg. Dazu kamen dann 
die .. Vorschüt;se von rund 284,000 oder 256,000 fL, die allerdings später 

zuruckgezahlt wurden
1

), aber doch in .Jahren 1610-11 aufO"ebracht 

werden mussten. Möge man nun eine Gesammtausgabe von rund 0430,000 

oder von 700,000 Gulden rechnen, jedenfalh, wenn man diesen Summen 

ｾｾｩ･＠ ｯｲ､･ｮｴｬｩ｣ｾｬ･ｮＮ＠ Einnahmen der pfälzischen Centralverwaltung2) gegen-
uberstellt, ehe Illl Jahr lf)99 gegen 250,000 Gulden betrugen und in 

den folgenden eilf Jahren immerhin auf 300,000 Gulden gewachsen sein 

mögen 3) , so ergiebt sich, dass der kleine Krieg von 1610 der Pfalz 

ebenso schwere Opfer auferlegte, wie sie ein grosser und verlustreicher 
Krieg von einem grossen Staate fordern würde. 

Die Ausgaben von Kurpfalz waren freilich die beueutendsten, ''teIche 
für die Unternehmungen der Union von einem einzelnen Bundesstande 

geleistet wurden; aber in einem ähnlichen l\Iissverhältniss zu den Mitteln· 

standen doch auch die Opfer der UebrÜren. Es war eine UeberanstrenO"UllO" 
ｾ＠ 0 0 

welche den Unirtell zugemuthet wurde; und theils hierdurch, theils durch 

den wenig glänzenden Verlauf der kriegerischen Vorgänge, wurde seit 

Ausgang des Jahres uno eine sehr bedenkliche StimmunO" in der Union 
b 

hervorgerufen: statt des Vorwärtsdringens vom Anfange des J ahret; kam 

jetzt die defensive Hichtung vollständiger zur Geltung als früher; statt 

des Vollgefühls erkämpfter Triumphe blieben gereizte Empfindungen 

zurück; und als die Vertreter einer yon diesen Stimmungen und Absichten 
beseelten Partei traten den Fürsten die Städte entgegen. 

Es ist nothwendig, die damalige Haltung der Städte näher in's Auge 

zu fassen. Nachdem man ihnen bei ihrem Eintritt in die Union die 

doppelte Forderung zugestanden hatte, dass sie erstens sich nur zu einelll 

1) Bis 16W waren 174,272 fl.. bezahlt. Ｈｖ･ｲｺ･ｫｨｮｩｾｳＮ＠ München ＵＴｾＯＲＮＩ＠

:l) Ich branche diesen Ausdruck, weil die Kosten der Amtsverwaltung und die ihnen entsprech-
enden Einnahmen besonders verrechnet wurden, und somit das Einnahmebudget des pfälzischen Hofs 
sich niedriger stellt, als es sich nach heutiger Berechnungsweise stellen würde. 

3) V gl. meine Biographie Friedrichs IV. (Deutsche Biographie VI S. 616.) und Acten I S . .')8 

(dort ist Z 2 v. u. statt ;300,000 fI. - 300,000 scudi zu lesen). Bei der Summe von 250,000 fl.. 

ist der Betrag der unter dem Titel der Tiirkenhülfe erhl)benen Steuer nicht einbegriffen. Bei Ein-

rechnung derselben würde sieh das pfälzische Budget abermals erheLlich höher stellen. - Das Wachs-

thum der Einnahmen wird man annehmen müssen, wenn auf die Häussersche Angabe von 836,000 fl.. 

Einnahme in den Jahren 161ti-18 (Gesch. d. Pfalz II S 659) Verlass ist . 
13* 
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b 
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1) Bis 16W waren 174,272 fl.. bezahlt. Ｈｖ･ｲｺ･ｫｨｮｩｾｳＮ＠ München ＵＴｾＯＲＮＩ＠

:l) Ich branche diesen Ausdruck, weil die Kosten der Amtsverwaltung und die ihnen entsprech-
enden Einnahmen besonders verrechnet wurden, und somit das Einnahmebudget des pfälzischen Hofs 
sich niedriger stellt, als es sich nach heutiger Berechnungsweise stellen würde. 

3) V gl. meine Biographie Friedrichs IV. (Deutsche Biographie VI S. 616.) und Acten I S . .')8 
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13* 
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defensiven Bümlnisse verpflichteten und zweitens bei Fassung gemeinsamer 

Beschlüsse einen den Fürsten nicht ganz aber doch beinahe gleichen 

Stimmantheil haben sollten, hatten sie es erlebt, dass in den Elsasser 

Unternehmungen nicht nur die Schranken der Defensive überschritten, 

sondern die darauf zielenden Beschlüsse olme ihr Vorwissen von einem 

kleinen Kreis von Fürsten gefasst und sofort ausgeführt waren.]) Hieraus 

entstand ihre Opposition gegen das offensive Vorgehen der Fürsten, und 

diese erhielt ihre eigentliche Schärfe durch den Argwohn, man wolle die 

Städte zu einer dienenden Klasse in der Union erniedrigen. Wie in Folge 

desseil die Städte den Fürsten ihre ｾｉｩｴｷｩｲｫｵｮｧ＠ versagten, ist oben be-

rührt. Es kam aber auch gegen Ende des Jahres 1610 'soweit, daßs der 

Nürnberger Hath die Frage zur Erwägung. stellte, ob die Städte den 

Bund nicht lieber ganz verlassen sollten. 2) Dieser Gedanke wurde aller-

dings mit Bestimmtheit zurückgewiesen; allein bei der Unionsversammlung 

in Schweinfurt (März 1(11) übergaben die Städte den Fürsten eine Z u-

sttlnmenstellung all' der Vorfälle, durch welche sie die ihnen zukommende 

Stellung im Bunde als verletzt ansahen. 3) Wie nothwendig es den Fürsten 

erschien, solche Klagen zu beruhigen, erkennt Ulan aus der Bereitwillig-

keit, mit der sie sich die Kosten der einseitig beschlossenen Unternehm-

ungen aufbürden liessen , und aus der Eile, mit der sie die Abrüstung 

der Union herbeiführten. 

Durch solche Nachgiebigkeit der Fürsten wurde indess die Lage 

der Union wol theilweise gebessert, aber auch theilweise verschlimmert. 

Das Vertrauen zwischen Fürsten unu Städten blieb gestört, und jedenfalls, 

jemehr den letzteren Hechnung getragen wurde, um so mehr kam der 

Grundsatz ängstlicher Zurückhaltung zur Anerkennung. Nicht besser 

gestalteten sich ferner die Dinge dadurch, dass zu dem allgemeinen 

Gegensatz zwischen Fürsten und Städten eine Heihe von besondern Dif-

ferenzen unter. den Fürsten selber kamen: so entfernten sich, um nur 

1) Dem ersten Elsässer Einfall lag die Bestimmung des Heidelberger Abschieds (1610 März 18) 
über 7.erstörung der ｾｬｵｳｴ･ｲｰｬ￤ｴｺ･＠ zu Grunde. (Acten III n. 44 S. 137). Ueber die Mitglieder der 
Heidelbcrger Tagsatzung Acten III ll. 47 Der zweite Elsasser Einfall wurde zwischen Landgraf Moriz, 
Kurpfalz, Anspach und Baden beschlossen. (Acten III n. 145.) 

2) Acten III n. 291 Anm. 1. 

3) Abschied 1611 März 23. (Stuttgart. Unionsactell IX f. 251.) 
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das wichtigste ｺｾ＠ berühren, Würtemberg und Culmbach in ihrer politischen 
Auffassung von Ihren Standesgenossen und näherten sich dem Standpunkt 

der Städte; zu den Streitigkeiten zwischen Brandenburg und Neuburg 

übel' die Jülicher Lande brachte nach Friedrichs IV. Tod (Sept. 1610) 

die Frage der vormundschaftlichen Regierung der Kurpfalz emen neuen 
tiefgreifenden Streit zwischen dem Inhaber der Hegierung, uem Herzog 

Johann von Zweibrücken, und (lem Prätenuenten derselben, dem Herzog 
Philipp Luuwig von Neuburg. 

War aber seit Ende 1610 der Stand der Dinge lIarnach angethan, 
um derartige Zwistigkeiten und unter denselben uie übereilte Entwaffnung 

olme Gefahr zu gestatten? Ein Blick auf die politischen und militärischen 
. VerlüiJtnisse wird darüber aufkhiren. 

11. Die militärische und politische Lage. 

Von den bei den kriegerischen Unternehmungen des Jahres 1610 

hatte diejenige, welche gegen Jülich gerichtet war, den zur Union ge-

hörigen Fürsten, Kurbranuenburg und Neuburg, die Festung Jülich und 

damit den vollen Besitz der Jülicher Lande verschafft; aber es fehlte 

für die Sicherheit dieses Besitzes an jeglicher Gewähr. Gerade während 

ues Kampfes war das Haus Sachsen vom Kaiser mit lIen umstrittenen 

Landen belehnt, der Kaiser hatte also die Pflicht übernommen, dieses 

Haus in' den Besitz der übertragenen Lehen einzuführen. Wenn nun die 

unirten Fürsten nach jenem äussern Erfolge sofort ihre Streitkräfte ellt-

liessen, in dem Gefühl, dass man eine derartige Hülfe nicht sobald wieder 

zusammenbringen könne, wenn Frankreich seine Truppen zurückzog in 

der Absicht, sich in diesen Streit so leicht nicht wieder einzulassen, so 

musste man wol besorgen, uass die Gegner der besitzenden Fürsten ihren 

Angriff zur gelegenen Zeit erneuern würden. Schutzlos und gefährdet 

liessen die Unirten ihre Bundesgenossen in Jülich zurück. 

Nicht viel günstiger erschien auf den ersten Blick die Lage der 

gesammten Union auf dem andern Schauplatz kriegerischer Bewegungen, 

in Oberdeutschland. Während der Bund selber gegen Ende des Jahres 1610 

seine 'Verbetruppen bis auf 500 Reiter zu entlassen genöthigt war, zog 

sich das kleine Elsasser Heer des Erzherzogs Leopold nach dem Willstättel' 
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Yertrag yom Strasshurger Stift in das Oberelsass ; dort hlieb es, den 

Unirten in drohender Nühe, beisammen, und als im Deeelllber 1 G 1 0 die 

Abdanknncr heo'ann, Q"esehah sie so lanQ"sam und zweideutig-, dass die o t:') I \...J '--' L 

Besorgniss vor dem ElsasseI' Volk <lie Unirten bis in's ｆｲ￼ｬｾｪ｡ｨｲ＠ 1 G 11 

stetig in Athem hielt. l
) Das zweite Heer des Erzherzogs im Stifte Passau 

sollte nach den Be<lingungen des Vergleichs zwischen Kaiser Hudolf und 

l\Iatthias (Sept. - Oct. 1 G 1 0) ebenfalls abgedankt werden; aber auch dieses 

blieb beisammen, und erst als es sich im Decemher 1 G 10 nach Ober-

Oesterreich und von da nach Böhmen wandte, erleichterte es die Furcht 

der Unirten, ｯｨｊｬＨｾ＠ sie zu heben. Der einzige \Yidersacher der Union, 

der ehrlich, wie er os zugesagt hatte, seine Truppen entliess, 'war Herzog 

l\Iaxilllilian VOll Baiern als Haupt der katholü,ichen Liga. 

'Wenn also die Union im Frühjahr 1 G 1 0 durch ihr ra,sch8s Ergreifen 

der \Yaf'fen <Ee Gegner geschreckt hatte, so stand sie zu Anfang des Jahres 
1611 den kaiserlichen Streitkrüften beinahe wehrlos gegenüber.2) Es 

war <las ein Umschwung der militärischen Verhältnisse, dessen volle 

Gefahr erst durch die gleichzeitige Wendung der politischen Beziehungen 

klar wird. Als König Heinrich IV. von Frankreich im Februar 1610 

sich mit der Union über das Jülicher Unternehmen einigte, war zugleich 

eine gegenseitige Unterstübmng yerabredet, falls der König wegen der 

Jülicher Hülfe, und falls die U nirten wegen einer mit Jülich oder der 

Union zusammenhängenden Angelegenheit sollten angegriffen ｷ･ｾＧ､･ｮＮ＠ Als 

dann aber an die Stelle des Königs die haltlose Itegentschaft getreten war, 

erlangte man von derselben mit Mühe die versprochene Hülfe für Jülich; 

jene allgemeinere Abrede dagegen wurde lautlos bei Seite geschoben. 3) 

Das will sagen, ｾｳ＠ wurde die Verbindung der Union mit Frankreich, 
in welcher die Hauptstärke derselben lag, im wesentlichen gelöst. Aller-

dings zeigten dafür in derselben Zeit England und die Staaten sich bereit-

1) Acten 111 n. 294. Kurpfalz an Würtemberg. 1611 Jan. :21. (Stuttgart. Unionsacten XI f.4.) 
Wormser und ｓ｣ｨｷ･ｩｮｦｵｲｴｾｲ＠ Abschied. Feur. 10, März ＲＺｾＮ＠ (Stuttgart. Unionsactell IX.) 

2) Bei nen Versammlullg-en zu Speier (1610 Dec. Acten III n. 2H4), Worms (1611 Fehr.) und 

Schweinfurt (1611 )iärz) , an denen sich übrigens nur einige Unirte betheiligten, wurde über die 

Grüntlung einer Lanllrcttung gehandelt. In Schwein furt ｢･ｓｦｨｬｯｳｾ＠ Dlan nie Aufstellung von 2000 Uann 

z. F., die dann im Jtlai, zugleich mit den noch unter den Fahnen gehaltenrn Reitern, wider ｡｢ｧｾ､｡ｮｫｴ＠

wurden. (Kurpfalz an Würtemberg. 1611 ｾｔ｡ｩ＠ 1:1 Stuttgart. Unionsact n. X f. 2;.) 
;{) Acten III n. ＲｾＰＮ＠
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willig, ein ｾｩｬｬｬｬｬｩ｣ｨ･ｳＬ＠ nur in den Ansätzen <leI' Hülfe viel bescheideneres 
llündniss mit der Union zu schliessen. Allein (lie Verhandlungen darüber 
kamen nicht vorwärts, erst in den Jahren 1612-14 gelangte man zu 
definitiven Abschlüssen. Vom Anfang des Jahres HilI kann man sagen, 

dass damals die politischen BeziehunO"en <leI' Union nicht viel g'ünstiO"er 
b b 

waren als ihre lllilitärische Stellung. 

Mitten in solcher Ungunst <leI' Dinge gab es nun aber wider ein 
vortheilhaftes, freilich von dem Willen unu der \Y eisheit der Unirten 
unahhüngiges Verhältniss, welches ihnen schon im Verlauf der kriegerischen 
Actionon zu statten gekommen war: das war die Zerfahrenheit unu der 

Zwiespalt im Lager ihrer Gegner, vor allem der Streit zwischen Kaiser 
Huc10lf und seinem Bruder l\Iatthias. Diesem Streit hatte die Union es zu 

verdanken, dass sie am Ende ungefährdet blieb, ja dass sie in unerwarteter 
\V endung von denen, die sie anfänglich bedrohten, zu einer nicht ganz 
unbedeutenden Wirksalllkeit berufen ward. Den Ursprung und Verlauf 
dieser \Vendung haben wir in's Auge zu fassen. I) 

Zweites Kapitel. 
. 

nie Union und der Ausgang Itudolf's I I. 

Durch das gegen die Unirten erlassene ｾｉ｡ｮ､｡ｴ＠ vom 21. Juni 1610 

hatte Rudolf 11. die Autorität der Heichsregierung in solcher Weise ein-

gesetzt, dass, wenn dieselbe nicht beschimpft werden sollte, entweder die 

Union sich auflösen" oder ein offener Krieg des !teichs gegen den wider-
spenstigen Bund geführt werden musste. Was in Wirklichkeit nach jenem 

Erlass geschah, entsprach weder der einen noch der anderen Folgerung. 
Von Seiten der Union wurde eine heftige Entgegnung an den Kaiser 
verfasst, und das l\Iandat zur Seite geschoben. Von Seiten des Kaisers 
kam den Unirten im October 1610' eine Erklärung zur Kenntniss : er 

1) Die Entwicklung der ｢ｩｳｨ･ｾ＠ vielfach berührten Jülirher Sache lasse. ich in ｆｯｬｧ･ｮＨｾ･ｬｬｬ＠ .ritllell, 

weil die Union, oder auch nur die unirten Fürsten in ihrer Gesammtheit, seit Ende 1610 fur dIeselbe 

nicht mehr eintraten. 
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gesetzt, dass, wenn dieselbe nicht beschimpft werden sollte, entweder die 

Union sich auflösen" oder ein offener Krieg des !teichs gegen den wider-
spenstigen Bund geführt werden musste. Was in Wirklichkeit nach jenem 
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wolle mit denselben im unguten nichts zu thun haben. l
) Ja einer von 

den Intriganten, die damals den Kaiser zu frevelhaften Entschlüssen 

drängten und halbe Zustimmung und halbe Aufträge von ihm ausbrachten, 

eröffnete schon im September dem Herrn von ltosenberg, dass der Kaiser 

gewillt sei, sieh selber in die Union zu begeben.2) 'Vie hängt ein solches 

Ende mit einem solchen Anfang zusammen? 

Bei dem Versuch einer Erklärung muss man von vornherein fest-

halten, dass damals am kaiserlichen Hof von Einheit und Consequenz 

in der Regierung gar nichts, von dem Dasein einer Heichsregierung über-

haupt,. insofern es sich in bindenden Entschliessungen und Erlassen iLussert, 

nur wenig zu erkennen war. Der Kaiser wurde berathen bald von den 

in Prag versammelten Fürsten und den obersten collegialen Behörden, 

bald und mit Vorliebe von Abenteurern und Intriganten, deren Haupt der 

Erzherzog Leopold war. 'Velm im Namen des Kaisers gehandelt und 

verhandelt wurde, so geschah es gerade in den wichtigsten Fragen weniger 

auf bestimmte kaiserliche Entschliessungen, als auf unsichere Aeusser-

ungen und zweideutige Zustimmung des Monarchen zu ertheilten Rath-

schlägen. Diese Zerfahrenheit zeigte sieh in der gesammten Jülicher 

Verwicklung, vor allem in der Angelegenheit der in Passau gesammelten 

Truppen. Alleruings waren es klare Erlasse, durch welche Rudolf Ir. 
am 14. Juli 1609 den Erzherzog Leopolu zum Haupt der kaiserlichen 

COIllmission in Jülich ernannte, und am 9. Januar 16103) die Vollmacht 

desselben zu Truppenwerbungen kund that. Allein als das Heer in Passau 

gesammelt, und über seine Verwendung zu entscheiden war, da wurde 

kein bindender Entschluss gefasst, sondern nur wilde Pläne zwischen dem 

Kaiser, dem Erzherzog Leopold unu den Anhängern desselben erwogen. 

Nach dem was vorausgegangen war, mussten die Truppen zur Vertreibung 

der besitzenden Fürsten aus den Jülicher Landen und zur Bekämpfung 

der jenen Fürsten beistehenden Union verwandt werden; in 'Virklichkeit 

standen aber in jenem Kreise schon im Frühjahr 1610 andere Gedanken 

im Vordergrund: die Rückgewinnung der an König l\Iatthias abgetretenen 

1) Acteu III u. 2;-:8 S. 481. 
2) Acten ur u. 24':. 
3) Kurz, ｂ･ｩｴｲｾｩｧ･＠ zur Geschichte Oesterreichs o. ll. E. IV S. 53. 
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ｾ｡ｮ､･＠ ｾ＠ ､ｩｾ＠ ｅｲｨ･＿ｾｮｧ＠ Leopolds zum böhmischen und römischen Könige, 
eme kIrchlIch-polItIsche Reaction in den böhmischen Landen. Als daher 
das erwähnte Mandat ergillg a ,1" P l't'k ,1 • 
. ' W I' ule 0 I I , ueren Ergebmss es war, 
m der ｾｉ｡ｵｰｴｳ｡｣ｨ･＠ von der kaiserlichen Regierung schon verlassen. 

Bel alledem wurde zur Ausführung der neuen Pläne eine feste Ent-
schliessung nicht gefasst, sondern in beispielloser Perfidie und Unent-
schlossenheit in's ungewisse vorangeschritten. Als die in PraD" versam-

melten Fürsten den Kaiser, statt ihn in seinen Absichten zu ｵｮｾ･ｬＧｳｴ￼ｴｺ･ｮ＠
zu einer scheinbaren Versöhnung mit l\Iatthias nöthigten, rangen sie ｩｨｮｾ＠
das Zugeständniss ab, dass die Passauer Truppen, weil sie der Versöhnung 

im ·Wege standen, abgedankt \verden sollten. Das geschah in elen letzten 

Tagen des September. l
) Dann dauerte es bis zum 23. November ehe ein 

wirkliches Decret über die Abdankung erging;2) und in derselben Zeit 

wurde wieder im stillen der förmliche BeschI uss gefasst, die Abdankung 

nicht geschehen zu lassen.3
) Zur Ausführung dieses Beschlusses geschah 

vor läufig nichts, als dass den Truppen die vor ihrer Entlassung zu be-

richtigende Besoldung nicht gezahlt wurde: eine bestimmte Weisung über 

ihre fernere Verwendung wurde nicht ertheilt. Erst als im December 1610 
das verzweifelte Volk unter dem Obersten name, der in die geheimen 

Pläne eingeweiht war, eigenmächtig aufbrach, zunächst nach Gberöster-

reich, dann nach Prag, da endlich kam eine gewaltsame Action, die sieh 

naturgemäss gegen l\Iatthias und die protestantischen Stände Böhmens 
kehrte, in Fluss. 

Bei dieser Lage der Dinge wird man es begreifen, weshalb der 

Kaiser im Gctober 1610 mit den Unirten im unguten nichts mehr zu 

thun haben wollte. Aber eine weitere Folge dieser Wendung der kaiser-

lichen Politik war es, dass die Union in derselben Zeit eine zweite nicht 

minder vortheilhafte Annäherung erfuhr. Gleich beim Beginn der 

Passauer Rüstungen hatte König l\Iatthias die -gegen ihn gerichteten Pläne 

geahnt und zu seinem Schutz sowol militärische Anstalten getroffen, als 

auch politische Verbindungen gesucht. Eine der ｾｉ￤｣ｨｴ･Ｌ＠ mit denen er 

1) Häpcrlin XXIII. S. 259 fg. 
2) Ginde1y, Rudo1f I1, Bd. II S. 178. 
3) A. a. O. S. 179. 

Abh. d. III. Cl. d. k. Ak. d. Wiss. XV. Bd.lI. Abth. 14 
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ein freundliches Verhiiltniss wünschte, war die Union. Bereits im Juni 
vernahm man von des Königs Absicht, eine Gesandtschaft an den Bund 
abzufertigen l

), im August sprach ｾｉ｡ｴｴｨｩ｡ｳ＠ diese Absicht vor den ständ-

ischen Ausschüssen in bindender Form aus2) , im November erschien in 

seinem Auftrag Gundackel' von Polheim beim Herzog von Würtemberg3), 

und zu Anfang des Jahres 1611 begaben sich in gleichem Auftrag Nicolaus 

von Grinthal 4
) und Graf Reichard von Starhemberg Ö

) zu den unirten 

Fürsten: der erstere bra,chte unter andern beim Administrator der Kur-
pfalz, letzterer beim Herzog von Würtemberg seine Aufträge vor. 

Die nächste Absicht des Königs bei dieser Annäherung war, die 

Unterstützung der Union gegen des Kaisers Angriffe, zu erlangen, wie 

denn auch die letzterwüJmte Gesandtschaft im Hinblick auf den Einfall 

der Passauer in Oesterreieh geradezu um Truppen- oder Geldhülfe bat.6) 

Die Unirten wichen solchen Ansprüchen an ihre erschöpfte Thatkraft aus, 

aber dem Verlangen nach guten Beziehungen kamen sie bereitwillig ent-

gegen. Für sie brachte es also die neue Gestaltung der Dinge mit sich, 

dass der Kaiser ihnen nicht mehr gefährlich war, und dass des Kaisers 
Bruder ihr Bündniss suchte. 

Unmittelbar an diese "\Vendung der Dinge zu Gunsten der Union 
schlossen sich nun aber die Katastrophen, die durch den Aufbruch der 

Passauer Truppen hervorgerufen wurden. Im .März des Jahres 1611 ver-

banden sich, weil sie von jenen Streitkräften gleichmässig bedroht waren, 

König Matthias und die böhmischen Stände; bis zum 22. l\Iai brachten 

diese Verbümleten es dahin, dass Rudolf die böhmischen Stände vom Eid 

der Treue lösen musste; am 23. Mai wurde l\Iattbias als König von 

Böhmen angenommen, worauf die Hegierung der seit 1608 dem Kaiser 

noch belassenen Lande an ihn überging; am 11. August endlich kam 

1) Acten III n.148 Anm. 1,190, 243. Auf die darauf zielenden Rathschläge ständischer Partei-
häupter und die weiter gehenden Absichten derselben gehe ich hier nicht ein. 

2) Acten 111 n. 24;">. Vgl. 241 Anm. I, 190 Anm. 2. 
:3) Resolution des Herzogs." Nov. 28. (Stuttgart. Unionsacten XI f. 297.) 
4) Resolution des H. Zweibrücken Febr 19. (Stuttgart. Unionsacten IX f. 142.) 
;)) Würtemberg an l\fatthias. April 13. (Stuttgart. Unionsacten XI f. 512.) . 

6) Zweibrücken an Baden. 1611 Febr. 19. (A. a. O. IX f. 144.) Die angegangenen Fürsten ver-
wiesen die Sache an eleu UnioDstag, unel der Schweinfllrter Unionstag kam zu keinem Beschluss darüber. 
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ein Vergleich zu Stande über die Ehren und Einkünfte, welche dem 
abgedankten Landesherrn zugestanden wurden. In denselben Tagen, in 

denen ｾｯｬ｣ｾ･＠ Dinge in der österreichischen Monarchie vorgingen, kam 
das ReIch m Bewegung. Die Knrfürsten beschlossen die Abhaltung eines 
Collegialtags, der auf den 17. Juli 1611 nach Mühlhausen berufen wurde , 
aber erst gegen Ende des Monats Oetober in Nürnberg zu Stande kam; 
dessen Aufgabe sollte sein, die Rückwirkung der österreichischen Vorgänge 
auf das Heich, besonders die Feststellung der Nachfolge des Kaisers in 
Berathung zu ziehen. 

Es war natürlich, dass diese gewaltsamen Yorgänge, inclell1 die 
unmittelbar Betroffenen sich nach Unterstützung und Bunclesgenossen Ulll-

sahen, immer 'weitere Kreise ergriffen. Zu denjenigen, die zunächst davon 

berührt wurden, gehörte, wie nach den eben erwähnten frühern Anknüpf-
ungen des Kaisers und des Königs Matthias zu erwarten war, die Union. 

Am 26. Juni 161J1), zu einer Zeit, als die Krönung des Königs l\Iatthias 
vollzogen, aber der Vergleich vom 11. August noch nicht getroffen, und 

somit die Gesammtheit der kaiserlichen Concessionell noch nicht unwider-
ruflich war, schickte Rudolf den englischen Agenten Gunderot an den 
Markgrafen von Anspach und den Fürsten Christian VOll Anhalt, mit der 
Absicht, bei den Unirten einen Rückhalt zu gewinnen. Was dieser Ab-
geordnete auf bestimmten Auftrag vorbrachte, war ziemlich allgemein: 
der Kaiser wünschte der Unirten Unterstützung zur Erhaltung der Ehre 

des !teichs und seiner Person, und er ersuchte beide Fürsten, zu näheren 
Besprechungen mit ihm nach Prag zu kommen. In dem ersten Theil 
dieses Gesuches lag wenig auffallendes; denn gewiss bedurfte der Kaiser, 

wenn er nach dem Verlust seiner Erblande die Heichsregierung fortführen 
wollte, der nachdrücklichen Unterstützung aller, besonders auch der unirten 
Ueichsstände. Verfänglicher dagegen lautete schon die Einladung der 
bei den Fürsten, die in der Union den Gedanken der selbständigen und 
offensiven Politik vorzugsweise vertraten, zu vertraulichen Besprechungen 
mit Uudolf, und vollends bedenklich waren die Aeusserungen, welche 

der Ao-ent auf Grund der mündlichen l\Iittheilungen des Kaisers machte: 
b d' die Abtretung Böhmens, so hiess es da, sei eine erzwungene, 1e neue 

1) Creditiv Gunderots. Berlin. enionsacten XXII. 
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Regierung beginne bereits den Ständen unerträglich zu werden, die ganze 
Umwälzung sei von Spanien und dem Papst in's 'Werk gesetzt, um den 

"\Yeg zu bahnen zu einer Bedrückung des Heichs nach dem Muster der 

Tyrannei Ferdinands von Steiermark. 'Vas Hudolf bei den Verhand-
lungen in Prag widerholt androhte, dass er aus Böhmen sich nach dem 

Reich, am liebsten nach Hegensburg , begeben werde, wurde auch hier 

ausgesprochen. Kurz, wenn man all' diese Reden ernst nehmen durfte, 

so schien es, dass der Kaiser die Hülfe des Reichs suche, um seinem 

Bruder das Königreich Böhmen wieder zu entreissen und die Nachfolge 

desselben im lleich unlllöglich zu machen.1 ) 

Für's erste blieb diese Anknüpfung ohne bestimmte Folgen. Aber 

als im A ugu:-,;t 1 G 11 der Unionstag zu Hotenburg gehalten wurde, erschien 

bei demselben eine neue kaiserliche Gesandtschaft, bestehend aus Eustach 

von "\Vesternach und Zacharias Geizkofler 2), während gleichzeitig der 

Agent Gunderot die kurfürstlichen Höfe von Sachsen, Brandenburg und 

Pfalz besuchte. 3) 'Venn· man von diesen Gesandten Anträge erwartete 
in der Richtung der selbständigen Andeutungen Gunderots, so wurde man 

freilich enttäuscht: im wesentlichen bat der Kaiser auch jetzt bloss um 

Unterstützung zur Erhaltung seiner und des Heichs Autorität. 4) Indess 

dass ein solches Gesuch nunmehr an den gesammten Bund kam, war ein 

Fortschritt in der begonnenen Annäherung, und für die Union war es 

ein Vortheil und ein Triumph zugleich. 

Gewiss nicht ungünstiger wurde die Stellung der Union dadurch, 
dass dieses Vorgehen des Kaisers sofort wieder die concurrirende An-

näherung des Königs l\Iatthias nach sich zog. Einen Tag nach dem 

Vortrag der kaiserlichen Bevollmächtigten nahm die Rotenburger Ver-' 

sammlung die "\Verbung des Herrn Gundaker von Polheil1l entgegen, der 
im Namen des Königs l\Iatthias an sie abgefertigt war: er stellte den 

Feldzug des Königs nach Prag als vertragsmässige von den böhmischen 

1) Beilage 1. 
2) Anbringen der Gesandten. August 11. (Stuttgart. Unionsacten X f. 438.) 
3) Gunderot an Anspach. Juli 30. (Berlin. Unionsacta ad tom. XII.) Resolution des Administ. 

Kurpfalz auf Gunderots Werbung. Aug. 16. (Stuttgart. Unionsacten X f. 196.) 
4) Bei Kurpfalz wurde auch wegen der rückständigen Reicbssteuern gemahnt. 
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Ständen geforderte Hülfeleistung, seine Erhebung zum böhmischen König 

als das von ihm gar nicht vorgedachte Ergebniss einer VereinbarunO" des 
Kaisers und der böhmischen Stände dar. Und da bei des ｇ･Ｘ｡ｾ､ｴ･ｮ＠
Abfertigung der Vergleich vom 11. August noch nicht zu Stande O'e-

kommen war, so schloss sein Vortrag mit der Bitte um die Unterstütz:nO" 
der Union, falls diese letzte Vereinbarung nicht zu Stande kommen sollte. ｾ＠

In den Erklärungen, welche hierauf die Union an den Kaiser wie 

ｾｮ＠ ｳ･ｩｮ･ｬｾ＠ ｂｲｵ､･ｬｾ＠ abgab, hütete sie sich abermals vor !ler Verpfändung 
Ihrer Krafte. l\lIt dem unverkennbaren "\V unsch, den Vergleich zwischen 
dem Kaiser und Matthias bal!l vollendet zu sehen, verwies sie den erstern 
auf ihren erprobten Eifer für des Reichs W 01 und die kaiserliche Autorität, 
und rieth dem letztern zu l\lässigung und Ehrfurcht vor seinem Bruder. 
Allein dass die so angeknüpften Verhandlungen ihre Bed!=lutung doch 
nicht blos in der Umgestaltung der allgemeinen Beziehungen der Union 

zur Reichsgewalt hatten, dass vielmehr gleichzeitig noch ein unmittel-
bares Ergebniss derselben angebahnt war,· werden wir erkennen, wenn 
wir einen Punkt in diesen Besprechungen hervorheben, der bisher bei 
Seite gelassen ist. 

Seitdem durch den Gegensatz der confessionellen Parteien die Ver-
fassung des deutschen Reichs geslJrengt war, stawlen die Geschicke Deutsch-
lands unter der verhängnissvollen Alternative, ob die Parteien sich selbst-

ständig zu organisiren und ihre Gegensätze selbständig auszutragen ver-
mochten, oder ob es ihnen gelingen werde, ein gleiches Mass für ihre 
beiderseitigen Rechte und die Möglichkeit einträchtigen Zusammenwirkens 

innerhalb der Gränzen eines gemeinsamen Staatswesens wieder zu finden. 
Die Bewegungen des Jahres 1610 hatten es der Union gezeigt, dass 

für die erstere Aufgabe ihre Kräfte nicht ausreichten. Sehr erklärlich 

war es daher, wenn unter dem Gefühl der Ermattung der Wunsch nach 
einer gütlichen Verständigung über die Gegensätze zwischen katholischen 

und protestantischen Ständen, zwischen den Ständen und dem Kaiser 
erwachte. Der erste, in dem dieses Verlangen zum bestimmten Ausdrucke 
kam, war der Herzog Johann Friedrich von Würtelllberg. Er hatte über 
den Plan ellles allgemeinen Ausgleichs mit Kurfürst Friedrich IV. von 

1) Beilage 11. 
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der Pfalz kurz vor dessen Tode (16. Sept. 1610) correspondirt '); den 
gleichen Gedanken hatte er durch Vermittlung des Zacharias Geizkofler 

an den Erzherzog l\Iaximilian von Oesterreich gebracht und bei diesem ein 

freundliches Entgegenkommen gefunden. 2) 'Wie nun l\fatthias bei seiner 

Annäherung an die Union das Bewusstsein hatte, dass er seine persön-
liehe Angelegenheit nicht ausschliesslich in den Vordergl'lUld rücken 

durfte, so eignete er sich jenes selbe Vorhaben an, und zwar, wie man 

sicher annehmen darf, in der doppelten Absicht, seine nächstliegenden 

Anträge zu empfehlen und daneben seine Nachfolge im Reich, die er ja 

seit lange erstrebte und bei dem Verfall des Kaisers immer dringender 
erstreben musste, den protestantischen Ständen angenehm zu machen. 

Schon in der ersten 'Werbung, welche sein Gesandter Gundaker von Pol-

heim im K ovember 1610 bei 'Vürtemberg verrichtete, liess er in diesem 

Sinne um Aufklärung bitten über die Zerwürfnisse im Heich un(l bot 

seine Dienste zur Vermittlung an.3) Von da ab kam der Gedanke der 

I) Würtemberg an Zweibrücken, Neuburg, Anspach, Bauen. 1610 Nov. 19. (Stuttgart. Unions-
acten XI f. 267. 

2) Vergl. das eben angeführte Schreiben. Ferner: Protocoll einer würtembcrg. Rathssitzung. 
1610 No\". 18 (A. a O. f. 266.) Würtemberg an Maximilian. Nov. 29. (f. 321.) Es sollte scheinen, 
dass auch der H. Baiern mit demselben Plane umging. Ich finde darüber folgendes Schreiben des 
H. Philipp Ludwig von Neuburg an Würtemberg vom 19. April 1611 : Gaugier hat bei seiner Durch-
reise nach Düsseldorf mit 111. Jäger auf besondern Auftrag des Pfgr. Wolfgang Wilhelm über wichtige 
Puncte sich besprochen, besonders über die Mittel zur Herstellung des Vertrauens im deutschen Reich, 
und dabei eröffnet, was der H. Baiern gegen • unsers eltisten sons 1. in der person zu 1\1 ünchen dises 
puncten halben ganz eiferig und wol uffectionirt sich vernemen lassen." Aus erwähnt<.'r Besprechung 
ergiebt sich dass Würtembergs und Neuburgs Ansichten in diesel' Sache im Einklang sintl; deshalb 
und weil .sich gleicher gestalt auf der anderll seiten auch friedliebende fürsten befinden, durch deren 
vermitlung und befürderung diser fürgesetzte zweck aller orten zu erlangen sein möchte", so hat der 
Herzog seine Bemühungen in dieser Sache fortges<.'tzt. Zur Fiihrung der Ausgleichsverhandlungen 
wären von päpstlicher Seite zu gowinnen lIIainz und Baiern als Häupter der Liga und wegen ihres 
gross<.'n Ansehens im allgemeinen. Der H. Würternberg möge sein Gutachten geben, ob als dritter 
Unterlländler Erzll. MaximiJian oder wer sonst zu gewinnen sei. Von protestantischer Seite muss man 
solche Fürsten nehmen, welche einander wol leiden mögen, etwa Chursachsen und 'Vürtemberg. Die 
Dienste lies H. Neuburg stehen ebenfalls zu Gebote. ht man einig, welche Unterhändler und wie sie 
gewonnen werden sollen, so hat man sich weiter zunächst auf jeder Seite besonders zu bedenken, • wie 
man hernacber das ganze werk füren und ineffectulll ricbten wolle." CStuttgart. Unionsacten X f. 9. 
V gl. Sattler VI S. 56.) Es scheint indess das Datum dieses Schreibens um ein Jahr zu früh an-
gesetzt, da von einer Anwesenheit Wolfg. Wilhehlls am bairischen Hof zu Anfang des Jahres Hili 

nichts bekannt ist. 

;l) Stuttgart. l.Jnionsueten XI f. 2:34. 
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｡ｾｬｧ･ｬＱｬ･ｾｮ･ｮ＠ ａｬｾｳｧｬ･ｩ｣ｾｵｮｧ＠ ｡ｾｳ＠ ｳ･ｩｮｾｮ＠ Verhandlungen mit Würtemberg 
mcht WIeder hmaus; L und Illl JulI 1611 wal' damit so viel erreicht 
dass die würtembergischen Räthe den König Matthias als den am ｉｬｬ･ｩｳｴ･ｾ＠
geeigneten Nachfolger des Kaisers bezeichneten. 2) 

Matthias suchte also eineu' Rückhalt bei den protestantischen Ständen 
des Iteichs, indem er sich einen Gedanken aneignete, der dieselben be-
herrschte. 'Vas war da natürlicher, als dass der Kaiser, nachdem er 
seiner Erblande beraubt war und nur im Heich noch die :Mittel zur 

Fortführung der Herrschaft finden konnte, dem Beispiel seines Bruders 
folgte? Als Rudolf II. den Obersten Gunderot an Anspach und Anhalt 
sandte, liess er betheuren, dass er dem, was zum Nutzen des Reichs von 

ihm verlangt werden könne, nachkolllmen werde, und dass er mit den 
Protestanten ein vertrauliches Verhältniss wünsche. il) Als seine Gesandten 

vor der Rotenburger Tagsatzung erschienen, schlugen sie Besprechungen 
vor über Herstellung der Eintracht im Reich und Erhaltung, der Rechte 
der Stäl1l1e.4) 

Eine wirkliche Verständigung, oder auch nur die Anfänge zu einer 
solchen kamen nun freilich auf jene Andeutungen nicht zu Stande. Als 
die kaiserlichen Gesandten die vorgeschlagenen Besprechungen mit der 
Hotenburger Versammlung wirklich eröffnet hatten, erhielten sie ein am 

1) Matthias an Würtemberg. 1611 Fehr. 3. CA. a. O. f.449.) Würtembcrg an l\IattIJias. Apl'ill3. 
(f. ＵＱｾＮＩ＠ Würtembergs Resolution an Polheim. Aug. 20. (Beil. II.) Das zunächst erwähnte Schreiben 
des lIIatthias hat übrigens noch eine besondere Spitze. l\Iatthias hebt unter uen Gründen des Zwie-
spaltes im Reich wie im Hause Oesterreich den Einfluss der friedhiissigen Rathgeher des Kaisers 
hervor. Er dankt dem Herzog dafür, dass er ihn um sein Gutachten über Herstellung der Eintracht 
im Reich gebeten hat. Dann fährt er fort: eine Schwierigkeit hierbei ist es, uen Kaiser und seine 
Räthe für dieses Werk des Friedens und deIl Plan der Ernennung von Personen, • welche die tail ver-
nemmen und zeitlich solche hinlegen kunten", zu gewinnen. Da der kaiserliche Hof seiner Gewohnheit 
nach die Sache vielleicht nur verschleppen dürfte, so könnte mun .auf andere weg gleichesfals gefast 
sein, oder die interessierte persuadiern, das sie inen etliche unparteiische und uninteressierte neben 
eine illobman gefallen ]jessen. Bei welchem termino die unierte fürsten in gemain viel vermögen könten ; 
welches i. KaLlII. zu keinem. praeiudicio deshalben gereichet, weil ir ambt erfordert, frid und ainigkeit 
zu erhalten, ir auch mit unruhe und uberhauften negotiis nit alle zeit wol ist." Der König ist bereit 
alles zu thun, was er • den unirten chur- und fürsten zu gemainem friden im heil. reich nutzliches 
erzaigen kann. Das ubrige ist der feder nit zu vertrauen." 

2) Gutachten von Eberstein, Engelshofen, ßuwinkhausen, Fabel'. Juli ｾＨｩＮ＠ (A. a. O. X f. Ｒ［ｬＴｾＩ＠

3) Beilage I. 
4) Vortrag der Gesandten. 
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• 
10. August erlassenes, vielleicht durch den am 11. desselben Monats zum 

Abschluss gelangenden letzten Vergleich mit .Matthias hervorgerufenes 
kaiserliches Schreiben, nach dem die fernere Verhandlung über Be-

schwerden der Reichsstände auf den Nürnberger Kurfürstentag zu ver-

weisen war. l
) Damit wurden die Conferenzen abgebrochen. Indess die 

Unirten nahmen die geschehenen Andeutungen als eine Art von Ver-

pflichtung des Kaisers und seines Bruders auf zur weitern Verfolgul1O' 

des einmal aufgestellten Zieles; und im Vertrauen darauf formulirten ｳｩｾ＠
ihre Stellung zu dem ihnen so willkommenen Vorschlag. N ach ihrem 

alten Grundsatze gab es für den Austrag der grossen Streitigkeiten im 

Reich nur ein Forum, nämlich den Reichstag; es gaL nur eine Art der 

Elltscheidung, nämlich freiwilliges UebereinkoI11men sämmtlicher Reichs-

stünde ohne Ueberstimmung. Demgemäss forderten die Unirten vor allem 

einen Reichstag. Da jedoch die letzte Versammlung der Reichsstände 

(1608) nur dazu gedient hatte, um die Gegensätze der Parteien auf die 

Spit7.e 7.U treiben, so hielten .sie es ferner für nöthig, die Arbeiten des 
neuen Reichstags yorbereiten zu lasson. Sie verlangten also eine voraus-

gehende Versammlung auserwählter Fürsten beider Parteien, welche eine 

vorläufige Verständigung versuchen sollte, natürlich ohne dass auch hier 

ein Ueberstiuul1en statthaft, oder ·das Ergebniss für den Reichstag bindend 
sein durfte. 

In solcher ,Veise wurde der Pbn der Ausgleichung zuniichst von 
,Vürtemberg gefasst2

) und daIm mit einem wichtigen Zusatz von dem 

Hotenburger Unionstag gebilligt. Hier nämlich unterschied lllan zwischen 

solchen Forderungen der Protestanten, die durch den fracrlichen Aus-

gleich unter sämllltlichen Ständen zu erledigen waren, und
b 

denjenicren 

welchen der Kaiser einseitig gerecht weruen konnte. Zu letztern ｲ･｣ｨｾ･ｴｾ＠
man die Aufhebung der den Protestanten widerwärticren Entscheidungen 

. b , 

welche aus der Ausübung cler kaiserlichen Jurisdiction im Heichshofrath 

hervorgangen waren, die Aufhebung (1ieser Jurisdiction selber, sowie eine 

1) Besprechung zwischen den GesanJten und den Deputirten des Unionstags vom 17 Aug 
(Stuttgart. lJnionsacten X f. 455.) • . 

. 2) Würtemberg an Zweibriicken etc. 1610 Nov. 19. (Stuttgart. Unionsacten XI f.267.) Desselben 

ｾｾｳ［ｾｾｾ［ｮ＠ auf Polheims Werbung. 1611 Feb. 3. (f.449.) Neuburg an Würtemberg. 1611 (1612) April 19. 
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Neubesetzung des kaiserlichen Hathes unter Mitwirkung der Fürsten. Um 

nun den Ausgleich zu erleidltern, sollte der Kaiser in der letztern Classe 
von Forderungen den Protestanten sofort zu Willen sein. I) - Schwerlich 

konnte wan in diesem Zusatz der Unirten eine günstige Aussicht für das 
Versöhnungswerk erkennen; ihr Grundsatz war eben jetzt wie später, 

dass es gefährlich sei, eine Neigung zu Concessionen zu verrathen. 
Aber dessen ungeachtet hielten sie an dem aufgestellten Plan in seiner 
angemeinen Fassnng mit seltener Zähigkeit fest: es war der Gedanke der 
"Composition", der fortan in den Beziehungen (1e8 Kaisers und der pro-
testantischen Stände im Vordergrund stehen sollte, und dessen endlich 

erkannte ｕｭｾｵｲ｣ｨｦ￼ｨｲ｢｡ｲｫ･ｩｴ＠ vor allem dazu diente, um die Geister mit der 
Not1twendigkeit eines grossen Krieges vertraut zu machen. 

Fasst man das bisher Gesagte zusammen, so ergiebt sich, dass der 

Hotenburger Unionstag vom Angust 1 G 11 einen nicht unwichtigen Ab-
schnitt in der Unionsgeschichte bilt1et: hier wurde die Abrechnung über 
den Krieg von 1 G 1 0 aufgestellt; es kam hier die neue Verbindung der' 

Union mit dem Kaiser und :\Ia tthias zum vollen Ausdruck, und es wurde 
der Anstoßs gegeben zu den die Folgezeit erfüllenden Compositions-
verhandl ungen. 

Drei Monate nachher trat der Nürnberger Kurfürstentag zusammen. 
Da auf dieser Versammlung all' die schweren Fragen, welche in dem 
laufenden Jahr die Union, das Reich, die österreichischen Lande bewegt 
hatten, vor dem Forum des Heichs zur Sprache kommen sollten, so muss-

ten die Parteien sich gefasst machen, das, was sie errungen hatten, zu 
sichern, und was sie noch erlangen wollten, vorzubringen. * Die Ullirten 

erwarteten Verstärkung ihrer günstigen Stellung zwischen dem Kaiser 
und l\Iatthias und ernstliche Fortsetzung der Compositionsverhandlungen. 

1) Antwort der Rotenburger Versammlung an die kaiserlichen Gesandten. (Stuttgart. Unionsacten X 
f. 442.) Am Scbluss beisst es: wenn gegenwärtig der Kaiser die oben angeregten lediglich in seiner Hand 

liegenden Beschwerden abstellt. und in den unter den Ständen des Reicbs schwebenden Beschwerden 
.die vor alters in dergleichen differentien im h. Rom. reich gebreuchlichen mittel" anwendet. so wird 
Eintracht und Wolstand im Reich hergestellt werden. und der Kaiser den Diensteifer der Stände 
mit der That bewährt seben. - Unter den im Reich herkömmlichen ｾｉｩｴｴ･ｬｮ＠ ist ein l\Iodus nach Art 
der Würtemberger Vorschläge zu verstehen, wie denn auch die kaiserlichen Gesandten in einer ferneren 
Besprechung vom 17. Aug. die Ausgleichsverhandlung durch eine paritätische Stiindedeputation ihrer-

seits als einen Ausweg proponiren. 

Abh. d. UI. CI. d. k. Ak. d. Wiss XV. Bd. 11. Abth. 15 

CiRF __ ｾ＠
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Matthias hoffte, eine Genehmigung seiner nenen Erwerbungen zu erzielen, 

iwlem die Kurfürsten ihn als Inhaber dür bölullischen Kur erkennten, 
und er wünschte nicht minder dringend, seine Wahl zum römischen König 

enlllich durchzusetzen. Der Kaiser schliesslich hatte den Gedanken, sich 

zum mindesten die im Heich ihm gebliebene Herrschaft und die in Böhmen 

illJll gelassene WÜl'lle zu sichern und die Bestimmung seiner ｾ｡｣ｨｦｯｬｧ･＠
hinauszuschieben. 

Das Spiel (ler entgegengesetzten Bestreblmgen begann, indem Hudolf 1I 

seine Verbindung mit den Unirten wider aufnahlll. Von ihm eingeladen, 

erschien im Oe tobel' 1611 der .:\Iarkgraf von Anl'ipach in Prag I), uml 

am 23. diel'ies :Jlonats wUl'lle er vom Kaiser der zum ｎￜｾＧｮ｢･ｲｧ･ｲ＠ Tag 
abgefertigten Gestlndt.;;chaft beigesellt. 2) Die Auftrüge, die er bekam, 

hatten den Zweck, einerseits dem Kaiser in (ler Heichsregiorung wieder 
eine wirksame Stellung zu verschaffen; - in llieser Hichtung wurden 

Vonschliige verlallgt zur ..:\bstellung der Heichsheschweruen und zur Be-

'lebung der Justiz; es wurde angedeutet, llass der Türkenkrieg abermals 

beginnen könne, und clUlm vom Kaiser mit dem !teich zu führen sei; 

es wurde endlich die leise Bitte um eine ｂ･ｩｳｴ･ｵＸＱｾ＠ des Heichs zur Unter-

haltung der kaiserlichen negierung eingefügt; - anderseits gingen des 
Markgrafen Instructionen darauf aus, den zwischen dem Kaiser ull<l 

ｾｉ｡ｴｴｨｩ｡ｳ＠ geschlossenen Vertrag zum V ortheil des ersteren zu wenden: 

die Kurfürsten wurden ersucht, den böhlllischen Ständen grössere Ehr-

furcht gegen den Kaiser einzuschärfen; sie wurden befragt über Sicher-

ung der dem Kaiser ausgesetzten Einkünfte, über Verlegung der Hesidenz 
in (las lleich, um1, wenn lllan die ,Vorte streng nehmen llarf, sogar über 
Geltung oder Nichtgeltung des gesammten Vertrags. 3) 

Selbverständlich trat diesen -.Anträgen des Kaisers die Gesandtschaft 
seines Bruders, an deren Spitze der Bischof Klesl stand, überall entgegen. 

l\Iatthias nahm als König von Böhmen die Mitgliedschaft des kurfürst-

lichen Collegiums in Anspruch; der Hauptzweck seiner Vorstellungen war, 
aie Kurfürsten von der Nothwendigkeit einer römischen Königswahl zu 

1) Gindely 11. S. 315.' _ 

2) Kaiserl. Creditiv. Berlin. Unionsacta all tom. XII. - Früher hatte der Kaiser den Landgrafen 
ｾｦｯｲｩｴｺ＠ an die Spitze seiner ｇ･ｾ｡ｮｲｬｴｳ｣ｨ｡ｦｴ＠ stellen wollen. (Rommel II S. 320.) 

:3) Beilage III. 
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￼｢･ｲｺ･ｵｧ･ｮｾ＠ und die Wahl wo möglich Rofort, und dann natürlich zu seinen 
Gunsten, vornehmen zu lassen. Er wünschte sichtlich, die Kurfürsten zu 
einem ähnlichen Verfahren zn bestimmen, wie es kürzlich die böhmischen 
Stände bei Uebertragung der Krone Böhmens beobachtet hatten. I) 

Hätten nun die Kurfürsten es vermocht, solchen Gegensätzen gegenüber 
sich selber zu einigen! Aber es zeigte sich, dass die Spaltung von 1 G 08 
im wesentlichen bestehen geblieben war. Wenn der Kaiser _ hierin im 
Einverständniss mit der Union - (len Kurfürsten die YOl'bereitungen zur 

Einigung des getrennten Heiches antrug, so konnten unmöglich die geistlichen 

Kurfürsten mit denen von Pfalz und Brandenburg in diesen Dingen überein-
kommen. Wenn der Kaiser von ihnen erwartete, dass sie seiner Erniedrigung 
ein Ziel setzten, und wenn in der TImt sowol Sachsen als die geistlichen 
Kurfürsten über das Vorgehen des l\Iatthias erbittert 'waren, so hätten doch, 

falls der Muth zn einem Einschreiten in die österreichischen Händel vor-
11an(len gewm,en wäre, die Kurfürsten der Liga und die yon der Union 

sich unmöglich über die Art einer Hestamation, die entweder der prote-
stantischen oder der katholischen Sache zu gute kommen musste, vereinigen 
ｫｮｾ･ｮＮ＠ Das Ergebniss war daher ein halbes, wie es regelmässig bei den 
letzten Kurfürstentagen gewesen war: an dem Vergleich zwischen Kaiser 

und Matthias wurde nichts geändert; die Frage der Einigung des Heichs 
wurde, abgesehen von einigen unbecleutendelll\Iassnalllnen, auf einen Heichs-

. tag geschoben, und die Bewilligung zur kaiserlichen Berufung eines solchen 

ün voraus beschlossen. Nm in einem Punkt, der allerdings keinen Verzug 
mehr zu leiden schien, kam lllan zu einem weiter reichenden Entschluss, 
in der Nachfolgefrage. Da fertigte man eine schleunige Gesandtschaft 
an den Kaiser ab, um dessen Zustimmung zur Vornalune der Wahl ein-
zuholen. In der Voraussetzung dass die Zustimlllung nicht ,'ersagt werden 
könne und dürfe, einigte man sich gleichzeitig, den Wahltag am 21. Mai 

in Frankfurt abzuhalten. 2) Unter die zur Theilnalnne berechtigten Kur-
fürsten aber nahm man den König l\Iatthias, wie er es verlangt hatte, auf. il) 

1') Berichte Klesls bei ｈ｡ｾｭ･ｲ＠ 11. Nr. 349, 350, 356, i;61. 

2) Beilage IV. ., 
3) Gindely II. S. 318. Das ZlIainzer Ausschreiben des \\ ahltags ,-om 16. Dec. 1611 (Berlin. 

Rep. XII 1, 2.) wurde auch an Mattluas genc e. VI{. a l . . . bt t ( I d s Be lenken von Anspach, ZlIillkwiz und 
Pflug. Beilage IV.) 
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2) Beilage IV. ., 
3) Gindely II. S. 318. Das ZlIainzer Ausschreiben des \\ ahltags ,-om 16. Dec. 1611 (Berlin. 

Rep. XII 1, 2.) wurde auch an Mattluas genc e. VI{. a l . . . bt t ( I d s Be lenken von Anspach, ZlIillkwiz und 
Pflug. Beilage IV.) 

15* 



110 

Aber auch bei <liesem Vorgehen fehlte zur sicheren Erreichung des 

gesteckten Ziels noch eines: die Einigung über die PeriiOll des Nachfolgers. 

Es standen sich in dieser Hinsieht abermals die Absichten der geistlichen 

und eIer zur Union gehörigen weltlichen Kurfür:,;ten entgegen, und zwischen 

bei<lell in der Mitte befand sich K un;achsen. \Vol hatte der Erzbischof 

von )1ainz im September des Jahres 1610 sich über die Nachfolge mit 

<lem Kurfürsten von Sachsen besprochen J) und dahei als seinen Candidaten 

den Erzherzog Albert empfohlen,:!) wol war auch von kaiserlicher und 

katholischer Seite soviel erreicht, dass Sachsen sich bei Beginn des Kur-

fürstentags vor allem mit den geistlichen Kurfürsten, abgesondert von 

Pfalz und Brandenburg , zu bereden gec1achte; 3) aber hinsichtlich der 

Person des zu \Yählenden war lllan all1 siichsischen Hof bei Eröffnung 

des Nürnberger Tags noch unklar: jedenfalls sollte er vom Hause Oester-

reich sein; sichtlich neigte man auch trob; <les Unwillens über die letzten· 

Vorgänge am llleisten zu )Iatthias; allein, wie lllan sich ｾ･ｬ｢･ｲ＠ nicht 

binden wollte, so wollte man auch von einer bindenden Vereinlmrung der 

Kurfürsten vor dem eigentlichen \Yahltag nichts wis;,;en. - Ob Sachsen 

bei dem Kurfürstentag selber über diese Linie hinausgegangen ist? Einige 

Zeit nach demselben mahnte ihn der Erzbischof von ::\Iainz an eine dort 

getroffene "vertrauliche Abrede" 4) und als die an der Abrede Betheiligten 

nannte er neben Sachsen und sich selber die Erzbischöfe von Triel' und 

Cöln. 5) Nimmt man hierzu, dass )Iaillz gleichzeitig fortfuhr, über die 

1) Gindely H. S. 162. 
2) .Ueber diese Conferenzen theilt Gel'stenberg in einer sächsiscben Rathssitzung vom 20.0ctbr. 

1611 (Dresden 10675. Ander Buch Wahlsachen 1612. f. il68) folgendes mit: "soviel das subiectum 
betrift, hette sich l\Ieinz erboten, alle subiecta domus Austriacae llfs pappier zu bringen, und rationes 
pro et contra bei iedes zu setzen und u. gg. h. zuzustellen. Het der Gräzer lini und in specie ertzhel'tzog 
Leopoldi gedacht, aber dovon bald wieder abgesprungen. Max. wurde dieses nicbt annemen. Endlich 
hette er Matthiam und Albertum kegen einander gesetzt, die excess erstlich zum höhesten exaggeriret 
und endlich uf Albertum geschlossen, auch gedacht, das PfaHz zu dieser election geneigt. Helt dofur, 
(las an diesem ort viel explorandi causa gesagt." 

3) In der erwähnten Sitzung wird über die Möglichkeit einer von Sachsen, Mainz und andern 
Kurfürsten auszustellenden Obligation iiber Geheimhaltung der Successionsverhandlungen berathen. 
Dabei bemerkt Brandenstein : .so würde es auch bei Pfalz und Braridenburg ungleich ansehen haben, 
wen dergleichen one ir beisein geschehe." 

4) 1612 Febr. 6 .ich verpleibe nochmals bei Nürnbergischen abscbiet und vertraulicher abret." 
(Dresden 10675. Erstes Buch Wahltagssachen 1612. f. 17.) 

5) Werbung Brömsers bei Kursachsen. 1612 März. (a. a. O. f. 95). 
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Bewerbungen des :Matthias sich ungünstig und über .Albert sieh güniitig 

gegen Sachsen zu äusserll, 1) so könnte lllan versucht sein, jene Abrelle 

auf eine Verständigung der genannten Kurfürsten über die Wahl .Alberts 

zu <leuten. Aber wenn lllan dagegen sieht, wie bei der illl ::\1 ai 1612 

beginnenden Wahlhandlung llie geistiichen Kurfiirsten für .\.lbert, Sachsen 

dagegen für lIIatthias ｷ｡ｲＬｾＩ＠ wie auch unter den <1eistlichen der Kurfürst 

VOll Cöln wieller zu Ba.iern neigte, il) so lllllSS man doch wol f1ie .\.n-

nahme einer Einigung über (he Person des zu Wühlerulen aufo'eben' man o , 

wird die Abrelle auf irgend ein <tmleros :Molllent in 11en Wahlvel'ballll-
lungen ｨ･ｺｾ･ｨ･ｮ＠ müssen. 4) 

Unfertig wie somit der Besdlluss des NÜl'llbcrger Tag;,; über tlie \Vah1-

angelegenheit war, wurde doch der Kaiser ,iuf's empfindlichste von dem-

selben betroffen. Denn wenn ihm die Kurfürsten ihre ::\Iitwirkun()' ver-o 

sagten zur Befestigung ｳｾｩｮ･ｲ＠ Stellung im !teich oder zur .Aentlerung des 

Vertrags mit Matthias, so vereitelten sie doch nur Hoffnungen, die in die 

Zukunft gingen; indem sie sich aber anschickten, llie von Rudolf so lange 

uUll so hartnäckig verhinderte Wahl 'eines ｾ＠ achfolgers durchzuzwingen, 

verschlimmerten sie seine gegenwärtige Lage: ein erwählter :Nachfolger 

musste bei Hmlolfs geistiger Verfassung ihlll für's !teich das werden, 

was Matthias ihm für die österreichischen Lamle geworden \yar. 

Bei solchen Verhültnissen fragt lllan sich, ob Rmlolfs Annüherung 

an die Union ihlll denn nicht einmal in dieser Verlegenheit zu statten 

kalll. Denkt man hierbei an die zur Union gehörigen Kurfürsten, so 

1) In dem Schreiben vom 6. Febr. bemerkt er übel' Hegenlllüllers Werbung, durch welcbe die 
Wahl des K. Mathias empfohlen wurde: .der strick ist gestellt; wer sich fangen wiI lassen, dem 
stehet es frei." - In einem eigenh. Nachschreiben vom 2. April berichtet er mit sichtlichem Missfallen 
die Abneigung von Kurpfalz gegen Albert's Candidatur: die Unirten seien, wie man höre, mit lIIatthias 
Handels einig gewol'llen. • WiI gern sehen, wer den andern betrigen wirt." (a. a. O. f. l:W.) 

2) Kurköln an Baiern. 1612 Mai 30. (Wolf III. S.2\):3) Ueber das irrige Datum dieses Schreibens 

siehe unten. 
3) Vgl. die Reihe der Auszüge bei Wolf III S. ｾｴｬＶ＠ fg. 
4) Erwähnen muss ich freilich noch eine andere Möglichkeit. In der angeführten Werbung 

Brömsers wird Kursachsen befragt, ob er bei der erwähnten Abrede beharre. Darauf beisst es in des 
Kurfürsten Resolution (April 8. Dresden a. a. O. f. 120): die Successionssache ist durch des Kaisers Tod 
in andern Stand gerathen. Die vom Erzbischof angedeuteten Kriegsrüstungen ullll Praktiken (der 
Staaten und mehrerer Unirten) .endern auch die gefaste consilia." Seine Gedanken darüber hat dei' 
Kurfürst dem Brömser mündlich eröffnet. - Unmöglich ist es nicht, dass in dieser etwas undeutlichen 

Antwort eine Lossagung von einer Abrede über Alberts Wahl liegt. 
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muss Ulan dip Frage verneinen: Pfalz und Brandenburg stimmten mit ihren 
Co lIegen. 1) Dl'nkt ))lall an <Ee bei den Fürsten, welche die Annäherung 

vornehmlich vermittelten, an Anspach und Anhalt, so stellt sich die Sache 
etwas anders uno nichts weniger als einfach. 

Beim Nürnberger Tag wirkte (leI' Markgraf VOll Anspach selbst-
verstiludlich gegen die Beschlüsse übpr die Nachfolge,2) denn er war Ja 
Gesa ud tel' des Kaisen.,. K nrze Zeit nach dimler Y ersa mIllI ung, in den 

ersten Tagen des Jahres 1 G 12, erschien er aber, vom Ku iser berufen, 

zum zweiten Mal in Prag; uno nun war es seine Aufgabe, nach eig8118lll 

Ermessen dem Kaiser in spinen Heuen Verlegenheiten zn rathen und zu 

helfen. ä) Dem Kaispr kam es damals darauf an, den "\Vahlta!! rücko'üno'iO' 
\.....' b ｾ＠ b 

zu machen. Obwol er (leI' kurfürstlichen Gesan(1tschaft die ZustilllllllUW 
o 

zur Abhaltung ､･ｳｳｦｾｬ｢･ｮ＠ nicht zu verweigern gewagt hatte, so hoffte er 

doch, ihn <1a(lur('h in'H ungewisse verschieben zu können, dass er den 

Heichstag, den man ja auch in Nürnberg für nüthig eraehtet hatte, und 

dpr in (len COlllpositionspliinen der Unirten obenan stand. ihm vorsetzte. 

1) Der Besthluss in der Wahlsache war ein einhelliger. (Mainzer Ausschreiben. 1611 Der 16.) _ 

Um nicht zu breit zu werden, kann ich nicht in die Einzelheiten der Geschichte des Kurfürstentags 

eingehen. Nur andeuten will ich, dass nach Klesl's Beri .. ht (Hammer Ir. NI'. ;:(1) .He geistlichen 

Kurfürsten und Sachsen anfangs geneigt waren, den Nürnberger Tag als Wahltag zu ronstituiren und 

sich über den Nachfolger sofort schlüssig zu machen, dass dagegen Pfalz und Brandenburg die Aus-

setzung der Wahl auf ein!'11 beson lern Wahltag verlangten. Vielleicht hatte (Jenn auch die oben er-

wähnte Abrede den Zwrck, einem abermaligen Versnch, den endlich festgesetzten Wahltag zu ver-
schieben, zu widerstehen. 

2) Hammer H. NI'. ;Wl. 

;3) Am 24. Dec. lßll schreibt Anhalt an Anspach: Gunterot wird bald im Namen des Kaisers zu 

dem l\Iarkgrafen kommen, • pour vous prier d'entreprendre une ambassade d'empescher l'assemblee colIegiale 

pour l'election. I1 st;ay la substance de l'instruction, laquelle nc venlt rit-n. II VOU9 fault aller la, 

Rpporter et rapporter le latin, a quoy je vous aideray, a ce que j'cspere, assez bien. L'empereur desire 

que j'aiIle eil Frallce; mais l'imbeciIlite de ma bomse trouvera une excuse de gouttes pretellllues. 

Ce que je vous ar voulll representer avec adjointes nouveIIes des noces a Vienne, consommees et celebrees 

par gouttes, hydropisies pt mr. NeIIi. Bon augure de la succession!" (Berlin. Unionsacta LX.) Am 

:3. Jan. 1612 schreibt derselbe an Christoph von Dohna: der Kaiser wiII den auf den 21. Mai anbe-

raumten Wahltag venchoben sehen: es sei gegen die Reichsgesetze, dass die Kurfürsten bei Lebzeiten 

und gegen den VnIlen ､･ｾ＠ Kaisers einen Nachfolger desselben wählen. Zur Verhinderung des Tags 
schick' er Gesandte an Sachsen ullli M:ainz. Dass man den K. l\latthias zu demselben berufen wolle, 

findet er befremdend. .Led. empereur a recherche m. le marquis et moy que debvion9 venir en per-

sonne vers lui., dont m. le marquis s'en va aujourdhui; moi je me Ruis excuse. 11 desire une diete 

imperiale pour pouvoir proposer atouts les estats les tort8 qu'on lui fait, et que touts les estats trait. 

tent pour les capitulations entre lui et le successeur. Il a desseing de se faire part yen France et 

au Pays-bas et avec tous ceulx qui n'ayment pas I'Espagnol". lSchlobitten. NI'. 429.) 
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Hierzu sollte der Markgraf helfen. Ohne Zögern ging nun Anspach auf 
den Gedanken tIer Veranstaltung lIes Heichstags ein. Aber wenn der 

Kaiser damit die Absieht verbawl, llie Feststellung' ller Xachfolge über-
haupt zu hintertreiben, so schlug lIer .:\Iarkgraf eine andere Hiehtung ein. 

Unter allerhand. entgegenkommenden Vorschlügen, wie Hudolf die Wahl 
nicht vermeiden, Hondern unter seine Leitung bringen solle, schloss er 
seine Hathschlüge lIlit llem Hinweis, l1ctss der Kaiser, um diesen Zweck 
;"u erreichen, lllit der Designation seines Nachfolgers den Kurfürsten ;"u-
vorkollllllen lllüsse; und er empfahl ihm gera(lew den König Matthimi.1) 

Wie soll man (liesen ltath erklüren'( Beachten wir wnächst, dass 
Anspach im vollen Einverständniss mit dem Fürsten Christi an von Anhalt 
verfuhr, wie denn auch der Kaiser den Beistaml des let;"tern verlangte. 
"\Venn nun beide Fürsten (1ie Wahl von lIen VerhancUungen eines voraus-
gehenden Heichstags abhängig machen wollten, so folgten sie damit den 

Absichten der ltotenburger Tagsatwng und der hergebrachten Politik der 
Unirten überhaupt, welche jOllen wichtigen Akt im Heich abhängig zu 

machen suchte von einer vorausgehenden gesetzlichen Erledigung der Be-
schwerden der Reiehsstünde, oder, wie mall es sich jetzt dachte, von der 
Composition. Wenn aber abgesehen von dieser Vorbedingung die beiden 

Fürsten der Vornahme der Wahl nicht nur nicht entgegen waren, tlondern 
den Ausfall derselben mit Hülfe des Kaisers im Voraus zu sichern ｳｮ｣ｨｴ･ｮｾ＠

so lag dies zunäehst daran, dass ihnen die Neigung der geistlichen Kurfürsten 
zur Erhebung Alberts bekannt geworden war; es lag ferner daran, dass sie 

die wahren Absichten der spanischen Politik verkannten. Während nämlich 
Jer spanische Gesandte seit Anfang 1610 die Wahl des ｾｉ｡ｴｴｨｩ｡ｳ＠ als die 

einzig zwecknüLssige erkannt hatte 2
) und stetig beförderte, licssen sich Anhalt 

und Anspach den Glaul>en nicht nehmen, dass Albel'ts Candidatur von 

Spanien aufgestellt sei und beförllert wenle. Albert erschien ihnen als 
der Amierwählte einer spanisch-katllOllschell Verbindung; um seine Bewel'l>-

uno' zu durchkreuzen dazu wussten sie kein anderes :Mittel, welches Erfolg 
0' '. versprach, als baldige' Sieherung der Wahl des Matthias. ä) -

1) Beilage V. 

2) Gindely H. S. 157. 
;l) VgI. Anhalts Schreiben vom 14. Jan. (Beilage V) und H. Jan. (oben S.112 Anm. :3.) 
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Hierzu sollte der Markgraf helfen. Ohne Zögern ging nun Anspach auf 
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;"u erreichen, lllit der Designation seines Nachfolgers den Kurfürsten ;"u-
vorkollllllen lllüsse; und er empfahl ihm gera(lew den König Matthimi.1) 
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"\Venn nun beide Fürsten (1ie Wahl von lIen VerhancUungen eines voraus-
gehenden Heichstags abhängig machen wollten, so folgten sie damit den 

Absichten der ltotenburger Tagsatwng und der hergebrachten Politik der 
Unirten überhaupt, welche jOllen wichtigen Akt im Heich abhängig zu 

machen suchte von einer vorausgehenden gesetzlichen Erledigung der Be-
schwerden der Reiehsstünde, oder, wie mall es sich jetzt dachte, von der 
Composition. Wenn aber abgesehen von dieser Vorbedingung die beiden 

Fürsten der Vornahme der Wahl nicht nur nicht entgegen waren, tlondern 
den Ausfall derselben mit Hülfe des Kaisers im Voraus zu sichern ｳｮ｣ｨｴ･ｮｾ＠

so lag dies zunäehst daran, dass ihnen die Neigung der geistlichen Kurfürsten 
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Jer spanische Gesandte seit Anfang 1610 die Wahl des ｾｉ｡ｴｴｨｩ｡ｳ＠ als die 

einzig zwecknüLssige erkannt hatte 2
) und stetig beförderte, licssen sich Anhalt 

und Anspach den Glaul>en nicht nehmen, dass Albel'ts Candidatur von 

Spanien aufgestellt sei und beförllert wenle. Albert erschien ihnen als 
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0' '. versprach, als baldige' Sieherung der Wahl des Matthias. ä) -

1) Beilage V. 

2) Gindely H. S. 157. 
;l) VgI. Anhalts Schreiben vom 14. Jan. (Beilage V) und H. Jan. (oben S.112 Anm. :3.) 
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Alle Wahlyerhandlungen, an denen der Fürst von Anhalt betheiligt 

gewesen ist, tragen die Kennzeichen der Intrigue und Zweideutigkeit an 

sich. Auch jetzt wurde dieser Charakter nicht verleugnet. Anspach' war 

vom Kaiser nach Prag berufen, um demselben Hath und Hülfe gegen 

l\Iatthias zu gewiihren. In denselben Tagen nun, in denen er zum ersten :Mal 
am kaiserlichen Hof erschien, richtete der l\Iarkgraf bereits an l\/atthias 

ein ･ｩｧ･ｮｨｾｩｮ､ｩｧ･ｳ＠ Schreihen, in welchem er seine Dienste zur Beförderung 
der Absichten des Königs anbot. 1) In Nürnberg SOdallJl erneuerte er 

seine entgegenkommenden Erklürungen gegen dm; Königs Gesandte; und 
als er zum zweiten Mal in Prag weilte, erhielt er Schreiben yon Klesl 

und nIathias, die ihn in seiner Haltung best,tirken ｳｯｬｬｴ･ｮＮｾＩ＠ Er brachte 

es auf diese 'Weise dahin, dass er (}er Vertraute beider verfeindeten Brüder 

zugleich war. 
Und gewiss, für die Zwecke, <Ee der ｾｉ｡ｲｫｧｲ｡ｦ＠ verfolgte, war es gut, 

dass er nicht l>loss mit Kaiser Hndolf rechnete. Denn als er zum zweiten 
l\Ial in Prag anlangte, faUll er denselben so krank, dass er gar keine 

Andionz erhielt; nn<1 bevor jenes Gutachten über die Nachfolge des Königs 

l\Iatthias übergeben werden konnte, machte der Tod dem widerwärtigen 
Treiben des Kaisers ein Ende (20: Januar 1(12). Hierdurch erhielt die 

ganze Nachfolgefrage einen neuen und dringlichen Charakter; für Anspach 

aber war dalllit die eine Ilülfte seiner PInne vereitelt, und nur die An-

1) Erwähnt in dem Schreiben Klpsl's bei Hammer 11 Nr. 361. 
2) Am 18 Jan. schreibt Matthias an Anspach (Berlin. Unionsacta ad tom. XXIV): "mir haben 

meine zu Nürnbel'g geweste gesante, insonderheit aber der bischof alhie, was fiir gnaden, ehr und 
liebs e. 1. von meinetwegen inen erzeigt, zu genügen referiert, Ileswegen ich mich dan gantz freuntlich 
gegen derselben bedancke Was dan e. I. mit berürtem bischoven etwas vertreulichers irer übernom-

menen kaiserlichen commission wegen conversiert, mögen dieselb dessen versichert sein, dass ich iren zu-
vor mir gegebenen fürstlichen worten und anerbottenen affection viel ein merers vertraut, als das ich 

der angenommenen commission halber den geringsten zweifel in dieselbe hätte stellen sollen .. , Will 
ich dan vast gern verstanden, das e. l. von i. Kai. M. hietzund erfordert worden, dan also haben sie 
gelegenheit, ire offerta und affection gegen mir würcklich zu erzaigen." Bedauern über des Kaisers 

Krankheit, bei dem er sich gern einstellen würde, wenn es ihm nicht missliebig wäre. - An demselben 
Tag ｳｾｬＱｲ･ｩ｢ｴ＠ Klesl: "derselben (e. f. g.) zu Prag ankunft und der Florentinischen potschaft mit mir 
alhie gehabte conversation hat mich bewegt und behertzt gemacht, e. f. g. hiemit zu scllreiben und 

dieselb zu crindern, das ich der k. M. m. gg. h. alles dises, was e. f. g. mit mir vertreulich zu 
Nürnberg conversiert, aufrecht und, wie ich schuldig, referiert." Beifolgendes Schreiben des Königs bestätigt 
dessen Vertrauen zu dem Markgrafen, welcher seine gegenwärtige Commission dazu benutzen wird, "ob sie 
i. Kai. M. gmüet gewinnen, etliche alterationes lindern, endlich gegen dem heil. reich und ganze christen-
heit zum bösten disponieren." 
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knüpfung mit :Jlattllias blieb ihm noch übrig. In Y oraussicht dieser Sach-
lage hatte ihm denn auch der Fürst von Anhalt schon am 1 ß. Januar 
gesdn'ieben: wenn der Tod des Kaisers eintritt, so miis:-it Ihr llleines 
Eracl!tens offen und eln'lich die Partei des :Jfatthias ergreifen und von ihm 
Vollmacht ausbrino()"ell zu Verhan<Uungen mit Sachsen Bl'anuenhurrr Pfalz 

ｾ＠ , 0' 

und .ßIainz; immer im besondern Gegensatz gegen <lie Candidatnr Alberts. 1
) 

Betrachten wir, wie dieser !tath befolgt wurde, nIld wa" für die Zwecke 
der Unirten dabei erreicht wurde. 

Drittes ILtpitel. 

])ie '''ahI des Königs ｾｉ｡ｴｴｨｩ｡ｳＮ＠

Zehn Tage nach dem Tod seines Bruders traf l\latthias in Prag em. 

Einer der ersten, der Audienz bei ihm erhielt, war der l\Iarkgraf von 
Anspach, und die Frucht der <lamals gepflogenen Besprechungen war, 
dass der unirte Fürst im Auftrag des Königs in das lteich hinausreiste, 
um für dessen 'Wahl zum deutschen Kaiser zu wirken. 2) Am 25. März 
verrichtete er seine 'Werbung beim Administrator der Kurpfalz ; wenige 
Tage nachher begab sich nicht er, sondern der Administrator selber, be-
gleitet vom Fürsten von Anhalt, zum Erzbischof yon l\Iainz, um hier die 

Beförderung des l\Iatthias ebenfalls zu befürworten. 
Gewiss liegt darin der Beweis, dass die Verbindung, welche sich 

zwischen den Unirten und dem Kaiser ltudolf gebildet hatte, von dem 

Nachfolger desselben aufgenommen wurde, und dass äusserlich kein ltest 
von dem alten Gegensatz mehr übrig war, der beinahe ein kaiserliches 
Achturtheil über die Union gebracht hatte. Aber das Xähere über den 

Charakter dieser Verbindung erkennt lllun doch erst, wenn lllan tlen 
Erwägungen folgt, unter denen Anspach dem König :Jbtthias seine Dienste 

anbot und unter denen dieser sie annahm. , 

1) Beilage VI. 
2) Hierfür und für das Folgende Beilage VI. 

Abh. d !Il. CI. d. k. Ak. d. Wiss. XV. Bd. H. Abth. 16 
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Ein Ka 1sur aus delll ｬｉ｡ｬｬｳｬｾ＠ Oesterreich, das war (leI' Gedankengang 

tles ｾ｜ｉ｡ｬＧｫｧｬＧ｡ｦｴＧｬｬＬ＠ ist an sich nicht wünschenl-iwerth, aLer unvermeidlich. 

Unter aen beiaen :JIitglie<lern tlieses Hanses, <Ee allein Aussicht haben 

gewühlt zn \\'enlen, ist Alhert für die Katholiken, :JIatth1as für die Pro-

testanten der bessere Candidat. Letzterer würde sich, soLal(1 er ehVHS 

gegen <lie Protestanten unternehmen wollte. durch seine mit neuen Frei-
heiten ausgestatteten, tIer :JIehrzahl nach protestantischen LalHle behindert 

sehen, auch ｷｩｩｬＧｃＱｌｾ＠ 01' (lurch <lic Türken und die Nachbarschaft der pro-

testantischen ｈ･ｩ｣ｬｶｾｳｴｩｩｮ､･＠ im Zaum (l'elwlten Wertleli und zur 0Tösseren 
b • ' b 

Sicherheit können tlie Unirten mit <len Ständen seiner Lalllle sich förm-

lich verbintlell. l>a ferner die \Va 111 des :JIatthias im Gegensab: zu den 

Ahsichü'l1 der katholisehen Heichsstiincle und :Jlüchte erfolgen wird, so 

mWiS er ollllehin seine Stütze bei den Protestanten suchen. Und da er 

<lurch seine Wahl sich mit Albert überwerfen wirt1, so kanu zugleich die 

:JIacht (les Hauses Oesterl'eieh sich nicht wieder befestigen. dies um so 

weniger, da :Jlatthias kein langes Leben mehr vor sieh hat. 

Also (lie Protestanten wühlen l\Iatthias, weil in seinem Hause, seinen 

ErblaIHlen ullIl (leI 11 Heich seine Kriifte überall gelähmt sein werden. -

In ganz an(lerm Sinne nahm ::\Iatthias den ihm angetragenen Beistand an. 

Er berid' sich lIen Protestanten gegenüber gern auf seine Concessionen 

an llie proteshmtischen Landstände und auf die unfreundliche Stilllll1Uno-
. 0 

emes Theils der Katholiken: clas sei der Beweis einer Gesinnung, welche 
zwischen bei(len Partien mit gleicher Billigkeit vermittle. Den Katholiken 

gegenüber suchte er dagegen seine eigentliche Gesinnung zu charakterüliren, 
indem er erinnerte, dass er im Jahre 1604 zur AufhebunO' der von 

::\Iaximilian Ir. (len i)sterreichisc1Jen Protestanten gewährten °Concession 

gerathen hatte, und dass er noch gegenwärtig die Beschwerden der pro-

testantischen Stünde errege. Die Concession für Oesterreich von 1609 

wurde dargestellt als ein Uebel, veranlasst durch des Kaisers Umtriebe und 

unvermeidlich gemacht durch die Unthätigkeit der katholischen ｾｉ￤｣ｨｴ･Ｌ＠

auf deren Unterstützung <leI' König hoffen durfte. Es wurde darauf hin-
gewiesen, dass die Concession nur für des Königs Lebzeiten gewährt sei. ) 

1) Instruction 1611 März 12. (Hammer II. n. 304. Vgl. den Entwurf n. 263.) Gutachten 
1612. (Hammer III. n. ;)-;2. Vgl. n. 742, ebenfalls zu 1612, nicht 1617 gehörig.) 
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Ja der spanische Gesantlte wurde bereits 1610 heuentet, es sei die Auf-
gabe. das, \\'as zum K aehtheil der Iteligioll ulHl des Hauses Oesterreich 
preis gegeben, wi(ler einzubringen. 1) In dieKer Gedankenreihe konnte 
natürlich der Beishmd der ｰｲｯｴｬｾｳｴ｡ｮｴｩｳ｣ｨ･ｮ＠ Fürsten nur als ein solcher 
erscheinen, der benutzt wurde, olme belohnt r.u wenlen. Der Erzbischof 
VOll ｾｉ｡ｩｮｺ＠ hatte Hecht. wenn er über das Verhältniss zwischen l\Iatthias 
und der Union belllerkte: ich möchte sehen, wer den a1ll1ern betrügen wird.:!) 

Ob (lie Wahl <I es l\Iatthias der Union ZUlll Y ortheil gedeihen sollte 
oller nicht, das hing bei so ｷｩｴＱ･ｲｾｰｲ･｣ｨ･ｬｬ＼ｬ･ｮ＠ Gesinnungen vornehmlich 
davon ab, ob die Unirten vorher bestimmte Zusagen von ihm erlangten, 
Oller ob sie während des Intel'l'egnUlll auf andere Weise den Zustal1l1 des 
Iteichs 7,U veründern \'erlllochten. In ersterer Ber.iehung nun hob l\Iatthias 
es vor (len Katholiken mit Hecht hervor, dass keine Capitulation zwischen 
ihm und den Unirten getroffen sei::-J) die Union war wohl stark genug, 

111ll den Kaiser Hudolf und seinen X achfolger zum Verzicht anf die in 
dem J unima.ndat von 1610 einQ'enOlllll1ene StellunO' zu nötlli (ren aber die 

ｾ＠ 0 0 , 

Bedingungen einer Kaiserwahl zu dictiren, vermochte sie keineswegs. Hin-
sichtlich des zweiten Punktes war es der Wunsch Anhalts, dem gewiss hierin 
die Unirten beistimmten, den Wahltag möglichRt hinausgeschohen 7.11 sehen: 
ein langes Interregnum unter pfälzisch-süchsischem Vicariat konnte benutzt 
'werden, um in den grossen Streitfragen zwischen katholischen und pro-

testantischen Ständen die Dinge zu Gunsten der letztem zu wenden. 4) 

Allein auch hier trug die Majorität der Kurfürsten es über die Wünsche 
der Union davon, indem der ｗｾ｡ｨｬｴ｡ｧ＠ fast. genau an dem zu Nürnberg 

bestimmten Termin eröffnet wurde. 5) 
VOll da ab beruhte die Hoffnung der Unirten nur noch auf der 

doppelten Voraussetzung, dass einerseits die Katholiken durchaus den Erz-
herzog Albert wählen wollten, ｾｉ｡ｴｴｨｩ｡ｳ＠ also bei und nach der WahI sich 
auf die protestantisehe Partei werde stützen müssen, und dass anderseits 
bei der vor dem Wahlact zn vereinbarenden ,,, ahlcapitulation die Prote-

1) Klesl an Zuiiiga. 1610 April 2. (Hammer H. n. 273.) 

2) Vgl. S. 111 Anm. 1-
3) In dem citirten Actenstück Hammer IIJ. n. 372. 
4) Anhalt an Anspach. 1612 Febr. 9. (Berlin. Unionsacta ad tom. XXIV.) 
5) Bestimmt war der 21. Mai. Die erste Sitzung des Wabltags war am 22. ｾｉ｡ｩＮ＠

16" 
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Ahsichü'l1 der katholisehen Heichsstiincle und :Jlüchte erfolgen wird, so 

mWiS er ollllehin seine Stütze bei den Protestanten suchen. Und da er 

<lurch seine Wahl sich mit Albert überwerfen wirt1, so kanu zugleich die 

:JIacht (les Hauses Oesterl'eieh sich nicht wieder befestigen. dies um so 

weniger, da :Jlatthias kein langes Leben mehr vor sieh hat. 

Also (lie Protestanten wühlen l\Iatthias, weil in seinem Hause, seinen 

ErblaIHlen ullIl (leI 11 Heich seine Kriifte überall gelähmt sein werden. -

In ganz an(lerm Sinne nahm ::\Iatthias den ihm angetragenen Beistand an. 

Er berid' sich lIen Protestanten gegenüber gern auf seine Concessionen 

an llie proteshmtischen Landstände und auf die unfreundliche Stilllll1Uno-
. 0 

emes Theils der Katholiken: clas sei der Beweis einer Gesinnung, welche 
zwischen bei(len Partien mit gleicher Billigkeit vermittle. Den Katholiken 

gegenüber suchte er dagegen seine eigentliche Gesinnung zu charakterüliren, 
indem er erinnerte, dass er im Jahre 1604 zur AufhebunO' der von 

::\Iaximilian Ir. (len i)sterreichisc1Jen Protestanten gewährten °Concession 

gerathen hatte, und dass er noch gegenwärtig die Beschwerden der pro-

testantischen Stünde errege. Die Concession für Oesterreich von 1609 

wurde dargestellt als ein Uebel, veranlasst durch des Kaisers Umtriebe und 

unvermeidlich gemacht durch die Unthätigkeit der katholischen ｾｉ￤｣ｨｴ･Ｌ＠

auf deren Unterstützung <leI' König hoffen durfte. Es wurde darauf hin-
gewiesen, dass die Concession nur für des Königs Lebzeiten gewährt sei. ) 

1) Instruction 1611 März 12. (Hammer II. n. 304. Vgl. den Entwurf n. 263.) Gutachten 
1612. (Hammer III. n. ;)-;2. Vgl. n. 742, ebenfalls zu 1612, nicht 1617 gehörig.) 
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Ja der spanische Gesantlte wurde bereits 1610 heuentet, es sei die Auf-
gabe. das, \\'as zum K aehtheil der Iteligioll ulHl des Hauses Oesterreich 
preis gegeben, wi(ler einzubringen. 1) In dieKer Gedankenreihe konnte 
natürlich der Beishmd der ｰｲｯｴｬｾｳｴ｡ｮｴｩｳ｣ｨ･ｮ＠ Fürsten nur als ein solcher 
erscheinen, der benutzt wurde, olme belohnt r.u wenlen. Der Erzbischof 
VOll ｾｉ｡ｩｮｺ＠ hatte Hecht. wenn er über das Verhältniss zwischen l\Iatthias 
und der Union belllerkte: ich möchte sehen, wer den a1ll1ern betrügen wird.:!) 

Ob (lie Wahl <I es l\Iatthias der Union ZUlll Y ortheil gedeihen sollte 
oller nicht, das hing bei so ｷｩｴＱ･ｲｾｰｲ･｣ｨ･ｬｬ＼ｬ･ｮ＠ Gesinnungen vornehmlich 
davon ab, ob die Unirten vorher bestimmte Zusagen von ihm erlangten, 
Oller ob sie während des Intel'l'egnUlll auf andere Weise den Zustal1l1 des 
Iteichs 7,U veründern \'erlllochten. In ersterer Ber.iehung nun hob l\Iatthias 
es vor (len Katholiken mit Hecht hervor, dass keine Capitulation zwischen 
ihm und den Unirten getroffen sei::-J) die Union war wohl stark genug, 

111ll den Kaiser Hudolf und seinen X achfolger zum Verzicht anf die in 
dem J unima.ndat von 1610 einQ'enOlllll1ene StellunO' zu nötlli (ren aber die 

ｾ＠ 0 0 , 

Bedingungen einer Kaiserwahl zu dictiren, vermochte sie keineswegs. Hin-
sichtlich des zweiten Punktes war es der Wunsch Anhalts, dem gewiss hierin 
die Unirten beistimmten, den Wahltag möglichRt hinausgeschohen 7.11 sehen: 
ein langes Interregnum unter pfälzisch-süchsischem Vicariat konnte benutzt 
'werden, um in den grossen Streitfragen zwischen katholischen und pro-

testantischen Ständen die Dinge zu Gunsten der letztem zu wenden. 4) 

Allein auch hier trug die Majorität der Kurfürsten es über die Wünsche 
der Union davon, indem der ｗｾ｡ｨｬｴ｡ｧ＠ fast. genau an dem zu Nürnberg 

bestimmten Termin eröffnet wurde. 5) 
VOll da ab beruhte die Hoffnung der Unirten nur noch auf der 

doppelten Voraussetzung, dass einerseits die Katholiken durchaus den Erz-
herzog Albert wählen wollten, ｾｉ｡ｴｴｨｩ｡ｳ＠ also bei und nach der WahI sich 
auf die protestantisehe Partei werde stützen müssen, und dass anderseits 
bei der vor dem Wahlact zn vereinbarenden ,,, ahlcapitulation die Prote-

1) Klesl an Zuiiiga. 1610 April 2. (Hammer H. n. 273.) 

2) Vgl. S. 111 Anm. 1-
3) In dem citirten Actenstück Hammer IIJ. n. 372. 
4) Anhalt an Anspach. 1612 Febr. 9. (Berlin. Unionsacta ad tom. XXIV.) 
5) Bestimmt war der 21. Mai. Die erste Sitzung des Wabltags war am 22. ｾｉ｡ｩＮ＠

16" 
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stanten ihre For(lerungen wlinien allf:,;tellell und (lul'chsetzen können. Auch 

(larin sahen sie sicl! am Entln getüllscht. Die Cam1iclatur A1hel'ts war 

vor allem von dem Erzlwr:,;;og :-;e1h81' :-;0 wenig el'n:-;t gemeint, tlas:-; der-

selbe noch vor tlelll \\Tahltag :-;eillom Br1ll1er ver:-;ichern lies:-;, er wolle die 

,Yahl nicht er:-;tl'eben. 1
) Wenn trotztlem (lie geistlichen Kurfürsten für 

ihn waren, :l) so entschieden :-;leh (leI' Pap:-;t und Spanien mehr für ilIatthias, :3) 

ulHl zn demselben neigte \ler Kurfürst von Sacllsen. 4
) Was aber (lie 

Yersuche einer wesentlieh geülHlmten ,Yahlcapitulation angeht, so pflog 

(leI' Kurfürst von Sachsen üher :-;tlinen consernJiven Grun<1satz, die Kaiscr-

,,"ahl nicht abhängig zu machen von der Befriedigung einer tlet' grossen 

Parteien, noch vor (lem ,Yahltag einen GCllankenaustausch mit (lpl11 Er:,;;-

bischof von ':.\Iaillz, nach \\"ekhelll lllan voraussagen konnte, er werde die 

weitgehenden Ansprüche del' llnirtpJl Kurfürsten gemeinschaftlich mit seinen 

geistlichen Collegen niederf.;tillll1l8n. Ö) Der Administrator (leI' Kurpfalz 

selber beschie(l sieh in .\ncl'kemwng (li eller Sachlage, dass Ael1!lernngen 

(101' Capitnlation wol zn el'stl'elwn, allel' schwer zu erlangen sein werden: 

1) Der Grund von Alberts Zurückhaltung wirel in dem Vertrag der Erzherzoge vom ｾＷＮ＠ })cc . 

!li11 (Hurter VII. S. 2) zu suchen sein. Am I:!. April berichtet Ph. Fuchs an Anspach (Berlin. 
Unionsacta ad tom. 24): er hat dem König !\latthias des Markgrafen Schreiben libergeben nnd die 

mlindliche Werbung verrichtet. Der K. erwiderte u. a.: "were seiT.es bruders halben, das er sich nichts 
annemen wurde, ganz yersichert." Zur Ueberbringung der dem Gr. Sore aufgegebenen Werbung sei schon 

ein anderer Gesandt('r unterwegs. .So stunde es nun mit Sachsen gegen seiner person weit in 
bessern terminis. Hette den von Wnlstein kurzlich alrla gehabt .. und annembliche satisfaction er-
langt." - In piner dem undatirten Schreiben, Beil. VI, folgenden eigenh. Notiz bemerkt der ;Uark-

graf: .die erklerung, so durch den g(raf) y(on) Slore) geschehen solte, das nemlich A(lbert) die succes-
sion we.ler affectiren noch annemen wollte", würde dem lIlatthias Nutzen schaffen, wenn sie vor dem 

Wahltag etlichen Churflirsten, beson.lers ｾｉ｡ｩｮｺ＠ und Sachsen yorget.ragen würde. - VgI. auch die Aeusser-
ung Iüesl's Hammer IU. n. ::)82. 

2) Siehe oben 8. 111 Anm. '2. Auf den Versuch J{urcülns, die bairische Call1lidatur einzu-
schieben, der wol ziemlich in aer Luft schwebte, gehe ich absichtlich nicht ein. 

;3) Vgl. die Correspon<1enz zwischen Kurcöln un<l Baiern. ',,"olf III S. 286 fg. 
4) Siehe oben. 

5) In des Kurflirsten Resolution auf des Mainzer Gesandten Brömser Werbung lwisst es hin-. 
sichtlich der Capitulation: allen Beschwerden abzuhelfen steht nicht in der Kurfürsten noch des 
klinftigen Heichshauptes Macht. Angesichts der lIIissbräuche in der Regierung' des vorigen Kaisers 
wäre aber in die Capitulation einzurücken, dass der neue Kaiser mit Zuziehung der Kurfürsten das 

Regiment .fasse" und" bestelle", dass er Diener und Häthe gebrauche, die im Reich angesessen, ver-
mögend und angesehen sind und das Vertrauen der Stände ｨ｡ｾｮＮ＠ Die (eigentlichen) Verhandlungen 
über die Cal'itulation sind aber, um Streitigkeiten zu vermehJen, erst bei der Zusammenkunft sämmt-
licher Kurfürsten zu führen. \ Dres.1en. 10lil, Erstes Buch Wahltagssachen 1612. f. 120.) 
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er wolle das smmge thun "und das übrige Gott dem allmächtigen 
befehlen" .1) 

'Was der Administrator fürchtete, geschah denn auch. Als der Kur-

fürstenbg versammelt war, und die Berathungen über die Wahlcapitu-

lation 2) vor SIch gingen (29. 1\1 ai - 8. Juni), machten er uml Brandenburg . 

den Versuch, in einem der wichtigsten Punkte des pfülzisch - protestan-
tischen Parteiprogramms, der sich auf Umgestaltung der kaiserlichen ne-

gierung im paritätischen und ständil:;chen Sinne bezog, eine Entscheidung 
herbeizuführen. Es wurde verlangt: Besetzung des Heichshofraths unter 

Mitwirkung <leI' Ueicksstände, Be:-;oldung desselben durch Zuschüsse der 

Uoichsstände, jährliche Visitation durch Mainz und einen protestantischen 
Kurfürsten, gleiche Vertretung beider Religionen bis in's Präsidium hinein. 

Nicht ganz klar war es <labei, bis zu welchem Grad man die Gerichtsbarkeit 

der Behörde einschränken wollte, ob nach der ganzen Strenge der pfälzi-

schen Staatslehre oder nach einem gemässigteren Gesichtspunkte: jeden-

falls fasste man den Hofrath als vorwiegend gerichtliche Behörde auf, 

neben welcher der für die angemeinen Hegierungsgeschäfte bestimmte ge-

heime Ibth als besonderes Collegium anerkannt wurde. In letzterm sollte 
nach dem pfälzischen Vorschlag eine Anzahl Räthe, präsentirt von den 

Kurfürsten, und beiden Religionen angehörig, aufgenommen werden. 
Das Geschick dieser' Vorschläge war, dass sie zunächst von Sachsen 

stark ahgeschwiicht wurden, schliesslich aber, da die geistlichen Kurfürsten 

sie nun einmal nicht annahmen, und Sachsen, um nur die Wahl nicht zu 

gefährden, zu den Geistlichen übertrat, unter nichtssagenden Vorbehalten 

zu Boden fielen. Es gelangten zur Annahme nur ziemlich unverfängliche 
Bestimmungen, z. TI. dass der Kaiser in wichtigen Angelegenheiten nicht 

erst hinterher, sondern VOll vornherein die Kurfürsten um Hath zu fragen 

1) An Kurbrandenburg. 1612 April :30. (Berlin XIII, 2. Wahltag zu Frankfurt.) 
2) Vgl. das Protokoll bei Moser, Wahlcapitulation Franz' 1. Bu. II S. :367. Mir liegt ein von 

Herrn Dr. Baumann excerpirtes Protocoll Abrahams v. Dohna (bei der bra.ndenburg. Gesandtschaft) vor 

(Schlobitten, l\1anuscriptorum tom. XXV)1 durch welches das ｾｉｯｳ･ｲＧｳ｣ｨ･＠ ｐｲｯｴｯ｣ｯｬｾ＠ ｶｩ･ｬＮｾ｡｣Ｎｨ＠ ergänzt wird. 
_ Protocollauszlige aus einigen Sitzungen bei Wolf 111 S. 299. Wolf muss em pfalZlSches Protocoll 
vor sich gehabt haben, da er die Wahl auf den 3. Juni (sie fie1 auf den 13. nach neuern. Styl) an-
setzt. Merkwürdiger Weise setzt cr auch das Schreiben Kurcülns S. Ｒｾｮ＠ auf den 30. )Ial, welch:s 
Datum nur dann passt, wenn man alten Styl annimmt. - Ein Bruchstück aus dem kurbrandenburgl-

sehen Protocoll bei Ranke, Werke VII S. 288. 
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stanten ihre For(lerungen wlinien allf:,;tellell und (lul'chsetzen können. Auch 

(larin sahen sie sicl! am Entln getüllscht. Die Cam1iclatur A1hel'ts war 

vor allem von dem Erzlwr:,;;og :-;e1h81' :-;0 wenig el'n:-;t gemeint, tlas:-; der-

selbe noch vor tlelll \\Tahltag :-;eillom Br1ll1er ver:-;ichern lies:-;, er wolle die 

,Yahl nicht er:-;tl'eben. 1
) Wenn trotztlem (lie geistlichen Kurfürsten für 

ihn waren, :l) so entschieden :-;leh (leI' Pap:-;t und Spanien mehr für ilIatthias, :3) 

ulHl zn demselben neigte \ler Kurfürst von Sacllsen. 4
) Was aber (lie 

Yersuche einer wesentlieh geülHlmten ,Yahlcapitulation angeht, so pflog 

(leI' Kurfürst von Sachsen üher :-;tlinen consernJiven Grun<1satz, die Kaiscr-

,,"ahl nicht abhängig zu machen von der Befriedigung einer tlet' grossen 

Parteien, noch vor (lem ,Yahltag einen GCllankenaustausch mit (lpl11 Er:,;;-

bischof von ':.\Iaillz, nach \\"ekhelll lllan voraussagen konnte, er werde die 

weitgehenden Ansprüche del' llnirtpJl Kurfürsten gemeinschaftlich mit seinen 

geistlichen Collegen niederf.;tillll1l8n. Ö) Der Administrator (leI' Kurpfalz 

selber beschie(l sieh in .\ncl'kemwng (li eller Sachlage, dass Ael1!lernngen 

(101' Capitnlation wol zn el'stl'elwn, allel' schwer zu erlangen sein werden: 

1) Der Grund von Alberts Zurückhaltung wirel in dem Vertrag der Erzherzoge vom ｾＷＮ＠ })cc . 

!li11 (Hurter VII. S. 2) zu suchen sein. Am I:!. April berichtet Ph. Fuchs an Anspach (Berlin. 
Unionsacta ad tom. 24): er hat dem König !\latthias des Markgrafen Schreiben libergeben nnd die 

mlindliche Werbung verrichtet. Der K. erwiderte u. a.: "were seiT.es bruders halben, das er sich nichts 
annemen wurde, ganz yersichert." Zur Ueberbringung der dem Gr. Sore aufgegebenen Werbung sei schon 

ein anderer Gesandt('r unterwegs. .So stunde es nun mit Sachsen gegen seiner person weit in 
bessern terminis. Hette den von Wnlstein kurzlich alrla gehabt .. und annembliche satisfaction er-
langt." - In piner dem undatirten Schreiben, Beil. VI, folgenden eigenh. Notiz bemerkt der ;Uark-

graf: .die erklerung, so durch den g(raf) y(on) Slore) geschehen solte, das nemlich A(lbert) die succes-
sion we.ler affectiren noch annemen wollte", würde dem lIlatthias Nutzen schaffen, wenn sie vor dem 

Wahltag etlichen Churflirsten, beson.lers ｾｉ｡ｩｮｺ＠ und Sachsen yorget.ragen würde. - VgI. auch die Aeusser-
ung Iüesl's Hammer IU. n. ::)82. 

2) Siehe oben 8. 111 Anm. '2. Auf den Versuch J{urcülns, die bairische Call1lidatur einzu-
schieben, der wol ziemlich in aer Luft schwebte, gehe ich absichtlich nicht ein. 

;3) Vgl. die Correspon<1enz zwischen Kurcöln un<l Baiern. ',,"olf III S. 286 fg. 
4) Siehe oben. 

5) In des Kurflirsten Resolution auf des Mainzer Gesandten Brömser Werbung lwisst es hin-. 
sichtlich der Capitulation: allen Beschwerden abzuhelfen steht nicht in der Kurfürsten noch des 
klinftigen Heichshauptes Macht. Angesichts der lIIissbräuche in der Regierung' des vorigen Kaisers 
wäre aber in die Capitulation einzurücken, dass der neue Kaiser mit Zuziehung der Kurfürsten das 

Regiment .fasse" und" bestelle", dass er Diener und Häthe gebrauche, die im Reich angesessen, ver-
mögend und angesehen sind und das Vertrauen der Stände ｨ｡ｾｮＮ＠ Die (eigentlichen) Verhandlungen 
über die Cal'itulation sind aber, um Streitigkeiten zu vermehJen, erst bei der Zusammenkunft sämmt-
licher Kurfürsten zu führen. \ Dres.1en. 10lil, Erstes Buch Wahltagssachen 1612. f. 120.) 
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er wolle das smmge thun "und das übrige Gott dem allmächtigen 
befehlen" .1) 

'Was der Administrator fürchtete, geschah denn auch. Als der Kur-

fürstenbg versammelt war, und die Berathungen über die Wahlcapitu-

lation 2) vor SIch gingen (29. 1\1 ai - 8. Juni), machten er uml Brandenburg . 

den Versuch, in einem der wichtigsten Punkte des pfülzisch - protestan-
tischen Parteiprogramms, der sich auf Umgestaltung der kaiserlichen ne-

gierung im paritätischen und ständil:;chen Sinne bezog, eine Entscheidung 
herbeizuführen. Es wurde verlangt: Besetzung des Heichshofraths unter 

Mitwirkung <leI' Ueicksstände, Be:-;oldung desselben durch Zuschüsse der 

Uoichsstände, jährliche Visitation durch Mainz und einen protestantischen 
Kurfürsten, gleiche Vertretung beider Religionen bis in's Präsidium hinein. 

Nicht ganz klar war es <labei, bis zu welchem Grad man die Gerichtsbarkeit 

der Behörde einschränken wollte, ob nach der ganzen Strenge der pfälzi-

schen Staatslehre oder nach einem gemässigteren Gesichtspunkte: jeden-

falls fasste man den Hofrath als vorwiegend gerichtliche Behörde auf, 

neben welcher der für die angemeinen Hegierungsgeschäfte bestimmte ge-

heime Ibth als besonderes Collegium anerkannt wurde. In letzterm sollte 
nach dem pfälzischen Vorschlag eine Anzahl Räthe, präsentirt von den 

Kurfürsten, und beiden Religionen angehörig, aufgenommen werden. 
Das Geschick dieser' Vorschläge war, dass sie zunächst von Sachsen 

stark ahgeschwiicht wurden, schliesslich aber, da die geistlichen Kurfürsten 

sie nun einmal nicht annahmen, und Sachsen, um nur die Wahl nicht zu 

gefährden, zu den Geistlichen übertrat, unter nichtssagenden Vorbehalten 

zu Boden fielen. Es gelangten zur Annahme nur ziemlich unverfängliche 
Bestimmungen, z. TI. dass der Kaiser in wichtigen Angelegenheiten nicht 

erst hinterher, sondern VOll vornherein die Kurfürsten um Hath zu fragen 

1) An Kurbrandenburg. 1612 April :30. (Berlin XIII, 2. Wahltag zu Frankfurt.) 
2) Vgl. das Protokoll bei Moser, Wahlcapitulation Franz' 1. Bu. II S. :367. Mir liegt ein von 

Herrn Dr. Baumann excerpirtes Protocoll Abrahams v. Dohna (bei der bra.ndenburg. Gesandtschaft) vor 

(Schlobitten, l\1anuscriptorum tom. XXV)1 durch welches das ｾｉｯｳ･ｲＧｳ｣ｨ･＠ ｐｲｯｴｯ｣ｯｬｾ＠ ｶｩ･ｬＮｾ｡｣Ｎｨ＠ ergänzt wird. 
_ Protocollauszlige aus einigen Sitzungen bei Wolf 111 S. 299. Wolf muss em pfalZlSches Protocoll 
vor sich gehabt haben, da er die Wahl auf den 3. Juni (sie fie1 auf den 13. nach neuern. Styl) an-
setzt. Merkwürdiger Weise setzt cr auch das Schreiben Kurcülns S. Ｒｾｮ＠ auf den 30. )Ial, welch:s 
Datum nur dann passt, wenn man alten Styl annimmt. - Ein Bruchstück aus dem kurbrandenburgl-

sehen Protocoll bei Ranke, Werke VII S. 288. 
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habe, dass die ｾｉｩｴｧＱｩ･ＨＱ｣ｲ＠ <les geheimen und lIofratlls von deutscher Ka-
tionalitüt, theils fiin.;tlich oder ade lieh, theib ::;onstige ehrliche Leute und 

in Heichssaehen \rohl erfahren sein müssten, dass eine neue lIofraths-
ordnung zu verfassen und den Kurfürsten vorzulegen sei. 

Noch weniger Glück hatten aie Kurfürsten von der Pfalz und 
Brandenburg mit a11(1ern Vorschlügen, wenn sie z. ll. - in Erinnerungen 

an die Conflicte von 1610 und als Hinweis auf ernstere V orgünge der 

Zukunft - den Antrag stellten, kein Heichsstand dürfe in die Acht er-

klärt werden ohne Vorwissen der Kurfürsten und keinem Kurfürsten dürfe 
diese Strafe anders widerfahren als mit Y01"\vis::;en der gesammten Heichs-

shinde; oder wenn sie den protestantischen Bisthumsadministratoren den 
W· eg ZUlU Iteichstag wider zu öffnen versuchten durch einen Vorschlag, 

nach welchem demjenigen, der ordnungsll1üssig die Belehnung· nachgesucht 

hatte, die Sm;sion nicht verweigert werden sollte. Derartige Forderungen 

wurden beseitigt, und die Berathungen über die Capitulation überhaupt 
in zehn Tagen zu Ende geführt. 

Während dieser Zeit konnten die geistlichen Kurfürsten sieh iiber-
zeugen, dass mit der Candidatur' Albrechts nicht durchzudrinfren und o , 

dass l\latthias ihnen nicht gefährlich war. Am 13. Juni wurde derselbe 
einstimmig ZUlU Kaiser gewühlt. 

Auf solche Weise entsprang die Wahl des l\Iatthias einem Comprollliss 
zwischen der katholischen und prote::;tantischen Partei, aber einem COlll-

prollliss nicht über streitige Ansprüche, sondern nur über die 1'er::;on des 

zu 'Wählenden. Der Mann, der in diesem gewiss nicht geraden Verlauf 
der Dinge das Interesse des l\Iatthias vornehmlich ｷ｡ｨｬｾｧ･ｮｯｭｭ･ｮ＠ und 

die Verhandlungen desselben geleitet hatte, war derselbe, der seit vierzehn 

Jahren ') für ihn dachte und handelte, der Bischof l\Ielchior Klesl von Wien. 

Seit der Zeit, da Hudolf die Hegierung von Böhmen niedergelegt hatte, 

und die Reichsregierung durch das Hinüberziehen vornehmer kaiserlicher 

Räthe in den Dienst des l\Iatthias 2) gleichsam an dessen Hof hinüberzu-

wandern begann, hatte Klesls 'Virksamkeit ihn mitten m die Verhältnisse 

1) In der Eingabe von 1611 bei Hammer IU. n. 365 berechnet er seine Dienste beim K • 
.Matthias auf dreizehn Jahre. 

2) Vgl. z. B. Hammer 11. n. 356, IU. 387. Hannewalt an Anspach. 1611 Dec. 24. (Berlin. 
Unionsacten ad tom. 24.) 
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des deutschel,l lteiches hineingeführt. Als dann l\Iatthias zum deutschen 
Kaiser gewü.hlt war, fiel ihm recht eigentlich die Einrichtung der Heichs-
regierung zn: er verwaltete die Knnzlei bis zur Ernennund des Heichs-
vic()kam:lers Ludwig von Ulm (Ende 1 G 12); er führte den neuen Präsidenten 
(les IIofraths, Grafen J ohann Georg von Zollern , nebst nn(lern IIof- und 

Geheimen Häthen in ihre Aemter ein; und nach der Besetzung aller solcher 
Stellen behielt er für sich die Direction des geheimen !laths und, was 
mehr als das sagen will, die Direction des, kraftlosen Kaisers selber. 1) 

An diesen l\Iann trat nach der Wahl die Fra(re heran wie der durch ein o , 

so zweideutiges Verhalten gegen die Parteien erki"tmpfte Titel der kaiser-
lichen Hegierung zur Wirklichkeit zu machen sei. Denn dass unter den 
Gegensätzen (leI' protestantischen und katholischen Stünde und unter der 

Unfähigkeit Hudolfs II. die Heichsregierung geradezu stille gestellt war, 
konnte er ::;ich ulllllöglieh verhehlen; und dass beide Parteien sich über die 
Wahl des l\Iatthias geeinigt hatten, weil beiden die Verhältnisse im Reich 
unertriiglich waren, und jede eine Aemlerlmg derselben in ihrem Sinne 

von der neuen Regierung erwartete, war nicht minder klar. In Aner-
kennung (liesel' Lage der Dinge entwarf denn a,uch Klesl ein politisches 
Programm. 

Es ist oben erwähnt, wie das Vorgehen der Unirten und ihr Zerwürf-
nISS mit Sachsen und seinen conservativ-Iutherischen Gesinnungsgenossen 
den Gedanken einer Verbindung der letztem mit der katholischen Liga 
erzeugt hatte. Die Verhandlungen über diesen Plan waren begonnen 

bei dem Prager ｆ￼ｲｳｴ･ｮ｣ｯｮｶ･ｮｴｾ＠ fortgesetzt zunüchst bei der in Cöln der 
Jülicher Sache wegen gehaltenen Versammlung nnd abermals bei (lem Nürn-
berger Kurfürstentag. Bei (lieser letzten Gelegenheit hatten sie zwischen 
Sachsen und Mainz eine Wendung in dem Sinne genolllmen, dass die beste, 

aber entfernte Auskunft in der Auflösung der Sonclerbiindnisse überhaupt 
bestehe, und dass Sachsen einen dahin zielendel) Versuch gegen die Union 

zu machen habe: wegen der geringen Aussicht derartiger Versuche jedoch 
und in der Voraussetzung, dass die Union als das grössere Uebel einen 
Gegenbund zur Bettung der Katholiken und der Reichsverfassung als 

1) Hammer III. n, ［ｾＶＶＬ＠ 394. 
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o'eringeres Uebel nothwendig mache, werde, so meinte Mainz, der nilchste 
b . 

Ausweg noch inllner zu dem erwühnten gemischten Bündnisse führen 

müssen. 1) 

In diesem Stand war die Yerhandlung, als Klesl - sei es durch eigenes 

Eindrüngen, sei es auf Veranlassung des Erzbischofs von l\Iainz - sich des 

Planes bümüchtigte und darüber, noch im Laufe des Jahres 1612, mit 

l\Iain;r, in Corrüspondenz trat. Auch bei ihm war die Grundstilllllllmg 

durch den Satz von der Verderblichkeit der confessionüllen Bündnisse 

gegeben, auch er schlug eine Vereinigung der Liga mit Sachsen und allen 

für die Iteichsverfassung eintretenden Stünc1en vor: aber - und das war 

die ihm eigenthümliche W· endung - das Haupt dieses Bundes sollte der 

Kaiser sein. 2) Ob Klesl damit seinen letzten Gedant::en aussprach? l\Iir 

scheint nach seinem weitern Verhalten eher, dass es ihm allerdings Ernst 

war mit Auflösung dür Union und Liga, dass er dann aber nicht eigent-

lich an einen neuen Bund, sondern an das Zusammenhalten der grossen 

l\Iajorihtt der Heichsställde unter kaiserlicher Autorität dachte. 

Die Frage ist, über \"elche Mittel er gebot, um ein so kühnes Unter-

nehmen durchzuführen. ｾｉ｡ｮ＠ muss sich in dieser Hinsicht erinnern, wie 

die Anstrengungen des Jahres 1610 in beiden Bündnissen Entmuthigung 

und Zwiespalt hervorgerufen hatten, und wie aus dieser Stimlllung der 

Plan der Composition hervorgegangen war. l\Iatthias hatte sich schon 

im Jahre 1611 den neuen Gedanken angeeignet; einer der ersten Entschlüsse 

Klesls bei dem Wechsel der Heichsl'egierung war es nun, dass er auf 

denselben zurückkam: im Namen des Kaisers, so meinte er, sollte die 

AusgleicllUllg der grossen Gegensätze im Beich unternommen, und damit 
die Bündnisse überflüssig gemacht, und alle Stände dem Kaiser verpflichtet 

werden. Allerdings war dies ein Plan, der leichter zu fassen als durch-

zuführen war. Vielleicht in der Empfindung, dass der Erfolg zu unsicher 

sei, verband denn auch Klesl mit seinem ersten Gedanken sogleich 

einen zweiteIl. 

1) Beilage VII. 
2) Wolf III S. :318 fg. Am 13. März 1613 berichtet auch Baugy an Puisieux: Klesl solle nach 

Kräften an ａｵｦｬｾｵｮｧ＠ der Union und Liga arbeiten. (Paris. BibI. nato Harlay 2:38/14 f. 96.) V gI. 

Häberlin-Senkenberg XXIII S. ＶｾＲ＠ Anm. i. 

ＱｭＡＱｬｬＡＡｬｾ］＠ ＡＺｬｩｕｾＱ＠ Ｎｾ＠ 'i! 
ＭＭＭｾＭ｟Ｎ＠ ＭＭＭＭＭｾＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭＭｾＭ
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An der Ostgränze der österreichischen Lande bewährte damals das 
Fürstenthl1l11 Siebenbürgen seine in dem Jahrhundert vorher und nachher 
ge:-;pielte Holle des Friedensstörers zwischen Oesterreich und der Türkei. 
In tlemselben Monat in dem der WahltaO' zu Franl f t h lt ., 

• • b {ur ge a en wurue, 
brachte Andreas GecZl 1m Namen der drei siebenbürgischen Xationen 

das ｇ･ｳｾｬｃｨ＠ 1) an. die Pforte, sie von ihrem Fürsten Gabriel Bathory 
zu. ｢ｾｦｲ･ｉ･ｮ＠ uud dIe türkische Hoheit über Siebenbürgen, die nach öster-
ｲｾＮｬ｣ｬＮｬＱｳ｣ｨ･ｲ＠ . ｾＺｵｳｬ･ｧｵｮｧ＠ durch den Frieden von Szitva-Torok (1 (06) end-
gultIg beSeItIgt war,2) geltend zu machen. Dald darauf verstämligte sich 

ｂｾｴｬ･ｮ＠ Gabor erst mit dem Pascha von Temesvar, dann in AJrianopel 
llllt dem Sultan seIher über seine Erhebung zum siebenbürgischen Fürsten 
unter türkischer Hoheit. Diesen Umtrieben gegenüber näherte sich Bathory 
der bisher eine unabhängige Stellung zwischen der Türkei und ｕｮｧ｡ｲｾ＠
erstrebt hatte, dem Kaiser. Zu Anfang des Jahres 1613 schlossen seine 
Gesandten mit Matthias einen Vertrag 3) in welchem die Zugehörigkeit 

Siebenbürgens zur ungarischen Krone, und somit auch die Oberhoheit 
des Königs von Ungarn anerkannt wurde. 4) Das Ergebniss von all' diesen 
Schritten war, dass, wenn nunmehr der Kaiser auf seinem Vertrag mit Bathory 
bestand, ein neuer TÜl'kenkrieg ausbrechen musste, wie denn auch im 
Frühjahr 1613 von Seiten des Sultans gerüstet wurde, und dabei die Ab-
sicht hervortrat, die Itegulirung des ungrisch-türkischen Grenze, die nach 
dem letzten Friedensschluss noch zu yollziehen war, im türkischen Sinne 
d nrchzuführen. 

Wenn man nun aber bedachte, wie die für das Haus Oesterreich so 
nachtheilüren Friedensverträ()'e von 1606 nur dadurch zu Stande O'ekommen 

ｾ＠ b b 

waren, dass dem Kaiser Hnc101f H. durch die allerwärts ausbrechende 

Empörung die V ortheile eines zehnjährigen Krieges aus der Hand gerissen 
waren, so lag für einen österreichischen Staatsmann der Gedanke sehr nahe, 
es dürfe keine neue Concession gemilcht werden, wol aber müsse die 

Gelegenheit benutzt \"erden, (1ie vorigen Verluste nach Möglichkeit wieder 

1) Mai 12. Katona XXIX. S. 408. 
2) Katona XXIX. S. 419. 
3) Katona XXIX. S. 4D2. 
4) Dagegen räumte der Kaiser den Siebenbürgern das Recht freier Fürstenwahl ein. währeml 

der Wien er Priede den Rückfall Siebenbürgens an die ungrische Krone nach Bocskay's Tode bedang. 

Abh. d.HI. Cl. d. k. Ak. d. W'iss. XV. Bd. H. Abth. 17 
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einzubringen. In diesem Sinne fasste Klesl (lie Sache auf. Er hoffte, 

wie die österreich ischen Lande, so auch das Heich zu einer ruhmreichen 

Action nach aussen fOl'tzmreissen und im Bewm;stsein der allgemeinen 
Zusammengehörigkeit die innern Streitigkeiten zu ersticken. I) 

Um beides , die Composition und die Vertheidignng der ungrischen 

Kronlande gegen die Türken, zu Wege zu bringen und sOlllit die kaiser-
liche Macht durch eine erfolgreiche Bethütigung derselben wieder zn be-

gründen, wünschte Klesl die möglichst baldige Abhaltung eines Heichstags. 

Es wurde daher von kaiserlicher Seite wenige Tage nach der "'\Vahl an 

die Kurfürsten der Antrag gerichtet, die Berufung einer solchen Ver-

sammlung, die in drei bis yier .:\Ionaten eröffnet werden sollte, zu be-

willigen. Aber gleich hier zeigte es sich. dass den Kurfürsten die Dinge 

weniger dringend erschienen als <leI' kaiserlichen Regierung: indem sie den 

Heichstag bewilligten, verschoben sie den Termin desselben auf den April 

des Jahres 1613. 2) Wirklich eröffnet wurde er dann erst im August 1 G 13 
zu Hegenslmrg. 

Der Verlauf dieses Heichstags und der Verhandlungen, die unmittel-

bar aus demselben hervorgingen, ist in der Geschichte der Heichsregierung 

des Kaisers :Jlatthias wol das bedeutsamste l\Ioment. Denn obgleich es 
an einem änsseren Erfolg bei demselben fast günzlich gebrach, so wurde 

doch darüber entschieden, ob eine Herstellung der ｳｴ｡｡ｴｬｩ｣ｨ･ｾ＠ Einheit des 

Iteichs in den Gränzen der bestehenden Verfassung, bei dem damaligen 
Verhü,ltniss (leI' Parteien unter einander und des Kaisers zu den Parteien, 

möglich war. "'\Vegen des unmittelbaren Zusammenhangs der Vorgi'tnge 

des Heichstags mit den bisher besprochenen Verhandlungen gehe ich so-
fort zu demselben über. 

1) Ueber seinen Eifer für den Türkenkrieg vgl. u. a. seine Schreiben an Molart. ,1613 Oct. 18, 
2.5. (Hammer IU. n. 407, 408.) Im übrigen muss die Rechtfertigung der über Klesl's Absichten aus-

gesprochenen Sätze sich aus seiner Haltung am Reichstag und bei den Compositionsverhalldlungen 
nach dem l{eichstag ergeben. Interessant ist die Rechtfertigung seiner Politik in seinem Schreiben 
an Anspach vom 4. October 1614. (Hammer Hf. n. 451. das Orig. im Berliner Archiv. Unionsacta 
ad tom. 24.) 

2) Dohna's Protocoll. Sitzung Juni 19. 

125 

Viertes Kapitel. 

Der Regensburger Ueichstag und die CompositioJl. 

Am 13. August 1613 wurde der ltecrensburaer Heichsta(r J) durch Yor-
000 

lesung der kaiserlichen Proposition 2) eröffnet. Mit aller Offenherzigkeit 
wurden in derselben die zwei grossen Ziele der kaiserlichen Politik -
A ufiösung der Bündnisse und Vertheidi O'unrr O'eaen die U ebergriffe der o 0 0 0 

Türken - in den Vordergrund gestellt. Statt der Bündnisse verlangte der 
Kaiser Herstellung der Einigkeit uriter don Ständen und Wiederbelebung 
der Heichsverfassung, und als das rechte Mittel für diesen Zweck propo-
nirte er die Wiederaufrichtulla der Justiz am Kammeraericht indem Yi-o 0 , 

sitationen und Vornahme der Hevisionell in Gana (rebracht und die alte o 0 , 

Kallllllergerichtsordnung durch Aufnahme der seit 1555 erlassenen Gesetze 
und Visitationsabschiede , die er hatte zusammenstellen lassen, ergänzt 

würde. Zur Vertheidigung Siebenbürgens und der ungrischen Gränze 
gegen die Türken beanspruchte er eine Steuer, die höher oder niedriger 
ausfiel, je nachdem es zum offenen Krieg kam oder nicht, deren voller 
Betrag sich aber auf 260 l\Iona te:l) belief. - Vergleicht man diese V 01'-

schläge mit dem, was oben als das Programm Klesls bezeichnet ist, so 
scheinen sie doch auf den ersten Blick demselben kaum zu entsprechen: 
Belebung der Heichsjustiz bedeutete noch lange nicht die Y ornalulle der 
gesaullnten Gegensätze, welche protestantische und katholische Stände 
getrennt, und das !teich zerrissen hatten; das Verfahren eines Heichstags 

1) Meine Hauptquelle für diesen Reichstag bilden die kurbrantlenburgischen Berichte (Berlin 
X, 68. Reichstag 1613. Vor mir benutzt von Hanke. Werke VII. S. 226 fg.) und die von Abraham 
von Dohna (Mitglied der brandenburg. Gesandtschaft) gemachten Aufzeichnungen, halb Tagebuch, 
halb ProtocolI. Sie finden sich im Schlobitteller Archiv, manuscriptorum tom. XXVI, und sind von 
Herrn Dr. Baumann excerpirt. Die gedruckten Actenstücke vom Reichstag jedesmal zu citiren, haIte 
ich für überflüssig. Man findet die nöthigen Nachweisungen bei Häberlin-Seukenberg, an dessen Ex-
cerpte man sich freilich nicht halten darf. Senken berg fügt einige Auszüge aus einem Reichstags-

protocoll des Darmstädter Archivs hinzu. 
2) Mit derselben ist zusammenzuhalten das kaiserliche Ausschreiben bei Sattler VI. Beil. S. 67. 
;1) Nämlich fünf Jahre lang je 30 lIIonate zum Schutz der Gränzen, für dieselbe Zeit je 201110-

nate im Fall des Krieges, endlich 10 lIIonate für die Befestigung Wiens und zwei Festungen in der 
Nähe von Canissa. - Ob letztere 10 :J1onate einmal, oder fünf Jahre lang gezahlt werden sollten, ist 
unklar. Dohna, in dem unten erwähnten Protocoll nimmt es im letzte rn Sinne und rechnet eine For-

derung von 300 Monaten aus. 

17 * 
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mit Ab:stimlllung nach Majorität und mit ge:setzlichelll Charakter seiner 

Beschlüsse entsprach keineswegs (lemjelligen Verfahren, welches bei einer 

Compositionshandlullg zu beobachten war. Indess abgesehen davon (lass 

allerdings, wie sich gleich zeigen wird, (lie Proposition wahrscheinlich 
kein getreuer Aus(lruck von Klesl"s Absichten war, so zeigte die kaiser-

liche !legierung doch, indem sie gegen ein langes Herkommen nicht die 
Tiirkenhülfe, sondern den .Justiz punkt voranstellte, (lass es ihr Ernst war, 

wenigstens eine J.el· schwersten innern Streitfragen zur Erledigung zu 

bringen. Unm(iglich konnten sich anch die vel'söhnlich gesinnten ::\lit-

gliel]er dieser negierung die innere Nothwen(ligkeit verhehlen, mit der 

die Parteien, besonders die Unirten, von jenem einen Punkte zu den übrigen 

Streitfragen, uml von der fOl'mellen Behandlung der Gegenstände auf 
den Weg freier Verstündigung drüngen mussten. Nicht mit Unrecht konnte 

lllan uaher die Proposition als eine Aufforderung an die Stände betrachten, 

<len \\;rsuch einer Yerständigung über ihre Parteigegensii.tze zu unter-
nehmen. 

Die gros se Frage war nur, ob die kaiserliche Hegierung diesem 

Versuch eine Direction zu geben vermochte. In dieser Beziehung hatte 

Klesl sich ::Uühe gegeben, das vertrauliche Verhültniss des kaiserlichen 
Hofes zu (lem Markgrafen von Anspach zu erhalten; I) l\Iatthias hatte 

1) Am •• Sept. ] 612 schreibt Klesl an Anspach: er hat des .Markgrafen Schreiben dem Kaiser 
und der Kaiserin übergeben. • Und sie glauben mir bei meinen eren, das sie das kint im haus sein, 

auch bei uns anderst darfiir nicht gehalten werden; und verhoffe, i. K ai. ｾｉＮ＠ werdens bei allen gelegen-
heiten erzaigen, sie halten sich nur standhaftig an dieselben." Der ungrische Palatin ist gegen 
Türken und Siebenbürgen nicht vorwärts, noch zur Aufnahme der Deutschen bei dieser äussersten Noth 

zu bringen. Der Türke hat in der Moldau 10,000 Polacken .niedergehauet" und ist dann mit 40,0001\1. 
nach Siebenblirgen gezogen. Sein Lager bei Kronstadt, Lippa, Jenö, Wardein will er besetzen. Der 

Kaiser sucht durch seinen Gesandten in Constantinopel, wie er es bei dem Pascha VOll Ofen und dem 
Bathory versucht hat, für den Frieden zu wirken. Aber der Türke kennt seinen Vortheil: dass die 
Ungarn keine Deutschen wollen, dass Deutsche und Ungarn in Siebenbürgen lieber unter dem Türken 
als unter Bathorys Tyrannei leben wollen, dass im Reich ein baJdiger Reichstag nicht zu erlangen 

war. Friedbrüchige Einfälle des Türken von El'lau und Canissa aus. Erwägt man diese Dinge, 60 

dürfte man wol einsehen, dass man einen Reichstag gleich nach dem Wahltag hätte veranstalten sollen. 
.Solches schreibe e. f. g. ich .• , weil ich wol waiss, das sie mit mir ains sein, und mir die zeugnus 
geben werden, -das ich in diesem meinem ambt nichts verschwigen, dissimuliert noch verhalten." Auch 
der Kaiser hat das seinige gethan. .Es sagen andere was sie wöllen. so si he ich uuser Verderben 
vor augen.. Es sein viI königreich und das Kaisertumb zu Constantinopel, ja das heil. lant selbst 
unter des Türken gewalt kommen ... Wer sich seinem feunt nicht widersetzet, muess in seinen gewalt 
sich begeben. (ßerlin, Unions acta ad tom. 24.) 
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den zum Ueichshofrath beförderten Gundaker von Polheilll an den Au-

ministrator der Kurpfalz und an an<1ere unirte Fürsten geschickt, mit der 
Bitte, sie möchten persönlich am Reichstag erscheinen; I) ja Clm kaiser-
lichen Hof wagte lllan es, eine der wichtigsten Streitfragen, ob nämlich 
die Session und überhaupt der Besitz üer protestantischen Bisthums-
adlllinistratoren anzuerkennen sei in einer Denkschrift anzuregen uml eine 
Entscheidung zu Gunsten der Prote:-;tanten zu elllpfehlen. 2) 

Würe diese Schrift im Namen des Kaisers ouer auch nur des Bischofs 
Klesl ausgegangen, so hätte sich damit die kaiserliche Hegierung an die 
SIJitze einer I3ewe O'nno' ()'estellt die zu Concessionen an die Protestanten, o 0 0 , . 

zu dem Verzieht auf eine katholische ne action führen konnte. Aber 
gerade das, worauf es in diesem Falle angekolllmen wi.ire, fehlte: die Schrift 
wurde verbreitet ohne einen Namen, auf den die Verantwortung fiel. 3) 

Von vornherein truO' somit die Haltuno' der kaiserlichen ltegierung die o 0 

Merkmale <1er Zweideutigkeit und Halbheit an sich. Der Grund davon 
lllag zum Theil in Klesls Vergangenheit gelegen haben, die zu eng mit 
dem katholi:-;chen Parteiinteresse verbumlen war, Ulll ihm jetzt, da er zum 
Veriiuch der Verständigung fortschreiten wollte, eine wirkliche und prin-

cipielle Concession an die Protestanten zu gestatten; zum Theil aber werden 
die Ursachen auch in einem Zwiespalt unter den kaiserlichen !täthen 

gesucht ,verden müssen. Es wird sich zeigen, wie während. des lteichs-
taO's der Ueichsvicekanzler von "Clm uen scharf ｫ｡ｴｨｯｬｩｾ｣ｨ･ｮＬ＠ Klesl den 

o 

vermittelnden Standpunkt vertrat. Dass dieser Gegensatz von Anfang .'m, 
jedenfalls schon bei. Eröffnung des Heichstags vorhanden war, und damals 
mit einem Siege tler katholischen Partei beganll, wird lllan annehmen 

dürfen, wenn es richtig ｩｾｴＬ＠ dass die Abfassung <leI' Proposition nicht .dem 
Bischof KIest sOllllern de111 Andretts Ilannewalt übertragen wurde ,4) elllelll 
::\lmme, der . unter Hudolf 11. ｾｯｮ＠ llen protestantischen Heichstänuen als 

die Verkörperung der ihnen feindlichen Politik des Kaisers betrachtet ward. 

1) Creditiv für Polheim 1613 Febr. 16. Ｈｾｬ￼ｮ｣ｨ･ｮＮ＠ 548;2. :Mit der ｎｯｴｩｾＺ＠ .die werbung ist ge-
. t II II ) V I d1' Aeusserung in Klesis wesen, das sich Pfalz beim reichstag in der person elOS e en wo e. g . e 

Schreiben (folgt weiter unten) an Anspach vom :31. Aug. 1618. 

2) Wolf III S. 8;)6. ., . W k VII S "2') 
3) Dies muss man aus den Worten Wolfs (a. a. 0.) schhessen .. Anders hanke, ･ｲｾＬ＠ ' ＮＺｾＮ＠
4) Er so II e der Verfasser sein, berichten die kurbmndenburg1schen Gesandten am L. Sept. 161.3. 
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Der Inhalt der Proposition selber unterstützt diese Annahme. Denn an 

einer Stelle wenigstens, wo sie in der Frage, ob die vier Klostersachen 

dem Urtheil der lleYisiollticommission zu unterziehen seien oder nicht, 
sich deutlich gegen die For(lerungen der pfülzischen Partei ausspricht, 
ermuntert sie jedenfalls nicht die Stimmung des Ausgleichs lInd der 
Yl'l'sölmung. 

Im Grunde bO'e110llllllen war also Klesls Plan der Verständi()'ul1O' em 
b b 

schönes Ziel, zu dem er aber leider keinen ,Veg anzugeben wusste'. Es 

konnte nicht anders sein, als dass er in der Folgezeit bei seinen auf-

dringlichen Bemühungen um die Ausgleichung und bei diesem Fernhalten 

von wesentlichen Concessionen. sein Heil in (leI' Täuschung der Parteien, 
besonders der Protestanten, suchen musste, um schliesslich von allen Seiten 
aIs Betrüger verworfen zn werden. 

Und " ... ie stand es nun bei dieser Halbheit der kaiserlichen Politik 
mit der Stellung der Parteien? Die Unirten konnten sich sagen, dass 

mit dem Versuch der Ausgleichung man ihren eigel1stel1 Gedanken an-

nahm. ,rie aber bei derartigen Vergleichen immer das jeweilige Kraft-
bewusstsein der Pnrteien yon entscheidendem Einflusse ist, so konnten sie 

daneben nicht übersehen, dass gerade jetzt, seit dem Jahre 1612, ihre 

Stellung eine ungleich günstigere geworden war als im Jahre 1610. 

Und in dieser Stimmung kamen sie im März 1613 in Hotenbnrg zu-

sammen, um sieh über ihre Haltung bei dem kommenden Heichstag 
zu verstündigen. 1) Sie hatten, wie es scheint, von dem obersten Ziel der 

kaiserlichen Politik, welches in der AuflösUllO' des katholischen ,vie des 
o 

protestantischen BÜl1lInisses hestand, vernOlllmen: dem gegenüber war es 

eine der ersten l\Iassregeln der Versammelten, dass sie sich zusagten, an 
der Union festzuhalten, auch dann, ",enon die Katholischen ihnen die Auf-

lösung ihrer Liga als Gegendienst versprechen würden. Die Absicht des 
. Kaisers, am lleichstag den Jnstizpunkt an erster Stelle vorzunehmen, 
erki:mnten sie als ein Entgegenkommen an, welches sie vergelten wollten, 

indem sie dem Vortrag der Proposition vor den gesammten Ständen nichts 
in den ,Yeg legten: allein nach diesem Act, so beschlossen sie weiter, 

1) Feber das Folgende Deilage VIII. 
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habe lllan von protestantischer Seite die Gesalllmtheit der Beschwenlen 
vorzulegen und sich vor Erörterung derselben in andere Verhandlungen 
nicht einzulassen. Eine neue Hedaction der Beschwerden wurde demgemLiss 
entworfen und angenomlllen. I) Positiv gewandt, forderte diese Schrift 
zu Gunsten des protestantischen Bekenntnisses: Ausübung der reidls-
sUimlischen Hechte durch die protestantischen Bisthulllsaclmillistratoren 
un<1 Zulassung der Protestanten zu Stiftscapiteln und geistlichen Orden, 
Anerkennung uer Ferdinamleischen Declaration un<1 des Hechtes (leI' pro-
testantischen Heichsstünde, die Klöster und Stifter ihrer Lande nach re-
formatorischen Grundsätzen Ulllzuwandeln, endlich für die protestantischen 
Unterthanen ｬｾ｡ｴｨｯｬｩｳ･ｨ･ｲ＠ Stände das Hecht zu bleiben uder auszuwandern, 
un<1 ihren Gottesdienst in der Nachbarsehaft zu besuehen. In Bezug auf 
die Heichsverfassung wurde verlangt: die Beseitigung der mit dem Kalllmer-
gericht concurrirenden Jurisdiction deti HeichsllOfraths und \r erzicht auf 
die Geltun{)' der l\Iaiorität am Heichstabcf' in Heligionssaehen und ,,frei-. 0 J 

willigen" (d. h. Türken-) Steuern, streng paritätisehe ｂ･ｳｾｴｺｵｮｧ＠ des ,Kammer-
gerichtes und der Deputationtitage und ZuziellUng von Protetitanten zum 
Heichshofrath. Zum Schluss kam endlich noch eine lange Reihe von 
besonderen Forderungen, unter dcnen die Hestitution Donauwörths und 
die Betitätigung der vom pfäblitiehen Iteichsvicariat zu Gunsten der pro-
testantischen Sache erlassenen Entscheide in Aachen, Biberach und Fried-
berg obenan standen. 

Der Besehluss, diese SUlllme von Forderungen zu betreiben, war die 

Entgegnung auf den Versueh, aus den zwischen lien ｐ｡ｲｴ･ｩｾｮ＠ ｳｴｲ･ｩｾｩｧ･ｮ＠

Punkten bloss die Justizangelegenheit herauszunehmen. NICht nunder 
deutlich war die Antwort auf ､ｩｾ＠ Voraussetzung, dass über die gros sen 
Streitfragen auf dem ,Vege reichstäglieher Verhandlung entschieden werden 
könne. Kach der bei dem Uniollstag von 1611 getroffenen Unterscheiduug 

trennte man diejenigen BeschwenIen, deren Abstellung durch kaiserliche 
Verfügung erfolgen könne, von den andern, üuer ｷ･ｬ｣ｾｬ･＠ Kaiser und Stände 
sich einiO'en mussten: aus der ersten Classe sollten dIe wichtigern sofort, 

b 1 b tl 1 d' t den hinsichtlich der vor Eintritt in die Reic 1S· em lUng, er e Ig wer , 
andern erschien nur ein freier Ausgleich statthaft, und die Zusicherung 

1) Vgl. die Anm. zu dem ｢･ｴｲ･ｦｦｾｬｬｬｬ･ｮ＠ Passus in Beil. VIII. 
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einer solchen Yergleichsyerhandlung, die noch wührond des Ueichstags 

zu Leginnen hatte, und bei (leI' man dem Kaiser die Holle des Yermittlers 

zwischen den Parteien zudacht8, sollte die weitere nedino'unO' für <1ie 
1'"> 0 

Yornahme der TIeichtagsgesehüfte sein. 1)· 

So rasch machte· also (Ee Union den Schritt yon der TIeicl t ' 
• '. . l ｾ＠ 1S ags-

yerhandlung zur Comp0:-;ülOll. Da es Ihr ohne Zweifel mit solchen 11ns-
gleichsverlwndlungen ermt \rar, so erhebt sich für uns (Ee FraO'e ob sie 

sich denn auch mit dem Gedanken yertrant machte, den Vergleicl: durch 

Concessionen zu ermöglichen. Ich finde, (lass in zwei der wichtigsten 
Streitfragen ein K achgeben wenigstens angeueutet wurde. Nach dem 

wahren Sinn der Beschwenlen über den lIofrath kam dein Kaiser eine 

eigene Jurisdiction nur in zwei Füllen zu: Lei An- oder ALerkennunO' 

yon Heichslehen, und hei Landfriedensbruch (in letzterm Fall concurrirend 

mit dem Kammergericht). Ging in solchen Sachen das Verfahren geO'en 
fürstemniissige Personen, so sollten zur Urtheilsfällung ｓｴ｡ｮｵ･ｳｧ･ｮｯｳｾ･ｮ＠
der Beklagten zugE:7,Ogen werden; nur gegen niedere Stände mochte ein 
mit Heichshofriithen besetztes Gericht ausreichen. Da nun diesen Be-

hauptungen gegenüber Kaiser l\Iatthias die mit dem KamlllerO'ericht con-

curril'emle J nrisdiction des Hofraths ebenso entchieden v:rfocht wie 

Hudolf H., und da er hierin die katholischen wie die protestantisch-con-
servatiwn SUnde auf seiner Seite hatte, so wurde in Hotenburg der 

Gedanke einer wenigstens partiellen Anerkennung der in Besitz .und Aus-

1) Die Scheidung der Beschwerden und die ForderulJO' verschiedenartierer Behandlung d Ib 
]"' t . h' d B h "", erse en 
ass SIC In er esc werdeschrift selber erkennen. Der zweite Theil beerinnt (nach d D k b . 

M" A cr ｾＮＩ＠ CI " ." em rue el 
e) er, us". von 1 ｾＰＹＬ＠ I. ,) S. ,)9 col. 1 letzter Absatz) mit der Bemerkung, dass nunmehr die Be-

schwerden folgen, die den Ev. von den katholischen Ständen zuerefüot seien und deren Abst 1I er 

d h .. tl' hAI . 1 . ",,' e un" 
ure gu IC en usg elc I ZWischen den beiderseitigen Ständen der Kaiser vermitteln solle. Der voraus-

gehende e.rste Theil enthält also die Beschwerden, die nach Ansicht der Unirten in des Kaisers Hand 
stehen, wie es denn auch zum Schluss dieses Theils heisst: • welches alles abzuschaffen un·d· . 
b 'll' ... GI' hh . . lD eme 

I Igmassige elc eIt und ordnung zu bringen, e. Kai. 1\1. allergnaedicrst O"eruhen w 11 " N h 
d' S h 'd • "'" 0 cn. ac 

leser c el ung würde in des Kaisers Hand stehen: Regelung der kaiserlichen (und Hofrath _) J ._ 
d' t" R' . s uns 
:c IOn, estJtuhon Donauwörths" ｅｩｮｦ￼ｨＮｲｾｮｧＮ＠ der Parität am Kammergericht, Bestätil{ung der Vica-

natsacte, Erneuerung der ordentlIchen VlSltatJonen unter Betheiligun cr JHaerdeburgs Beseitigu 
P t 'I' hk . d C "" , ng von 

ar el.lc "elt un. ompetenzüberschreitung des Kammergerichts, Beseitigung der Beschwer,ten über das 
Rotweller Hofgencht, Abstellung von Beeinträchtieruneren der Evanerell'schen bel' K . t E t 

" " " b reis agen, von n-
ZIehung. der Ihnen zukommenden Sessionen am Reichstag und Nichtberufung der geistlichen ev. Fürsten 

ｺｾｭ＠ ｒ･ｬ｣ｾｳｴｾｧＮ＠ (Der ｬｾｴｺｴ･＠ ｐｾｮｫｴ＠ kehrt im zweiten Theil übrigens' in der Wendung wider, dass 
(hesen geistlIchen ev. Fursten Ihre katholischen Collegen die Session streitig machen. 
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übung befindlichen Jurisdiction ues Heichshofrathes angeregt. Das Er-
gebniss der darüber gepflogenen Erwägung war verneinend. Allein als 
Gruml. für die Ablehnung führte man doch nur an, dass bei der gegen-
wärtigen Gesinnung der kaiserlichen Häthe und der Hofräthe jedes Zurück-
weichen gefährlich sei. Also wenn die kaiserliche Regierung sich zu den 
Tendenzen der pfälzischen Partei freundlicher stellte, uann war eine Con-
cession möglich. Noch gewundener als in diesem Punkt lautete die Ent-
scheidung der Unirten in uem so tief greifenden Vierklosterstreit. Es 
war in einem für den Kaiser Lestimmten und den Unirten wahrscheinlich 
durch Würtemberg mitgetheilten Gutacp.ten des Zacharias Geizkofler der 
Vorschlag gemacht, uen Streit über Hecht oder Unrecht Lei Einziehung 
von Klöstern auszusetzen und nur den zeitweiligen Besitzstanu zu sichern . 
Die Versammlung meinte nun,l) man habe derartige Vorschläge anzu-
hören, ihre Tragweite zu ermessen unu dann über ihre Annehmbarkeit 
mit den amIern Evangelischen sich schlüssig zu machen. Wenn sie freilich 
hinzufügte, dass eine Formel annehmbar sei, welche die katholischen 
Stämle gegen U ebergriffe schütze, den protestantischen aber für jetzt 
und künftig (also auch uen später übertretenden) das Hecht der Hefor-
mation in ihrEm Landen, d. h. das Recht der Einziehung von Klöstern 
und geistlichen Anstalten belasse, 2) so hielt sie an allem fest Ｌｾｶ｡ｳ＠ der 
extreme Standpunkt nur verlangen konnte. Aber wenn es ihr mit diesem 
Festhalten so ernst war, warum dann der Wunsch, Vorschläge zur Güte 

an sich kommen zu lassen? 
Die Union verrieth also eine, wenn auch leise Neigung zu Conces-

sionen. Aehnliche Stimmungen mögen damals im Innern der katholischen 
Liga vorhanden gewesen sein; 3) aber zum Unterschied von der Union 
hielt das Haupt des katholischen Bundes und der Bund selber, wo er als 

Gesallllntheit sprach, es für zweckmässiger den einmal eingenommenen 
Hechtsstandpunkt unter Abweitmng derartiger Vermittlungsversuche zu 
behaupten. Dass in Streitigkeiten, die nach Massgabe des Religionsfriedens 
zu entscheiden seien, das Kammergerich t zu urtheilen, und in allen Re-

1) Uebcr den Zusammenhang mit Geizkofiers Gutachten vgl. die Anmerkung zu dem betref-

fenden Passus in Beil. VIII. 
2) Vgl. auch den betreffenden Passus der Württemberger Reichstagsinstruction. (Sattler VI S,70.) 

a) Darüber unten bei der Geschichte des Reichstags. 

Abh. d. IlI. Cl. a. k. Ak. d. Wiss. XV. Bd.lI. Abth. 13 

• 
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behaupten. Dass in Streitigkeiten, die nach Massgabe des Religionsfriedens 
zu entscheiden seien, das Kammergerich t zu urtheilen, und in allen Re-

1) Uebcr den Zusammenhang mit Geizkofiers Gutachten vgl. die Anmerkung zu dem betref-

fenden Passus in Beil. VIII. 
2) Vgl. auch den betreffenden Passus der Württemberger Reichstagsinstruction. (Sattler VI S,70.) 

a) Darüber unten bei der Geschichte des Reichstags. 

Abh. d. IlI. Cl. a. k. Ak. d. Wiss. XV. Bd.lI. Abth. 13 
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visionssachen , olme Ausschluss der VIer Klostersachen , die Visitations-

commISSlOn zu erkennen habe, dass der Heichstag in den Streitfragen 

zwischen den confessionellen Parteien seine gesetzliche Entscheidung durch 
Majorität treffen müsse, und dass des Kaisers Jurisdiction nicht nur mit 

der des Kai11luergerichts concurrire, sondern sie auch übertreffe, dass end-

lich der Besitz der protestantischen Bisthumsadministratoren ein wider-
rechtlicher sei - das waren die Beschlüsse mit welchen im März 1613 

die in Frankfurt versammelten Ligisten nebst mehreren andern katholi-

schen Ständen die Stellung abgrünzten, die sie am Reichstag einzunehmen 
gedachten. 1) 

Es gab nur einen Punkt, in dem Katholiken und Protestanten ziem-
lich übereinkamen: das war die abwehrende Haltung gegenüber der ge-
forderten Türkensteuer. Wie die Protestanten, so verlangte sichtlich auch 

das Haupt der Liga Erhaltung des Friedens mit den Türken, so lange 

er sich nur erhalten lasse; beide wünschten zum Vortheil der ständischen 
Freiheit keine Hülfe in Geld sondern in Truppen; die Unirten endlich 

machten jede Steuerbewilligung abhängig von der Befriedigung ihrer An-

sprüche in Sachen der BeschwerLlen, wÜ.hrend Herzog Maximilian meinte, 

wenn die Protestanten die Steuern verweigerten, so dürften auch die 
Katholiken sich ihrer .Mittel nicht entäussern. 2) 

Wie wenig Hoffnung auf einen gedeihlichen Verlauf (les Reichstags 
bei solchen Vorbereitungen der Parteien übrig blieb, lässt sich leicht 

ermessen. Die Unil'ten fassten denn auch (lie ｾｉｧｬｩ｣ｨｫ･ｩｴ＠ einer vollstän-

digen Abweisung ihrer Forderungen und die Folgen davon in's Auge: 
ihre Gesan(lten sollten in jenem Fall nach Majorität beschliessen, ob der 

Heichstag zu verlassen sei gleich dem von 1608; und da nach Ausführung 

dieses ｂ･ｳ｣ｬｾｬｵｳｳ･ｳ＠ ein gewaltsames Vorgehen der Katholiken gegen die 

Protestanten zu besorgen war, und vielleicht gar der Kaiser an die Spitze 

der Liga treten konnte, so hielten die unirten Fürsten die Stärkung der 
Geld- und Kriegsillittel der Union, die Verbindung derselben mit fremden 

ｾｬ￤｣ｨｴ･ｮＬ＠ besonders mit Zürich und Bern, mit England , den Staaten, 

Schweden und Dänemark für unabweisbar. Ganz in demselben Sinne 

1) Frankfurter Abschied. 161:3. März 11. (Wolf III. S. 854) Vgl. bairische Instruction zum 
Frankfurter Tag (S. :340) ｵｮｾ＠ bairische Reichstagsinstruction. (382.) 

'2) Wolf III. S. 848 fg. 
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rechnete gleichzeitig Herzog .Maximilian, dass das starre Feststehen der 
ｾ＠ Katholiken auf ihrem Hechts boden die Protestanten zur Sprengung des 

Reichstags und zu offener Kriegsempörung veranlassen könne: er rieth 
für diesen Fall das, was die U nirten fürchteten, nämlich die Verbindung 
des Kaisers mit der katholischen Liga, welche dann im Falle des Krieges 
die Opfer zu bringen hätte, die sie für den Türkenkl'ieg nicht yer-
schwenden dürfe. 1) Die Liga selber verhandelte bei uer Frankfurter 
Ver15anulllung über Erlegung neuer l3eiträge zur Vertheidigung des Bundes 
gegen den möglichen Losbruch der Unirten.:l) 

l\Iehr wie zwei kriegtibereite Lager, als wie l\Iitglieder eine:::; Friedens-
congresses standen also Katholiken unu Protestanten einander gegenüber, 
als die kaiserliche Proposition verle:::;en waru. Schon äusserlich merkte 
man die feindselige Stimmung der unirten Fürsten daran, dass sich trotz 

des kaiserlichen Wunsches kein einziger von ihnen persönlich eingefunden 
hatte; 3) unu sehr bald zeigte es sich, dass die Aufträge ihrer Gesandten 
auch nicht uazu angethan waren, um üusseres Einyernehmen und Unklar-
heit der Lage länger bestehen zu lassen. 

Die erste Sorge der Unirten ,"val', die sämmtlichen Protestanten zu 
Sonderberathungell unter kurpfälzischer Leitung 4) und zu einem Vorgehen 

1) Wolf III. S. 849 fg. 

2) Die bei den Abschiede bei Wolf III. S. :3;);j, 069. Bewilligung von 2:) und eventuell noch 10 
ｾｉｯｮ｡ｴ･ｮＮ＠ Ein Thei! der Gesandten behielt sich die Ratification der ｈ･ｲｲｳ｣｢｡ｦｾ･ｮ＠ vor: 

:\) Klesl schreibt darüber am :31. August an Anspa?h: .ich ｭｾｳｳ＠ . melll unghck klagen '. ､ｾｳ＠
mir nit correspondiert, und ich bei allen tailen verdacbt Wler. Got ｮｾｭ＠ ICh zum ｺｾｵｧ･ｮＬ＠ d.as Ich s 

aufrecht, e. f. g. und allen treuherzigpn i .. H. dienern zum bösten gemalllt hab. WeIl. aber eh: sepa-

ration ex profcsso gesucht wiert, et quasi nullo titulo kan nun.mel" .beschonet werden, 1st es mler. ｾｯｮ＠

hertzen laid, das ich solches nit remeJieren kan. Das evangelIum 1st lauter: non est, ｰｯｴｾｳｴ｡ｳ＠ mSI a 

deo, et qui potestati resistit., deo resistit. Die ･ｸ･ｭｰｬｾ＠ alt.es und ｮ･ｵ･ｾ＠ testam:nts, lustonen und cl,er-
gleichen sein vorhanden. Got muess stlaffen, weil WH WIeder den Turcken memaln solche ｯ｣｣｡ｾｬｏｮ＠

als hiezund gehabt, die alle wegen diser diffldenzen und ｶ･ｲ＿ｬ･ｮ､ｵｾｧ＠ vcr!oren ｷ･ｲｾＬ･ｮ＠ •. Ich h.ab dIese 

uniones und Iigas oder scissiones dahin verstanden, das VOrIge KaI.' ｾＱＮ＠ I.r ambt ｈ･Ｎｬｉ･ｉｾｾｴ＠ Illt thun, 

und also jedweder tail sich handhaben oder dcfendiern wollen. Da nun Ｑｾｬ･ｺｵｮｴ＠ der Jushhaepunct der 

erste von i. U. gesetzt wiert, bleibt die ganze union aus und scrupuhert, oder suchet ｭｾｮ＠ ｬ｡ｵｾ･ｲ＠

missverstant. Vii anderst sein i. ｾｉＮ＠ zu Franckfurt vertrost:t, au.eh ､ｵｲｾｨ＠ ｾ･ｲｮ＠ :on. Polhalmb ｡ｬ｜ｬｾ［＠

. h d I' h l' Kai 111 taeglich und stündltch mIt empfundlIgchalt ,ermelden, 1 verslc ert wor en: we IC es. ., .. k" 'I an ､ｩｾ＠
hefligchait und erzaigung hette man niemaln verlüeren, wol aber ｧｾｷｵｮｮ･ｮ＠ unnen, ｗｾｉ＠ 111 h d 
schuld gethan." Weitere Klagen über das Ausbleiben der Fürsten 111 Per,son, besondels auc es 

IIlarkgrafen. (Berlin. Unionsacta acl tom. 24.) 
4) Die erste Versammlung der Unirten notirt Dohna zum 10. August. 
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im Sinne der Hotenburger Beschlüsse zu bestimmen. Dieser Versuch 

misslang bei dem Hause Sachsen und dem Landgrafen von Hessen-Darm-

stadt; dagegen wurden gewonnen l\Iecklenburg, Lauenburg, Braunschweig-

I.üneburg, POllllllern-Stettin, die Wetterauer Grafen und mehrere Städte. l
) 

Die Gesammtheit der so geeinigten Protestanten bezeichnete sich ｬｬ｡ｾｨ＠

früheren Vorgängen als Correspondirellde. 

Schon am 17. August, als der Reichstag die Verhandlung über die 

kaiserliche Proposition begann, traten die Correspondirendell, so weit sie 

bis dahin geeint und eingetroffen waren,2) mit der in Hotenburg verein-

barten Erklürung hervor: in den ersten Tagen würden sie, so hiess es, 

dem Kaiser die evangelischen Beschwerden übergeben, und nunmehr, bis' 

der Kaiser zur Erlecligung clerselben die nöthige Anordnung getroffen 
ｨ｡｢･ＬｾＩ＠ sich an den reichs täglichen Verhandlungen nicht betheiligen. Die 

katholische Majoritüt, verstärkt durch Sachsen und Darmstadt, hielt dem 

gegenüber an dem Gegenstand der Tagesordnung fest und vereinbarte 
einen Beschluss über die Heihenfolge der Berathungspunkte (Vornahme 

der Justizangelegenheit an erster Stelle); aber als sie durch ltelation 
zwischen den drei Collegien diesen Entscheid zum Reichsschluss erheben 

wollte, entfernten sich die Pfälzer und Brandenburger aus dem Kurfürsten-

rath, und den Corresponclirenden gelang es, durch Einstellung ihrer Be-
theiligung den lteichstag in's Stocken zu bringen. 4) 

1) Von Ilicbtunil'tcn Städten betheiligten sich Lübeck, Isny, Bopfingen , Regensburg , Lindau, 
Reutlingen, Leutkirch, Wezlar. 

2) Im Kürfürstenrath Pfalz und Brandenburg, im Fürstenrath Lautem, Simmern, Zweibrücb!n, 

Anspach, Würtemberg, Hessell-Cassel, Wetterauer Grafen (Wolf UI. S. 3!Jl.), ferner Lauenbul'g, ､･ｒｾ･ｮ＠

Votum von Pfalz geführt wurde, Culmbach, l\lecklenburg, Anhalt. - Baden erschien im Correspondeuz-

rath, aber nicht im Fürstenrath, weil ihm statt der beanspruchten drei Vota nur eines zugestan(len 

wurde. ｎ･ｵ｢ｵｲｾ＠ scheint sich der Theilnahme am Correspondenzrath und an den gemeinen Rei('hs-

nrhandlungen enthalten zu haben. (Brandenburg. Relation vom 18. Ang.) Die Gesandten von Pommern-

Stettin trafen erst am 17. ein und erschienen am 18. zum ersten Mal im Correspondenzrath (Branden-

burg. Bericht vom 20. Aug.), der lüneburger Gesandte erschieu zum ersten Mal am 9. Sept. (Bericht 

vom 11. Sept.) Seit dem 2. Oct. votirte Pommern-Stettin zugleich für Wolgast. Bericht vom 4. OcL) 

H) • bis so lang das hierüber gebürende versehung von i. ｾｉＮ＠ gemacht worden waere." Branden-
burg. Relation vom 18. Aug.) 

4) Am 19. beschlossen die Correspondirenden, in den Riithen nicht weiter zu erscheinen. Die 

pOlllruerschen Gesandten erklärten, sie würden erscheinen, aber nicht votiren. Ebenso hielten sich 

Uecklenburg und die Städte. Vom 2. Sept. ab hielten sich sämmtliche Correspondirende den 
Räthen fern. 
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So kam man gleich zu Anfang auf den Punkt, den man beim letzten 
Heichstage cloch erst nach einigen 'Vochen erreicht hatte. Die Heichs-
tagsberathungen ruhten; der Schwerpunkt. der Verhandlungen zog sich 
in einen Schriftenwechsel zwischen Correspondirenden und Kaiser, welcher 
mit der am 19. August vollzogenen Uebergabe der protestantischen Be-
schwerden begann und bis ZUlll 10. September zu einer Quadruplik der 
Correspondirenden führte. 

Haltlos wie von Anfang an war in dieser Verwicklung die SteJlung 
des Kaisers. In seinen Antworten an die Correspondirenden stellte er 
ihrem Ansinnen auf vorherige Abstellung der Beschwerden die Aufforde-
rung, zur vorherigen Erledigung der Proposition,· und dem Verlangen 
nach freier Verständigung die ausdrückliche Erklärung von der in gemeiuen 
Reichssachen entscheidenden l\Iajorität entgegen. Hätten diese Antworten 
die einhellige und letzte l\Ieinung der kaiserlichen negierung enthalten, 
so ware von vorn herein alles Verhandeln mnsonst gewesen, und es 
würde 'auch clas, was oben von den Absichten Klesl's gesagt ist, unrichtig 
sein. Aber die WahrhBit ist, dass, wie bei der Proposition, so auch in 
diesen Antworten der Einfluss der streng katholischen Partei, an deren 
Spitze der Vicekanzler von Uhu stand, vorwaltete, und dass Klesl mit 
dieser Schärfe unzufrieden war. I) Zwischen beiden Richtungen sollte bald 

eine Auseinandersetzung erfolgen. • 
• 

1) Ueber den Gegensatz im allgemeinen Sattler VI. S. 79. lIeber L'lms hitzigoe Aeusserungcn 

das. S. 81. In einem sehr scharfen Schreiben an den Kaiser vom .j. Oct. beschweren sich die Corre-

spondirenden über. Verläumdungcll", die Ulm am 30. Aug. gegenüber den Regensbulger Gesandten 

über ihre Haltung ausgesprochen habe.· (Dohna October 4 und August 80). SchOll ､ｩＬｾ＠ Replik der 

Correspondirendcn vom ｾＮ＠ Aug. wird, statt dem Vicekanzler, dem Bischof Klesl übergeben mit der 

Bemerkung: • weil man bei der negsten überantwortung viel harter dreuwort vernemen müssen, und 

man deren nit gewont, wollte man i. hochw. dieselbe zustellen." Klesl sagte darauf zu: er wolle die 

Schrift dem Kaiser .zu eigen handen uberantworten, auch das beste dabei than. Er würde zwar viel 

darü ber erzürnen; aber er hette wol eher in den kot getreten, er müste es auch itz nit ｳ｣ｨｾｷ＠ .. n." 

(Dohna Aug. ｾｏＮＩ＠ • Ueber die Triplik der Correspondirenden vom ;:\0. Aug. ｢ｾｲｩ｣ｨｴ･ｮ＠ die branJen-

burger Gesandten (Sept. 1.): wegen der heftigen Auslassungen ｕＡｭｾ＠ ｾ･ｾ･ｮ＠ .dle ｾｨ･ｲｮ＠ und knechte, 
sonderlich aber die armen genanten Calvinisten" übergab man die Tnphk mcht ｉｨｾｬＬ＠ sondern dem 

Klesl die weil dieser und der UIm einander feint und aufsetzig." Klesl nahm sie gern und willig auf 

und be;nerkte: er werde sie sicher zu des Kaisers Händen liefern .auch gern atles darüber {ern:r :huen, 

was den sachen nutz und ersprieslich sein möchte, mit anderm mererm erbietten, ｾ･ｬ｣Ｎｨ･ｾ＠ Wir, ＮＱｄｾ･ｬｄ＠
sein ingenium bekant, dahin stellen. - Er hat gleichwol auch die andere partei mit Hen hitZigen 

consiliis ziemlich dabcnebenst angestochen." 

• 

.. 
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der Justizangelegenheit an erster Stelle); aber als sie durch ltelation 
zwischen den drei Collegien diesen Entscheid zum Reichsschluss erheben 

wollte, entfernten sich die Pfälzer und Brandenburger aus dem Kurfürsten-

rath, und den Corresponclirenden gelang es, durch Einstellung ihrer Be-
theiligung den lteichstag in's Stocken zu bringen. 4) 

1) Von Ilicbtunil'tcn Städten betheiligten sich Lübeck, Isny, Bopfingen , Regensburg , Lindau, 
Reutlingen, Leutkirch, Wezlar. 

2) Im Kürfürstenrath Pfalz und Brandenburg, im Fürstenrath Lautem, Simmern, Zweibrücb!n, 

Anspach, Würtemberg, Hessell-Cassel, Wetterauer Grafen (Wolf UI. S. 3!Jl.), ferner Lauenbul'g, ､･ｒｾ･ｮ＠

Votum von Pfalz geführt wurde, Culmbach, l\lecklenburg, Anhalt. - Baden erschien im Correspondeuz-

rath, aber nicht im Fürstenrath, weil ihm statt der beanspruchten drei Vota nur eines zugestan(len 

wurde. ｎ･ｵ｢ｵｲｾ＠ scheint sich der Theilnahme am Correspondenzrath und an den gemeinen Rei('hs-

nrhandlungen enthalten zu haben. (Brandenburg. Relation vom 18. Ang.) Die Gesandten von Pommern-

Stettin trafen erst am 17. ein und erschienen am 18. zum ersten Mal im Correspondenzrath (Branden-

burg. Bericht vom 20. Aug.), der lüneburger Gesandte erschieu zum ersten Mal am 9. Sept. (Bericht 

vom 11. Sept.) Seit dem 2. Oct. votirte Pommern-Stettin zugleich für Wolgast. Bericht vom 4. OcL) 

H) • bis so lang das hierüber gebürende versehung von i. ｾｉＮ＠ gemacht worden waere." Branden-
burg. Relation vom 18. Aug.) 

4) Am 19. beschlossen die Correspondirenden, in den Riithen nicht weiter zu erscheinen. Die 

pOlllruerschen Gesandten erklärten, sie würden erscheinen, aber nicht votiren. Ebenso hielten sich 

Uecklenburg und die Städte. Vom 2. Sept. ab hielten sich sämmtliche Correspondirende den 
Räthen fern. 
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So kam man gleich zu Anfang auf den Punkt, den man beim letzten 
Heichstage cloch erst nach einigen 'Vochen erreicht hatte. Die Heichs-
tagsberathungen ruhten; der Schwerpunkt. der Verhandlungen zog sich 
in einen Schriftenwechsel zwischen Correspondirenden und Kaiser, welcher 
mit der am 19. August vollzogenen Uebergabe der protestantischen Be-
schwerden begann und bis ZUlll 10. September zu einer Quadruplik der 
Correspondirenden führte. 

Haltlos wie von Anfang an war in dieser Verwicklung die SteJlung 
des Kaisers. In seinen Antworten an die Correspondirenden stellte er 
ihrem Ansinnen auf vorherige Abstellung der Beschwerden die Aufforde-
rung, zur vorherigen Erledigung der Proposition,· und dem Verlangen 
nach freier Verständigung die ausdrückliche Erklärung von der in gemeiuen 
Reichssachen entscheidenden l\Iajorität entgegen. Hätten diese Antworten 
die einhellige und letzte l\Ieinung der kaiserlichen negierung enthalten, 
so ware von vorn herein alles Verhandeln mnsonst gewesen, und es 
würde 'auch clas, was oben von den Absichten Klesl's gesagt ist, unrichtig 
sein. Aber die WahrhBit ist, dass, wie bei der Proposition, so auch in 
diesen Antworten der Einfluss der streng katholischen Partei, an deren 
Spitze der Vicekanzler von Uhu stand, vorwaltete, und dass Klesl mit 
dieser Schärfe unzufrieden war. I) Zwischen beiden Richtungen sollte bald 

eine Auseinandersetzung erfolgen. • 
• 

1) Ueber den Gegensatz im allgemeinen Sattler VI. S. 79. lIeber L'lms hitzigoe Aeusserungcn 

das. S. 81. In einem sehr scharfen Schreiben an den Kaiser vom .j. Oct. beschweren sich die Corre-

spondirenden über. Verläumdungcll", die Ulm am 30. Aug. gegenüber den Regensbulger Gesandten 

über ihre Haltung ausgesprochen habe.· (Dohna October 4 und August 80). SchOll ､ｩＬｾ＠ Replik der 

Correspondirendcn vom ｾＮ＠ Aug. wird, statt dem Vicekanzler, dem Bischof Klesl übergeben mit der 

Bemerkung: • weil man bei der negsten überantwortung viel harter dreuwort vernemen müssen, und 

man deren nit gewont, wollte man i. hochw. dieselbe zustellen." Klesl sagte darauf zu: er wolle die 

Schrift dem Kaiser .zu eigen handen uberantworten, auch das beste dabei than. Er würde zwar viel 

darü ber erzürnen; aber er hette wol eher in den kot getreten, er müste es auch itz nit ｳ｣ｨｾｷ＠ .. n." 

(Dohna Aug. ｾｏＮＩ＠ • Ueber die Triplik der Correspondirenden vom ;:\0. Aug. ｢ｾｲｩ｣ｨｴ･ｮ＠ die branJen-

burger Gesandten (Sept. 1.): wegen der heftigen Auslassungen ｕＡｭｾ＠ ｾ･ｾ･ｮ＠ .dle ｾｨ･ｲｮ＠ und knechte, 
sonderlich aber die armen genanten Calvinisten" übergab man die Tnphk mcht ｉｨｾｬＬ＠ sondern dem 

Klesl die weil dieser und der UIm einander feint und aufsetzig." Klesl nahm sie gern und willig auf 

und be;nerkte: er werde sie sicher zu des Kaisers Händen liefern .auch gern atles darüber {ern:r :huen, 

was den sachen nutz und ersprieslich sein möchte, mit anderm mererm erbietten, ｾ･ｬ｣Ｎｨ･ｾ＠ Wir, ＮＱｄｾ･ｬｄ＠
sein ingenium bekant, dahin stellen. - Er hat gleichwol auch die andere partei mit Hen hitZigen 

consiliis ziemlich dabcnebenst angestochen." 

• 

.. 
• 
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Für's erste stützten sich die Vertreter der extremen Meinungen auf 
die Majorität am Heichstag. Hier verwirkten sie VOll den nicht corre-

spondirenden Ständen a111 23. und 24. Augu::;t ein Gutachten, in welchem 
des Kaisers Antworten gebilligt wurden. 1) Indess schon um 6. September, 

als dies Bedenken in verschärfter Form erneuert ward, erhoben Sachsen und 
der Landgraf von IIessen-Darmstaut EinwiLnde dagegen; 2) sie fürchteten, 

von ihrer politischen Opposition gegen die Corresponuirenden zur Schü,uigung 

ihrer Kirche fortgerissen zu werden, und suchten nach Sicherung gegen 

den Zwang ihrer: Bundesgenossen. 'Während aber so die conservativen 

Protestanten zurückwichen, zeigte sich auch uer Halt, denen die katho-

lischen Stände boten; keineswegs zuverlässig. 'Venngleich, äusserlich ange-

sehen, die Katholiken ebenso einig wie unversöhnlich den Protestanten 

gegenüber standen - wie sie denn nach dem ,ßIuster des Jahres 1594 

die protestantische Gravamina mit einer katholischen Beschwerdeschrift 

beantworteten, und in dieser sowohl als in den Aeusserungen einzelner 

Männer das verhüngnissyolle 'Vort wieder laut wurde, dass es nicht bloss 

um Erhaltung des katholischen Besitzes, sondern um Hückgewinnung des 

1) Gutachten der Kurfürsten vom 23. Aug. Adoptirt vom Fürstenrath am 24. Aug. (Haeberlin 
XXIII S. 590 fg.) Nach der brandenburger Relation vom 28. Aug. hätte sich auch der ::itädterath 
angeschlossen. 

2) Nach Senken berg (d. h. dem Darmstiidter Protoeoll. S. 5fJ6 Anm. z.) hätten Sachsen und 
Hessen zugestimmt. Nach dem brandenburger Bericht vom 8. Sept. dagegen hätte Kursachsen wider-

sprochen, und nach dem diesem Bericht beigelegten Protokoll des Fürstenraths vom 5. Sept. hätten 
Sachsen und Hessen in gleichem Sinne votirt. Ebenso erwähnt Dohna in seinem Diarium (I;' Sept.) 

den Widerspruch Kursachsens. Vom FürstenratlI sagt er: 13aiern hat die .lI1ajora in religions sachen 
nit approbirt, aber sonsten wol." Sachsen hat .indifferenter" geredet. - Dohna theilt (zum 5. und 

6. Sept.) über Sachsens und Darmstadts Haltung noch Folgendes mit: die Sachsen haben den erneuten 
Befehl erhalten .one uns zu verfaren". Privatim aber erklären die ｋｵｲｾ￤｣ｨｳｩｳ｣ｨ･ｮ＠ dem Camerarius: 

'er möge ausharren; • wir würden alles erhalten. Unangesehen sie befel bekummen, on uns zu ver-
faren, so sahen sie wol, das es si ne fructu sein würde.- In der Klostersache müssten sie mit den 

Correspondirenden halten. denn ihre Klöster wären erst nach dem Religionsfrieden (sie?) eingezogen 

worden:-- Dohna bemerkt dazu: .so schikts got, das, da sie propter verbum nit bey lIns halten 
wolten, das sie propter ventrem bey uns iz balten miissen. Es macht uns einen mut, und erwarteten 
die keyserlige resolution mit minderer furcht." -- Weiter theilten die Kursaehsen mit: .dass den 

pfaffen lieb were, unter unserm dekel ire contribution einzubehalten. Man würde suchen, entweder 
durch deputatos uns zu helfen, oder den reicllstag zu prorogiren." Sie hätten es lieber gesehen, dass 
die Correspondirellden gar nie in den Rath gekommen, als dass sie .aus dem rat Ton inen gegangen.-

Landgraf Ludwig sei sehr bestürzt, .das man i. f. g. fürwürfe , das sie von den evangelischen sich 
scheyden ;" er wisse nicht, was er thun solle, wolle nichts gegen dieselben vornehmen; er müsse oft 
.mehr trinken, damit nur die melancoley übergienge." Sie (die Sachsen) haben keinen Befehl, .etwas 
contra religionem zu thun, wie sie es denn wol zeigen wiirden, wen man nur zu rat kerne." 
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seit dem Passauer Vertrag und dem Religionsfrieden an die Protestanten 
Verlorenen zu thun sei 1) - so neigten doch unter den katholischen 
Ständen und Häthen manche zu einem Ausgleich auf Grund des Besitz-
standes, 2) und sie mochten mllsomehr dazu neigen, da geraue während 

des Reichstags uie Liga mitten unter den Bemühungen, alle katholischen 

1) Vgl. die Stelle in den kath. Beschwerden bei lIIeyer. 1. 3. S. 6:3 co!. <l unten: .un,l man 
nicht allein nicht gemeint, dieselbe (Bisthümer und Stifter) wider abzutretten, sondern etc." In 
dem Bericht der brandenburgischen Gesandten vom 18. Aug. über die Kurfürstenrathssitzung vom 17. 
heisst es: .es hat sich bei diesem convent der Cölnische cantzIer dr. ｂｩｳｴ･ｲｦｾｬｴ＠ gegen dem rlr. Came-
rario auch so weit heraus gelassen, dass er gesagt, es sollten unrl' lIIusten alle seiter dem religions-
frieden eingezogene c1östergueter hin wieder restituiret werden; dazu weren ire herren gantz resoh-irt; 
den ausserdem wurde es einen kurtzen reichstag gel,en; und hetten ire herren albereits die mittel an 
der hant, dieses zn effectuiren und hinauszufüren. - Welches war lieh wort sein t die wol in acht zu 

nemen." Y gl. Ranke 'VII. S. 2M Anm.1.) - Derselbe Geuanke kehrt in dem ｇｵｴｾ｣ｨｴ･ｮ＠ des ｾＱ｡ｩｮｺ･ｲ＠
Baths von Elfern wieder. Lünig, europ. Staatsconsilia 1. S. 787.) 

2) nie pfälzischen Reichstagsgesandten überscllieken am <l0. Sept. ein Aktenstück , (es findet 
sich auch bei Dolma, zum 20. Se)Jt.) welches durch seinen Inhalt sich als ein Gutachten über die von 
den katholischen Ständen zu befolgende Politik kennzeichnet. Es beisst in demselben: wenn die Cor-
respondirenden nicht nachgeben oder abziehen, so soll 1. nichts destoweniger der Reichstag fortgesetzt 
werden, <l. Man muss sich, um die gefassten Beschlüsse und des Kaisers Autorität aufrecht zu er-
halten, genügend gefasst machen, so dass letzterer "nicht allein wider die contradictores proceiliren, 
ilondern auch exequiren könte." ;-l. Für den Fall, dass die Türken den Frieden brechen und Sieben-
bürgen nicht verlassen wollen, muss man auf Mittel zur Unterstützung des Kaisers be,lacht sein. 
4. Es ist zu bedenken, was man, wenn Chursachsen und sein Anhang sich den Katholiken anzuschliessen 
weigert, nichts desto weniger thun, und wie man dem Kaiser helfen kann, "die grosse ungleichheit 
künftig daraus zu verhueten." 5. Für den Fall, dass es an den nöthigen illitteln fehlen sollte. vor-

stehende Punkte auszuführen, so bleibt nach der Ansicht Einiger nichts übrig, als die COlllposition. 
Diese hat zwar den Katholiken keinen Nutzen gebracht, ist aber von frühern Kaisern im Interesse 
des Friedens vorgenommen. Es sind sodann die schlimmen Folgen eines Kriegs bedacht worden. 

Sollten auch "viel treuherzige eiferige" der Meinung sein, man solle ｡ｾ｣ｨ＠ ,.den übrigen rest" wagen, so 
mögen sie bedenken: es ist ein anderes, darüber "in loco secretissimo" zu berathell, uud ein anderes, 
den Schaden erleiden und den Untergang seiner Unterthanen, Kirchen und Jurisdictionen mitanzusehen. 
Wenn im Fall des Krieges Etliche kleinmüthig wer,len und nachgeben, so wird der Bund zerrissen 
werden, und es dürfte dann ein neuer Religionsfriede zum höchsten Präjudiz des geistlichen Vorbehalts 
und des bestehenden Religionsfriedens verursacht werden. paruUl muss Ulan zur rechten Zeit alles 
wohl bedenken, damit man solchem Unheil zuvorkomme und die Gehorsamen in allen Fällen sicher 
stellen könne. Nur in Gewisscnssachen, von denen die ::iclig keit abhängt, darf man nicht weichen; 
wo dies ｡｢ｾｲ＠ nicht der Fall ist, oder man Mittel findet, das Gewissen zu salviren, wollen Viele meinen, 

man solle diese Mittel gebrauchen und alle extremen l\Jassregeln, so lange man nicht zu denselben 
getrieben wird, vermeiden. (München 548f<l.) Schon Geizkofler bemerkt, dass sein Vorschlag einer 
Regelung der Frage der geistlichen Güter nach dem Besitzstand von .etlichen politischen, auch geist-
lichen Stands Personen" gemacht sei. Lünig europ. Staatsconsilia I. S. 780 col. 2.) Den unnach-
O'iebiO'en Standpunct verficht dagegen das ebenfalls während des Reichstags abgefasste Gutachten von 
ｅｦｦ･ｲｾ＠ (Lünig I. S. 787), desgleichen, nach Angabe Dohnas (zum 20. Sept.), das Gutachten eines Trierer 

Raths und ein drittes von dem Cölner Domherr Wolf v. Metternich. 
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Für's erste stützten sich die Vertreter der extremen Meinungen auf 
die Majorität am Heichstag. Hier verwirkten sie VOll den nicht corre-

spondirenden Ständen a111 23. und 24. Augu::;t ein Gutachten, in welchem 
des Kaisers Antworten gebilligt wurden. 1) Indess schon um 6. September, 

als dies Bedenken in verschärfter Form erneuert ward, erhoben Sachsen und 
der Landgraf von IIessen-Darmstaut EinwiLnde dagegen; 2) sie fürchteten, 

von ihrer politischen Opposition gegen die Corresponuirenden zur Schü,uigung 

ihrer Kirche fortgerissen zu werden, und suchten nach Sicherung gegen 

den Zwang ihrer: Bundesgenossen. 'Während aber so die conservativen 

Protestanten zurückwichen, zeigte sich auch uer Halt, denen die katho-

lischen Stände boten; keineswegs zuverlässig. 'Venngleich, äusserlich ange-

sehen, die Katholiken ebenso einig wie unversöhnlich den Protestanten 

gegenüber standen - wie sie denn nach dem ,ßIuster des Jahres 1594 

die protestantische Gravamina mit einer katholischen Beschwerdeschrift 

beantworteten, und in dieser sowohl als in den Aeusserungen einzelner 

Männer das verhüngnissyolle 'Vort wieder laut wurde, dass es nicht bloss 

um Erhaltung des katholischen Besitzes, sondern um Hückgewinnung des 

1) Gutachten der Kurfürsten vom 23. Aug. Adoptirt vom Fürstenrath am 24. Aug. (Haeberlin 
XXIII S. 590 fg.) Nach der brandenburger Relation vom 28. Aug. hätte sich auch der ::itädterath 
angeschlossen. 

2) Nach Senken berg (d. h. dem Darmstiidter Protoeoll. S. 5fJ6 Anm. z.) hätten Sachsen und 
Hessen zugestimmt. Nach dem brandenburger Bericht vom 8. Sept. dagegen hätte Kursachsen wider-

sprochen, und nach dem diesem Bericht beigelegten Protokoll des Fürstenraths vom 5. Sept. hätten 
Sachsen und Hessen in gleichem Sinne votirt. Ebenso erwähnt Dohna in seinem Diarium (I;' Sept.) 

den Widerspruch Kursachsens. Vom FürstenratlI sagt er: 13aiern hat die .lI1ajora in religions sachen 
nit approbirt, aber sonsten wol." Sachsen hat .indifferenter" geredet. - Dohna theilt (zum 5. und 

6. Sept.) über Sachsens und Darmstadts Haltung noch Folgendes mit: die Sachsen haben den erneuten 
Befehl erhalten .one uns zu verfaren". Privatim aber erklären die ｋｵｲｾ￤｣ｨｳｩｳ｣ｨ･ｮ＠ dem Camerarius: 

'er möge ausharren; • wir würden alles erhalten. Unangesehen sie befel bekummen, on uns zu ver-
faren, so sahen sie wol, das es si ne fructu sein würde.- In der Klostersache müssten sie mit den 

Correspondirenden halten. denn ihre Klöster wären erst nach dem Religionsfrieden (sie?) eingezogen 

worden:-- Dohna bemerkt dazu: .so schikts got, das, da sie propter verbum nit bey lIns halten 
wolten, das sie propter ventrem bey uns iz balten miissen. Es macht uns einen mut, und erwarteten 
die keyserlige resolution mit minderer furcht." -- Weiter theilten die Kursaehsen mit: .dass den 

pfaffen lieb were, unter unserm dekel ire contribution einzubehalten. Man würde suchen, entweder 
durch deputatos uns zu helfen, oder den reicllstag zu prorogiren." Sie hätten es lieber gesehen, dass 
die Correspondirellden gar nie in den Rath gekommen, als dass sie .aus dem rat Ton inen gegangen.-

Landgraf Ludwig sei sehr bestürzt, .das man i. f. g. fürwürfe , das sie von den evangelischen sich 
scheyden ;" er wisse nicht, was er thun solle, wolle nichts gegen dieselben vornehmen; er müsse oft 
.mehr trinken, damit nur die melancoley übergienge." Sie (die Sachsen) haben keinen Befehl, .etwas 
contra religionem zu thun, wie sie es denn wol zeigen wiirden, wen man nur zu rat kerne." 
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seit dem Passauer Vertrag und dem Religionsfrieden an die Protestanten 
Verlorenen zu thun sei 1) - so neigten doch unter den katholischen 
Ständen und Häthen manche zu einem Ausgleich auf Grund des Besitz-
standes, 2) und sie mochten mllsomehr dazu neigen, da geraue während 

des Reichstags uie Liga mitten unter den Bemühungen, alle katholischen 

1) Vgl. die Stelle in den kath. Beschwerden bei lIIeyer. 1. 3. S. 6:3 co!. <l unten: .un,l man 
nicht allein nicht gemeint, dieselbe (Bisthümer und Stifter) wider abzutretten, sondern etc." In 
dem Bericht der brandenburgischen Gesandten vom 18. Aug. über die Kurfürstenrathssitzung vom 17. 
heisst es: .es hat sich bei diesem convent der Cölnische cantzIer dr. ｂｩｳｴ･ｲｦｾｬｴ＠ gegen dem rlr. Came-
rario auch so weit heraus gelassen, dass er gesagt, es sollten unrl' lIIusten alle seiter dem religions-
frieden eingezogene c1östergueter hin wieder restituiret werden; dazu weren ire herren gantz resoh-irt; 
den ausserdem wurde es einen kurtzen reichstag gel,en; und hetten ire herren albereits die mittel an 
der hant, dieses zn effectuiren und hinauszufüren. - Welches war lieh wort sein t die wol in acht zu 

nemen." Y gl. Ranke 'VII. S. 2M Anm.1.) - Derselbe Geuanke kehrt in dem ｇｵｴｾ｣ｨｴ･ｮ＠ des ｾＱ｡ｩｮｺ･ｲ＠
Baths von Elfern wieder. Lünig, europ. Staatsconsilia 1. S. 787.) 

2) nie pfälzischen Reichstagsgesandten überscllieken am <l0. Sept. ein Aktenstück , (es findet 
sich auch bei Dolma, zum 20. Se)Jt.) welches durch seinen Inhalt sich als ein Gutachten über die von 
den katholischen Ständen zu befolgende Politik kennzeichnet. Es beisst in demselben: wenn die Cor-
respondirenden nicht nachgeben oder abziehen, so soll 1. nichts destoweniger der Reichstag fortgesetzt 
werden, <l. Man muss sich, um die gefassten Beschlüsse und des Kaisers Autorität aufrecht zu er-
halten, genügend gefasst machen, so dass letzterer "nicht allein wider die contradictores proceiliren, 
ilondern auch exequiren könte." ;-l. Für den Fall, dass die Türken den Frieden brechen und Sieben-
bürgen nicht verlassen wollen, muss man auf Mittel zur Unterstützung des Kaisers be,lacht sein. 
4. Es ist zu bedenken, was man, wenn Chursachsen und sein Anhang sich den Katholiken anzuschliessen 
weigert, nichts desto weniger thun, und wie man dem Kaiser helfen kann, "die grosse ungleichheit 
künftig daraus zu verhueten." 5. Für den Fall, dass es an den nöthigen illitteln fehlen sollte. vor-

stehende Punkte auszuführen, so bleibt nach der Ansicht Einiger nichts übrig, als die COlllposition. 
Diese hat zwar den Katholiken keinen Nutzen gebracht, ist aber von frühern Kaisern im Interesse 
des Friedens vorgenommen. Es sind sodann die schlimmen Folgen eines Kriegs bedacht worden. 

Sollten auch "viel treuherzige eiferige" der Meinung sein, man solle ｡ｾ｣ｨ＠ ,.den übrigen rest" wagen, so 
mögen sie bedenken: es ist ein anderes, darüber "in loco secretissimo" zu berathell, uud ein anderes, 
den Schaden erleiden und den Untergang seiner Unterthanen, Kirchen und Jurisdictionen mitanzusehen. 
Wenn im Fall des Krieges Etliche kleinmüthig wer,len und nachgeben, so wird der Bund zerrissen 
werden, und es dürfte dann ein neuer Religionsfriede zum höchsten Präjudiz des geistlichen Vorbehalts 
und des bestehenden Religionsfriedens verursacht werden. paruUl muss Ulan zur rechten Zeit alles 
wohl bedenken, damit man solchem Unheil zuvorkomme und die Gehorsamen in allen Fällen sicher 
stellen könne. Nur in Gewisscnssachen, von denen die ::iclig keit abhängt, darf man nicht weichen; 
wo dies ｡｢ｾｲ＠ nicht der Fall ist, oder man Mittel findet, das Gewissen zu salviren, wollen Viele meinen, 

man solle diese Mittel gebrauchen und alle extremen l\Jassregeln, so lange man nicht zu denselben 
getrieben wird, vermeiden. (München 548f<l.) Schon Geizkofler bemerkt, dass sein Vorschlag einer 
Regelung der Frage der geistlichen Güter nach dem Besitzstand von .etlichen politischen, auch geist-
lichen Stands Personen" gemacht sei. Lünig europ. Staatsconsilia I. S. 780 col. 2.) Den unnach-
O'iebiO'en Standpunct verficht dagegen das ebenfalls während des Reichstags abgefasste Gutachten von 
ｅｦｦ･ｲｾ＠ (Lünig I. S. 787), desgleichen, nach Angabe Dohnas (zum 20. Sept.), das Gutachten eines Trierer 

Raths und ein drittes von dem Cölner Domherr Wolf v. Metternich. 
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Stände III ihr 7.U vereinigen, durch die Umtriebe Klesl's, der ihre Auf-

lösung wünschte, und durch die Politik des Hauses Oesterreich, das sie 
in Concurrenz mit Baierll zu beherrschen suchte, in eine gefährliche 

Krisis trat. I) 

ZU dieser Un7.uverlüssigkeit der ständischen ,Majorität kam für den 

Kaiser als zweite Schwierigkeit die wachsende Kriegs- und Geldnoth. Zu 

Anfang des Monats September traf die ｾ＠ achricht ein, dass die Türken 

an die 80,000 ,Mann zusammengebracht und ihre kriegerischen Operationen 

begonnen hatten, indem sie Lippa und Jenö zur Uebergabe aufforderten: 

der Krieg, in dem bald darauf BatllOry fiel, und Betlen erhoben wurde 
war damit eröffnet. 2) Diesem Angriff gegenüber sah sich der Kaiser so 

vollständig von eigenen Mitteln entblösst, dass er selbst die Kosten seines 

Hegensburger Aufenthalts nur durch dürftige Darlehen, die er vom spa-
nischen Gesandten und anderwärts erwirkte, zu erschwingen vermochte. 3) 

Unter solchen Verlegenheiten erwiesen sich die Absichten der Ex-

tremen am kaiserlichen Hof doch sehr bald als undurchführbar, und es 

kam die Zeit, wo die l\mnner des Ausgleichs Gehör fanden. Zum ersten 

Mal geschah es am 11. September, dass Bischof Klesl vor den Correspon-
direnden mit der Erkbrung hervortrat, man müsse auf einem andern 

'Veg als dem bisherigen die Verständigung zu erzielen suchen. An dem-

selben Tag liess sich die kaiserliche Regierung von Zacharias Geizkofler, 

dem Manne. der schon vor dem Reichstag zu Concessionen an die Pro-

testanten gerathen hatte, ein Gutachten über die Mittel zur Einigung 

geben. 4) Geizkofler ｶｾｲｬ｡ｮｧｴ･＠ unrl erhielt zwei bedeutsame Concessionen: 

einmal nämlich, dass statt des bIossen Justizpunktes die gesammten Be-

schwerden der Stände erörtert werden sollten, ferner dass die Erörterung 

nicht in der Form der Reichtagsordnung , sondern auf dem 'Veg freier 

1) Ich versuche es nicht, auf die inneren Vorgänge im Kreis der katholischen Stände, noch auf 
die Beziehungen zwischen dem Kaiser und den katholischen Ständen einzugehen, da in diesen Dingen 
die Ergebnisse von Stieve's Forschungen abzuwarten sind. 

2) Brandenburgische Relation. Sept. 10, 
3) Einzelheiten in den Schriften Klesl's bei Hammer III. n. 403, 407. Dohna notirt zum 

1. Sept. über den kaiserlichen Hof: • ware auch gros se not; den man sagte, das die hatschierer und 
trabanten zu dem schlachter gehen müsten unr. das blut des geschlachteten viehes ulfangen und 
kochen lassen: also das dE'r grossen herren clent oft grösser ist als geringer leute." 

4) Brandenburg. Relation vom 14. Sept. Dohna zum 11. und 13. December. 
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Verständigung unter den Kurfürsten und emem paritätischen Ausschuss 
der übrigen Stände gepflogen werde. Als Vermittler zwischen den Par-
teien schlug er den Erzherzog l\Iaximilian von Oesterreieh vor. Wie 
ernsthaft diese Vorschläge sofort von dem Kaiser aufgenommen wurden, 

erkannte man, als in den letzten Tagen des September der Erzherzog in 
llegensburg eintraf, um die Verständigungsversuche zu befördern. 

Indess in demselben Augenblick, da die kaiserliche negierung ihre 
bisherige Haltung aufgab und auf die Forderung ｾｬ･ｲ＠ Composition offener 
einging, zeigten sielt auch wieder principielle Schwierigkeiten, an denen 
schliesslich der Plan scheitern sollte. Im Sinne der Unirten hatte alles, 
was ein Ausschuss der Stünde verglich, nur vorbereitenden Werth; es 
musste von der Gesammtheit der Stände neuerdings vereinbart werden, 
und auch von ihnen nur auf dem Wege freier Verständigung. Das Be-
denken Geizkoflers dagegen setzte zwei Instanzen anderer Art fest, indem 
es besagte: was der Ausschuss vereinbart, ist definitiv vereinbart; worüber 
er sich nicht vergleichen kann, darüber giebt der Kaiser einen wenigstens 
yorHiufigen Ausschlag. 1) Darin lag ein erster Anstoss. Ein zweiter ergab 
sich aus der wachsenden Geld- und Krieg:-moth. In der Hoffnung, eine 
Steuerbewilligung zu erlangen, ging der Kaiser auf den Versuch einer 
Verstündigung über' die Beschwerden ein. Nun aber war der Standpunct 
der protestantischen Stünde in den Worten befasst: erst Erledigung der 

Beschwerden, dann Bewilligung von Steuern; der Kaiser dagegen in seiner 
finanziellen Noth konnte unmöglich das Ende der unabsehbaren Vergleichs-
verhandlungen abwarten. 

Um in der letztem Verlegenheit Hath zu schaffen, versuchte der 
Kaiser eine rasche 'Wendung. Am 1. October trat er mit einer neuen 
Proposition vor den Heichstag, in welcher er unter Hinweis auf die stei-

1) Dohna giebt folgenden Auszug au, Geizkoflers Bedenken: es gebe keinen andern Ausweg 
als den einer Interposition ; .da solte erzherzog Max bey sein, das ganze churfürstellcollegium, und 
aus den andern ein gleicher ausscllUs; man solte da verfaren nit per vota. sondern mit einer con-
ferenz; was man nUll vergleichen künte, das wäre verglichen, wo es sich stossen solte, muss mau es 
i. M. anbringen, das die den ausschlag gebe, so lang bis man die beschwerten befrilligte." - Da, so 
berichtet Dohna weiter, die Pfälzer diesen Vorschlag kennen lernen (H. Sept.), so berathen sie "in 
grosser geheim" mit Prukmann, dem Würtemberger Faber, dem Hessen StarschedeI und dem Nürn-
berger Gesandten, Sie beschliess€n u. a., "das es mit der interposition zwar ein ding sey, das aber , 
der keyser gleichsam den ausschlag der strittigen puncten haben solte, das sei ganz nit thunlich, 
den wem \Volt er's zusprechen, als den papisten? . 

Abh. d. III. CI. d. k. Al. d. Wiss. XV. Bd. IJ. Abth. 19 
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gende Türkengefahl', da Bathory schon geschlagen, Oberungarn bedroht, 
und seine Hückkehr na<;11 den Erblanden unaufschiebbar sei, um eine 

schleunige Türkenhülfe VOll 40, eventuell 80 Monaten bat und für die übrigen 

Angelegenheiten eine Verschiebung des Heichstags auf bessere Zeiten vor-

schlug. 'Venn lllan bedenkt, dass vier Tage vor diesem Act der in-

zwischen eingetroffene Erzherzog l\Iaximiliall die Correspondirenden befragt 

hatte, ob sie ihn als Vermittler in einem Verständigungsversuch über 

ihre Beschwerden annehmen wollten, und class am Tage der neuen Pro-

position der Erzherzog mit einer Deputation der Correspondirenden die 

erste Unterredung über den Inhalt ihrer Beschwerden anstellte, I) dass 

also die Verhandlung über einen Ausgleich in Sachen der Beschwerden 
gerade damals begonnen wurde, so wird man beim Kaiser nicht die 

thörichte Illusion voraussetzen, er werde eine Türkenhülfe erlangen, indem 

er mit einem Schlag alles andere in's ungewisse verschiebe; seine Absicht 

winl vielmehr gewesen sein, bei der steigenden N oth den Versuch zu 

machen, ob er den erlllüdeten Ständen nicht eine rasche SteuerbewilliO"uno-
b 

. 0 0 

armgen könne, indem er gleichzeitig den Ausgleichsversuch mit den 
Protestanten bloss anbahne, statt ihn zu vollenden. 

Dieser Gedanke der den Correspondirel1l1en statt voller Befriedio-uno-o 0 

eme Abfindung zuwies, zeigte sich an und für sich als gar nicht übel 

berechnet; die Correspondirenden schienen· geneigt, darauf· einzugehen. 

Allein die Frage, die sie nun sofort aufwarfen, war: bis wie weit der 

Anfang zur Yerständigung noch aln Heichstag gemacht· werden sollte, 

um eine gedeihliche Fortsetzung der Verhandlungen zu sichern. In dieser 

Frage lag die grosse Schwierigkeit, um welche sich die nun beo'innendcn o 

Berathungen über die Nebenproposition vornehmlich bewegten. 

Die Correspondirenden hatten dem Kaiser den Gefallen gethan, bei 

der Proposition, und ahermals bei der zur Behandlung derselben anbe-
raumten Sitzung der drei Häthe (3. October) zu erscheinen. 2) . In dieser 

Sitzung aber trugen sie nach vorheriger Vereinbarung dasjenige vor, was sie 

gleichsam als Pfand des guten Willens betrachteten. Yon den Beschwerden, 
welche nach jhrer Auffassung in der Hand des Kaisers lagen, wollten sie 

nicht mehr alle, aber doch die wichtigsten sofort abgestellt wissen. Sie 

1) Brandenburg. Relation vom 4. October. 

:Z) Hier erschien auch Baden und nahm seine drei Sessionen ein. (Branden burg. Relation Oct.4. 

141 

forderten alEo: Durchführung der Parität am Kamlllergericht und. Ab-
stellung der Jurisdiction des kaiserlichen IIofraths, so·weit sie verfassun(Ts-
ｷｩ､ｲｩｾﾷ＠ sei, desgleichen, im Zusammenhang mit letzterem Ansinnen, die 
ErledIgung mehrerer Einzelbeschwerden, wobei wieder die ltestitution 

Donauwörths und die Anerkennung der Vicariatsentscheidungen in Aachen, 
Biberach und Friedberg in erster Linie standen. I) Die Visitation des 
Kammergerichts nebst Entscheidung der llevisionssachen, ferner die Be-

hUl:dlung d.es ganzen Justizpunktes dachte man einem. paritätischen Depu-
tahonstag zu, dessen Mitglieder der Ueichstag sofort ernennen sollte. 
Natürlich mussten dabei die vier Klostersachen und etwaige gleichartige 
Fälle von den llevisionssachen abo-esetzt und zu o-ütlicher Vero·leiclmng -o 0 0 

sei es unter den Parteien, sei es an einem Ueichstag - verwiesen werden. 

Was dann von Beschwerden noch übrig war, das sollte durch die COlll-

positionsverhandlung, die erst vorbereitend durch einen Ausschuss, dann 
definitiv durch einen Reichstag zu führen war, erled.igt werden: die Art 
und Weise des vorLereitenden Verfahrens aber so füate man mit sicht-, 0 

licher Beziehung auf den unannehmbaren Vorschlag Geizkoflers hinzu, 

sei noch am gegenwärtigen Ueichstag zu vereinbaren. - Unter der Voraus-
setzung, dass ihnen (lies es alles eingeräumt werde, und dass ferner der 
Friede wirklich durch Schuld der Türken o-ebrochen werde zeioten die o , e 

Correspondirenden sich geneigt, dem Kaiser eine bescheidene Hülfe zu be-
willigen, aber auch dies nicht ohne einen neuen Vorbehalt zu Gunsten der 
absoluten Freiheit der Bewilligung, bei der die jIinorität nur zu dem-

jenigen verpflichtet sei, was sie selber zugestanden habe. 2) 
Als am 3. October dieses Votum yorgebracht wurde, erneuerten sich 

die Seenen vom 17. August. Die Majorität üLerstimmte die Correspon-

1) Daneben fand Badens Beschwerde über den Hofprocess in Sachen der ｾｉ｡ｲｫ＠ Baden-Bauen 

Aufnahme. 
2) Das gemeinsame Votum der Correspondirenden steht nach einer unvollständigen Aufzeich-

nung bei Sattler VI. Beil. S. 79, und nach der im Städterath gegebenen Form bei Struv, Geschichte 
der Religionsbeschwerden I. S. 501. Ich gebe folgenden Auszug desselben nach einer vollständigern 
Aufzeichnung in den Berliner Akten (Beilage zu dem Bericht vom 4. Oct.): man hat hinsichtlich der 
Prorogation keinen Befehl, stellt aber dem Kaiser anheim "mit zuthun des churf. collegii einen andern 
reichstag hernechst auszuschreiben." Damit derselbe Erfolg habe, ist den "difficulteten •.• interim 
also zu begegnen l]nd dazu noch hie praeparation zu machen, damit hernechst an andern bequemen 
orten notwendige handlung dazu yorzuncmen." Man wünscht, dass Ungarn und das Reich gegen die 
Türken geschützt werden, und dass "es Siebenbürgen halben in einen solchen stant gebracht werden 
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also zu begegnen l]nd dazu noch hie praeparation zu machen, damit hernechst an andern bequemen 
orten notwendige handlung dazu yorzuncmen." Man wünscht, dass Ungarn und das Reich gegen die 
Türken geschützt werden, und dass "es Siebenbürgen halben in einen solchen stant gebracht werden 
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direnden und lietzte den Beschluss, U<lliS eine Hülfe zu leisten sei, olme 
Rücksicht auf die gestellten Bedingungen durch, worauf die Correspon. 

direnden beschlossen, sich des Besuchs der Uäthe abermals zu enthalten. 1 ) 

In den redncirten Häthen ging dann in den folgenden Tagen die Derathung 
über die Tiirkenhii.lfe ihren 'Weg, das IIauptinteresse aber zog sich wieuermll 

in COllferenzen, welche VOll den Correspondirenden mit Erzherzog :ßlaxi· 

milian und verordneten kaiserlichen Häthen vom 1. bis zum 21. October 

gehal ten wurden. 
In diesen COllferenzen wurde der Ausgangspunkt von einer mn -1. Oct. 

überreichten Schrift der Correspondirenden genommen, welche nach dem 

:ßluster des Votums vom 3. Oetober verfasst wal'. Von allgemeinem In· 

tm'esse waren die Besprechungen in sofern, als sie die Punkte zeigten, 
bü; auf welche man sich in Fonlernngen und Anerbietungen einander 

näherte. Bei Feststellullg diesel' Allllüherung lllUSS lllan jedoch darauf 

achten, dass ｾｬ｡ｸｩｭｩｬｩ｡ｮ＠ bis zum 10. Odober seine Erklärungen auf die 

Ansprüche der Correspomlirenden im Namen des Kaisers abgab,· <lann 

aber anl 13. October eine weit nachgiebigere Hesolution im eigenen Namen 

ertheilte, welche vom Kaiser nicht genehmigt, sondern durch eine letzte 

könte, das drthero nit jeder zeit die occasion zu einem Turckenkrieg entspringen, sondern die mit dem 

Sultan getroffene pacification erhalten werden könte, dazu bei vorigen reichstaegen oft auch geraten 
worden." Das Reich dürfte z. Z. zum Widerstand gegen einen so rnächtig")1 Feind kaum stark genug 

sein. Jedenfalls kann man keine Steuer bewilligen, "es wurde dan friet und recht im reich besser 
stabilirt und den beschwerden wo nit gar doch etlicher massen noch alhie abgeholfen." Eventuelle 

Verwahrung gegen die Majorität. Als Beschwerden; die noch hier abzustellen sind - hinsichtlich der 

übrigen ist noch hier der Modus zu vereinbaren, nachdem vor dem künftigen Reichstag geeignete 
Verhandlung über sie anzustellen ist - bezeichnet man: a. Abstellung der verfassungswidrigen H,)f-

processe, besonders in den badischen, Aachener, Friedberger, Biberacher Sachen, und zumal welln 
während des Interregnums von den Vicarien Anordnungen darin getroffen sind. b. Einführung ,ler 

Parität am Kammergericht und Verhandlung des Justizpunctes im übrigen an einem paritätischen und 
verstärkten Deputationstag zu Speier, dessen (neue) Mitglieder noch hier von den Ständen zu er-

nennen sind. c. Verweisung der Visitation und Hevisionssachen an denselben Deputationstag. Ueber 
die bewussten Klostersachen und gleichartige Fälle hat man sich freundlich zu bereden und sie, wenn 
man sich darüber nicht vergleichen kann, an den nächsten Reichstag zu weisen. e. Restitution Donau-
wörths. Dass Baiern befriedigt, und darüber die Restitution nicht verzögert werde, dazu wird der 
Kaiser l\Iittel finden; in alle Wege ist die Einstellung der Bedrängung der Leute wegen der Religion 
zu verfügen. - Unter diesen Bedingungen werden die ev. Fürsten ohne Zweifel, falls der Friede mit 

den Türken nicht zu erhalten ist, dem Kaiser Hülfe leisten, etwa mit einer Anzahl Römermonaten bis 
zum niichsten Reichstag, wie sie denn auch künftig, wenn die Noth mehr erfordert, "mit fernerer 
volck- oder geldhülfe nach befindung sich auch der gebur erzeigen" werden. 

1) Brandenburger Relation vom 4. Oct. 

1-13 

Erklärung vom 17. October zum Theil zurückgenolUmen wurJe. Fat;sen 
wir mit Uücksicht auf diesen Hergang das wesentliche zusammen. t) 

Unter ihre sofort zu befriedigenden Ansprüchen hatten die COlTe· 
spondirenden in dem Votmll vom 3. October die Pal'itiit am Kammer· 
gericht aufgeführt: in der Schrift vom 4. Octoher liessen sie diesen Punet 
fall eIl. In Jelll Votmll vom 3. October hatten sie ferner Jie Abstellung 
der von ihnen bestrittenen JurisJiction des kaiserlichen IIofraths verlangt: 
in uer Schrift vom folgenden Tage bezogen sie sich auf die vom Erz· 
herzog ihnen gemachte ｾｉｩｴｴｨ･ｩｬｵｮｧＬ＠ das;.; eine neue IIofrathsonbmng 
demnächst den Kurfürsten zur Begutachtung vorgelegt wenIen solle; sie 
forderten ｾｉｩｴｴｨ･ｩｬｵｮｧ＠ derselben an die gesammten Stände und in Folge 
dessen gesetzliche ltegelung der Competenz. Für die Gegenwart und die 
Zwischenzeit begehrten sie Einstellung der schwebenden Hofprocet;se und 
Nichtanstellung von neuen Procest;en. - Durch eine solche Suspension 
wäre eine von den wichtigen noch schwebenden Einzelbeschwerden , die 
Aachener Verwicklung, von selbst im Sinne der Protestanten geordnet 
worden; aber hinsichtlich dieser sowol, wie Jer Biberacher, FrieJberger 
und badischen Streitsache wurde auch noch ｾｴｵｳ､ｲ￼｣ｫｬｩ｣ｨ＠ gütliche Er· 

lelligung verlangt. 2) 
In den Antworten, die hierauf im Namen Jes Kaisers ergingen, 

wurde das Ansinnen einer gesetzlichen Itegelung Jes IIofraths bei Seite 

1) Die äussern Momente sind folgende: Oct. 1-3. Vorbesprechungen. - Oct. 4. Die Corre-

spondirenden übergeben dem Erzh. l\Iaximilian ein Verzeichnil's ihrer Forderungen, im wesentlichen 
dem Votum vom 8. Oct. entsprechend (Auszug bei Dohna). - Oct. 7. Conferenz vor l\Iaximilian, in 
der Klesl des Kaisers Resolution auf obige Schrift mündlich eröffnet. - Oct. 8. Schriftliche Antwort 
der Correspondirenc1en hierauf, überreicht an Maximilian am 9.0ctober. - Oct. !) und 10. Conferenzcn 
mit l\Iaximilian, in denen ersterer des Kaisers Resolution auf die vorige Schrift mündlich eröffnet, 
worauf die Correspondirenden schliesslich eine schriftliche Antwort verfassen. - Oct. 13. Eine auf letz-
tere Antwort im Namen des Erzh. ;\laximilian (nicht des Kaisers) verfasste Schrift wird von Geizkofler 

übergeben. - Oct. 14. Schriftliche Antwort der Correspondirenden hierauf. - Oct. 16 .. Abreise .des 
Erzherzogs. - Oct. 17. Audienz der Correspondirenden vor dem Kaiser, dessen ResolutIOn ｾｵｦ＠ Ihre 
Forderungen von UlIl1 mündlich eröffnet wird. - Oct. 19. Schriftliche Antwort der ｃｾｲｲ･ｳｰｯｮｾｨｲ･ｬｬ､ｬＧｾＮ＠
_ Oct. 21. Letzte Erwiderung des Kaisers. - Die Acten dieser Verhandlungen hegen mir vor III 

den brandenburgischen Relationen nebst ihren Beilagen und in Dohna's Diarium. Einzelne Actenstücke, 
vielfach aber in ungenügenden Auszügen, sind gedruckt. Nachweise bei Häberlin-Sellkenberg. Drei 

Actenstücke aus der letzten Phase der Verhandlungen theile ich in Beilage IX mit. 
, 2) Desgleichen in Sachen der Stadt Weil. Die Bestätigung der ｖｩ｣｡ｲｩ｡ｴｳ･ｮｴｳ｣ｨ･ｩ､ｾ＠ wurde .da-

gegen nicht mehr bestimmt gefordert. Es heisst nur: in Sachen der ｖｩｾ｡ｲｩ｡ｴｳ｡｣ｴ･＠ soll Illchts wetter 

geändert werden, "darüber man doch vielmer die confirmationes ver hof f e t hette." 
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Rücksicht auf die gestellten Bedingungen durch, worauf die Correspon. 
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geschoben; das einzige reale Zugestündniss, das überhaupt gemacht wurde, 
lag in der El'kliirung: der Kaiser werde, olme sich gerade die Hände 

binden zu wollen, in der Aachener und wol auch in den andern spe-

ciellen Streitsachen bis zu dem gleich zu erwühnenden Compositionstag 
den Protestanten keine Schädigung zufügen. 1 In seiner llesolution Yom 

13. October erbot sich dann allel'(lings der Erzherzog l\Iaximilian, den 

Corl'espondirenden im eigenen Namen eine Bescheinigung zu geben, dass 

bis zum Compositiollstag die lIofprocesse, so weit sie in den evangelischen 

Beschwerden angefochten würden, suspenclirt sein sollten. Allein dieses 

Zugestündniss wnrde in des Kaisers Schlusserklürung zurückgenommen: 

er wolle, so hiess es (larin nur, solche Müssigung zeigen, <lass sich Niemand 
zu beschweren habe. 

Nicht nüher kam man einander in der Donauwörther Sache. Die 
Correspondirellllen verlangten einfache Zusicherung der Hestitution inner-
halb eines bestimmten Termins: der Kaiser war ganz bereit dalm, voraus-
gesetzt dass oie Heichsstünde ibm die Mittel 'zur Bezahlung der bai-

rischen Executionskosten bewilligten. An dieser Bedingung, die nur 

Erzberzog l\Iaximilian in der Erklärung vom 13. October fallen liess, 
der Kaiser aber wieder a llfllahlll, scheiterte die Yerhanflluilg. 

Neben fliesen Anliegen, deren sofortige Erledigung die Protestanten 
verlangt hatten, stand nun noch die Frage der Behandlung des Justiz-

punktes und der übrigen evangelischen Beschwerden. Der Kaiser zeiO'te 

sich bereit, beide Sachen den Berathungen eines paritütischen Stünde-
ausschusses zn übergehen, der gegen Ostern 1614 in Speier zusammen-

treten sollte: allein, wenn nun die Correspondirenden verlangton , dass 

man sich über die Mitglieder des Ausschusses noch am lleichstag einige, 
und wenn sie über elen für sie entscheidenden Punkt, die Art und Ｂｾ･ｩｳ･＠
der Verhandlung nämlich, ebenfalls am Reichstag eine bestimmte Fest-
setzung getroffen sehen wollten, so wich der Kaiser ihnen jedesmal aus. 

1) Die ｅｲｫｬｾｲｵｮｧ＠ vom 10. Oct. lautete nach dem brandenburgischen Bericht (Oct. 12): ftwegen 
ａｾｨ･ｮ＠ und ｍｵ･ｬｾ｡ｬｭ｢＠ Ｈｾｩ･＠ Mühlheimer-Sache wurde unaufgefordert von kaiserlicher Seite hier einge-
mIscht) sollen Wir uns bIS auf dieselbte commission nichts zu befaren haben· aber die haende konten 
ｩｾ･ｮ＠ i. ＺｲｴｾＮ＠ ｮｩ｣ｨｾ＠ binden lassen, ebensowenig als wie sie den catholiken ｺｵｳ｡ｾ･ｮ＠ •. wollen, ob sie wol 
ｨｬｾｲｵｭ｢＠ ｭｳｴｾｮ､ｬｧ＠ angehalten, zu exequiren." - Auf den Einwand der Correspondirenden, dass von Baden, 
Fnedberg, BIberach, Weil nichts gesagt sei, erwiderte Maximilian, ftdas sie (s. d.) unten den Aachischen 
und Muelheimbischen sachen alle andere, die derselbten art weren, zugleich gemeint •• haben wolten. 
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Es handelte sich hier für die Correspondirenden vor allem um das Princip 
der Nichtgeltung der :\Iajorität; und dieser Grun(1satz schien ihnen so 
wichtig, dass sie darüber noch ein besonderes und letztes Begehren for-

mulirten. 'Venn sie - so lautete ihre Erklärung - in Folge der An-

nahme ihrer Forderungen sich wieder an den Heichsverhamllungen über 
die Türkenhülfe betheiligten, so müssten sie vorher gegen die Verbind-
lichkeit der ｾｉ｡ｪｯｲｩｴ￤ｴｳ｢･ｷｩｬｬｩｧｵｮｧ＠ gesichert sein. 

Der Kaiser gab in diesem Punkte ･｢･ｮｳｯｷ･ｮｩｻｾ＠ nach wie in den o , 

allllern. Darüber aber machte die :\Iajorität der Stände, die in den (lrei 
ltäthen ihre Verhandlungen fortgesetzt hatte, der Sache ein Ende: sie 
vereinbarte einen Heichsabschied, durch welchen dem Kaiser 30 Monate 
bewilligt, und im übrigen der Heichstag auf den 18 .. Mai 1614 verschoben 
wnrde. Dieser Abschied wurde vom Kaiser genehmigt, im Namen sitmmt-
lieher Stände ausgefertigt und am 22. October verlesen. Vorher jedoch 
hatten noch Sachsen-Co burg und Holstein sich ausgesondert und gegen 
den Abschied protestirt, J) während umgekehrt aus der Zahl der Corre-
spondirenden die Stadt Hegensburg die Unterschrift des Abschiedes nicht 
zu verweigern wagte. 2) Die Correspondirenden legten gegen denselben 
natürlich Protest ein. 

Uebersehen wir den Gang der gesammten Verhandlungen nochmals, 
so springt in die Augen, dass man von beiden Seiten sich zwei Monate 

lang um Vergleichshandlungen abquälte, ohne (he nothwendige Bedingung 
jedes Vergleiches, die Bereitwilligkeit zu bestimmten Concessionen, einander 

zu zeigen. 'ViI' sahen, wie eine leise Neigung zu Zugeständnissen sieh in 
der Union vor (1em Ueichstag geltend machte: aber am Heichstag selber 

machte die Union nur den Unterschied zwische.n Ansprüchen, die sofort 
zu befriedigen, und s01che11, die später zu behandeln seien; in ihren An-
sprüchen selber eine Herabl1linderung eintreten zu lassen, schien ihr nicht 
zeitgemiiss. Wie innerhalb der Union, so hatte auch im Kreise - der 

Lignisten die Politik der Nachgiebigkeit ihre Vertreter: aber die schroffe 
Haltung, welche die U nirten von vornherein einnahmen, verschaffte den 

1) Sachsen-Coburg (vgl. Häberlin· Senken berg XXIII S. 6:!6 Anm.) protestirte nicht mit den 
Correspondirenden, sondern für sich allein; ebenso ｾｬ･｣ｫｬ｣ｮ｢ｵｲｧＮ＠ Holstein schloss sich den Correspon-
direnden an. (Dohna Oct. 21, 2:!.) 

2) Dohna Oct. 20, 21. 
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verlangt hatten, stand nun noch die Frage der Behandlung des Justiz-
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treten sollte: allein, wenn nun die Correspondirenden verlangton , dass 

man sich über die Mitglieder des Ausschusses noch am lleichstag einige, 
und wenn sie über elen für sie entscheidenden Punkt, die Art und Ｂｾ･ｩｳ･＠
der Verhandlung nämlich, ebenfalls am Reichstag eine bestimmte Fest-
setzung getroffen sehen wollten, so wich der Kaiser ihnen jedesmal aus. 

1) Die ｅｲｫｬｾｲｵｮｧ＠ vom 10. Oct. lautete nach dem brandenburgischen Bericht (Oct. 12): ftwegen 
ａｾｨ･ｮ＠ und ｍｵ･ｬｾ｡ｬｭ｢＠ Ｈｾｩ･＠ Mühlheimer-Sache wurde unaufgefordert von kaiserlicher Seite hier einge-
mIscht) sollen Wir uns bIS auf dieselbte commission nichts zu befaren haben· aber die haende konten 
ｩｾ･ｮ＠ i. ＺｲｴｾＮ＠ ｮｩ｣ｨｾ＠ binden lassen, ebensowenig als wie sie den catholiken ｺｵｳ｡ｾ･ｮ＠ •. wollen, ob sie wol 
ｨｬｾｲｵｭ｢＠ ｭｳｴｾｮ､ｬｧ＠ angehalten, zu exequiren." - Auf den Einwand der Correspondirenden, dass von Baden, 
Fnedberg, BIberach, Weil nichts gesagt sei, erwiderte Maximilian, ftdas sie (s. d.) unten den Aachischen 
und Muelheimbischen sachen alle andere, die derselbten art weren, zugleich gemeint •• haben wolten. 
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Es handelte sich hier für die Correspondirenden vor allem um das Princip 
der Nichtgeltung der :\Iajorität; und dieser Grun(1satz schien ihnen so 
wichtig, dass sie darüber noch ein besonderes und letztes Begehren for-

mulirten. 'Venn sie - so lautete ihre Erklärung - in Folge der An-

nahme ihrer Forderungen sich wieder an den Heichsverhamllungen über 
die Türkenhülfe betheiligten, so müssten sie vorher gegen die Verbind-
lichkeit der ｾｉ｡ｪｯｲｩｴ￤ｴｳ｢･ｷｩｬｬｩｧｵｮｧ＠ gesichert sein. 

Der Kaiser gab in diesem Punkte ･｢･ｮｳｯｷ･ｮｩｻｾ＠ nach wie in den o , 

allllern. Darüber aber machte die :\Iajorität der Stände, die in den (lrei 
ltäthen ihre Verhandlungen fortgesetzt hatte, der Sache ein Ende: sie 
vereinbarte einen Heichsabschied, durch welchen dem Kaiser 30 Monate 
bewilligt, und im übrigen der Heichstag auf den 18 .. Mai 1614 verschoben 
wnrde. Dieser Abschied wurde vom Kaiser genehmigt, im Namen sitmmt-
lieher Stände ausgefertigt und am 22. October verlesen. Vorher jedoch 
hatten noch Sachsen-Co burg und Holstein sich ausgesondert und gegen 
den Abschied protestirt, J) während umgekehrt aus der Zahl der Corre-
spondirenden die Stadt Hegensburg die Unterschrift des Abschiedes nicht 
zu verweigern wagte. 2) Die Correspondirenden legten gegen denselben 
natürlich Protest ein. 

Uebersehen wir den Gang der gesammten Verhandlungen nochmals, 
so springt in die Augen, dass man von beiden Seiten sich zwei Monate 

lang um Vergleichshandlungen abquälte, ohne (he nothwendige Bedingung 
jedes Vergleiches, die Bereitwilligkeit zu bestimmten Concessionen, einander 

zu zeigen. 'ViI' sahen, wie eine leise Neigung zu Zugeständnissen sieh in 
der Union vor (1em Ueichstag geltend machte: aber am Heichstag selber 

machte die Union nur den Unterschied zwische.n Ansprüchen, die sofort 
zu befriedigen, und s01che11, die später zu behandeln seien; in ihren An-
sprüchen selber eine Herabl1linderung eintreten zu lassen, schien ihr nicht 
zeitgemiiss. Wie innerhalb der Union, so hatte auch im Kreise - der 

Lignisten die Politik der Nachgiebigkeit ihre Vertreter: aber die schroffe 
Haltung, welche die U nirten von vornherein einnahmen, verschaffte den 

1) Sachsen-Coburg (vgl. Häberlin· Senken berg XXIII S. 6:!6 Anm.) protestirte nicht mit den 
Correspondirenden, sondern für sich allein; ebenso ｾｬ･｣ｫｬ｣ｮ｢ｵｲｧＮ＠ Holstein schloss sich den Correspon-
direnden an. (Dohna Oct. 21, 2:!.) 

2) Dohna Oct. 20, 21. 
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starren Vertretern des Hechtsstanclpunktes das volle Uebergewicht. Im 

kaiserlichen Rath hatten die Unversöhnlichen einen Vertreter ihrer Sache 

im Yicekanzler von Ulm; dem trat entgegen der Bischof Klesl, deI" mit 

seiner aufdringlichen Beredsamkeit immer von Verstiindigung und Ver-

söhnung redete, schliesslich jedoch - sei es aus eigener Inconsequell7:, 
sei es aus Scheu vor den katholischen Stünden I) - vor jedem ent-
scheidenden Zllgrstiinc1nisse zurückschrak. Gera<le an ihm zeigte sich 

denn auch die wahre X atur dieser Verhancllungen. Die katholische Partei 

erfüllte sich mit l\Iisstrauen gegen ihn als einen halben Verrüther; die 

Protestanten sahen schliesslich in ihm einen Betrüger, <leI' nicht anders 
denke als Uhll uiHl grösseren Hass verdiene als dieser. 2) 

Trotz clü'srs klüglichen l\Iisslingens blieb der Geclanke, welcher die 

Verhandlungen (les Heichstag's beherrscht hatte, auch in den folgenden 

Jahren lebemlig. Der Plan der Composit.ion war fru' Klesl in den ver-

wickelten Güngen seiner Politik nach wie vor das bestimmende Ziel; in 
dem Worte COlllpositioll wal' für die Unirten (Ee ForJerung befasst, welche 

ihnen Kaiser und lteich vor jeglicher Leistung ihrerseits zu erfüllen hatten. 

Erst als Klesl gestürzt war, und gegen den Bühmenkönig Friedrich V. 

das gl'osse katholische nündniss den Krieg erüffnete, trat jener Plan vor 

den Katastrophen zurück, die nach seinem Scheitern kommen mussten. 

1) Dohna bezeichnet (zum 10. Oct.} die Lage einmal so: die kaiserlichen Räthe suchen vergeb-. 
lieh die geistlichen Kurfürstrn zur Nachgiebigkeit zu bewegen. Diese wollen nicht einmal zugeben, 

dass der Kaiser "seinem reichshofrat befiehle, einzuhalten, bis man mit unsern gravaminibus herdurch 
kaeme. Drüber erzherzog Max die hend gehen liesse und sahe, das nichts zu verrichten sein wurde." 

Vergebliche Mahnungen an die Gegenpartei zum Nachgeben .• So stunden wir gegen einander wie zwei 
böcke. die niemant weichen wollen." - Ich bemerke bei dieser Gelegenheit übrigens nochmals, dass ich 
die Stellung der Unirten am Reichstag schildere, nicht aber auf die Vorgänge im Kreise der katho-
lischen Stände und auf die Beziehungen zwischen ihnen und dem. Kaiser eingehe. 

2) Vgl. die Aeusserung über ihn in Beil. IX. Dohna bemerkt über ihn (Oct. 14.): Klesl soll 
gesagt haben, er habe bewirkt, dass die gehorsamen Stände dem Kaiser soviel bewilligt haben, und 
er wolle es lIoch höher treiben. Die Correspondirenden werclen noch froh sein, wenn man sie zu 

Gnaden annehme. • Got wirt dem falschen pfaffen seine untrew bezalen; den er zu Frankfurt gesagt, 
man solte den kezern nur viel zusage!'), dörfte man doch nit alles halten. Das hat er nUll wol prac-
ticirt, den er uf eine sache, die preces primarias Caesaris im erzstifft Magdeburg bctrafl'e, 1;) decrcta 
des Keysers ausgegeben, da es doch nur einer haben künte. Christian von Bellin hatte eins davon, 
wurde aber vergebens ulllbgefürt mit grosseI' schand des Keisers, welcher uf des churfürsten von 
Brandenburg intercession sein wort, hant und siegel weggeben, und dieser lumpenpfaf wolt das retrac-
tiren! Er hat yergessen, dass sein bruder sich ex desperatione gehenkt. Er sehe zu, das wie ·er aus 
finrm hecker zum fürsten wordt>n, das er nit ans dem bischtum auch an den galgen komme." 

1jDiJP2 

Beilagen. 

I. 

Die Gesandtschaft GUllderots au Anspach und Anhalt. 

Meine Hauptquelle der Gesandtschaft Gunderots ist das Protocoll emes VOll 

Anhalt in Stuttgart vorgetragenen Berichtes. (Stuttgart. Unionsacta X f. 113.) Das 

Actenstück ist u ndatirt, gehört aber, wie 'sich unten zeigen wird, zwischen den 

30. Juni und 5. Juli. Ich lasse es z. Th. wörtlich folgen: 

F. Chl'istian von Anhalt: "hab sich bei i. f. g. wollen einstellen aus dem 

lant zu Gulich und commllniciren, sonderlich suasu Anspach. Sei oberst von 

Gllnterot uf der post zu N urnberg ankommen und begt'rt, mit i. f. g. zu reden, auch 

schreiben zugestelt und mundlieh angezeigt. Dergleichen auch bei Anspach ge-

schehen." Gunderots Werbung: kaiserlichen Gruss und Gnade für Anhalt. "Obschon 

allerhant vorkommE'n, so i. M. misfellig, sol sich doch dessen nicht hindern lassen. 

'Volte viel schuldig sein, das i. f. g. consiliis vor zwei jaren gefolgt hetten." Anhalt 

und Anspach mögen beim künftigen Unionstag das be fordern, "was i. M. notturft er-

fordere." Gegenüber falschen Berichten mögen sie denjenigen annehmen, den ihnen 

der Kaiser wolle abstatten lassen, und dahin sehen, dass der Kaiser mit seiner und des 

Reichs Reputation aus der Gefahr komme. "Das wolten sie in acht nemen, das man 

i. M. nichts anmuten wurde konnen pro imperio, das sie underlassen (?) werde, und 

das i. M. mit den evangelischen in vertreulichem wesen stehen." - Gunderot schliesst: 

"hab auch keiner kaiserlicher gesanter sein wollen; doch hetten sie (i. M.) im die 

stel praesentirt, so er letzIich angenommen." 
Anhalt erwiderte: er werde das Anbringen der Union mittheilen, bitte aber um 

eingehendere schriftliche Mittheilung des "inhalts legationis." Der Unionstag sei 

suspendirt, werde aber bald vor sich gehen. Wenn dann der Kaiser demselben eine 

vVerbung vortragen lassen wolle, so werden sich die Unirten zu seiner Zufriedenheit 

erklären, und er (Anhalt) f:iich auf'R beste dafür verwenden. Der Fii.rst erinnerte 

darauf an seine Gesandtschaft lmd Vorstellungen von 1609. 
Gllnderot wollte nichts schriftliches VOll sich geben: "hetten i. M. viel mit im 

communicirt, welches bedenklich anzuzeigen. Aber soviel vermelt, das i. :\1. gezwungen 

weren zu dem, was mit dem konig geschlossen. Retten sie mit soldaten verwacht, 

Abh. d. JII. Cl. d. k. Ak. d. Wiss. xv. Bd. H. Abth. 20 
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starren Vertretern des Hechtsstanclpunktes das volle Uebergewicht. Im 

kaiserlichen Rath hatten die Unversöhnlichen einen Vertreter ihrer Sache 

im Yicekanzler von Ulm; dem trat entgegen der Bischof Klesl, deI" mit 

seiner aufdringlichen Beredsamkeit immer von Verstiindigung und Ver-

söhnung redete, schliesslich jedoch - sei es aus eigener Inconsequell7:, 
sei es aus Scheu vor den katholischen Stünden I) - vor jedem ent-
scheidenden Zllgrstiinc1nisse zurückschrak. Gera<le an ihm zeigte sich 

denn auch die wahre X atur dieser Verhancllungen. Die katholische Partei 

erfüllte sich mit l\Iisstrauen gegen ihn als einen halben Verrüther; die 

Protestanten sahen schliesslich in ihm einen Betrüger, <leI' nicht anders 
denke als Uhll uiHl grösseren Hass verdiene als dieser. 2) 

Trotz clü'srs klüglichen l\Iisslingens blieb der Geclanke, welcher die 

Verhandlungen (les Heichstag's beherrscht hatte, auch in den folgenden 

Jahren lebemlig. Der Plan der Composit.ion war fru' Klesl in den ver-

wickelten Güngen seiner Politik nach wie vor das bestimmende Ziel; in 
dem Worte COlllpositioll wal' für die Unirten (Ee ForJerung befasst, welche 

ihnen Kaiser und lteich vor jeglicher Leistung ihrerseits zu erfüllen hatten. 

Erst als Klesl gestürzt war, und gegen den Bühmenkönig Friedrich V. 

das gl'osse katholische nündniss den Krieg erüffnete, trat jener Plan vor 

den Katastrophen zurück, die nach seinem Scheitern kommen mussten. 

1) Dohna bezeichnet (zum 10. Oct.} die Lage einmal so: die kaiserlichen Räthe suchen vergeb-. 
lieh die geistlichen Kurfürstrn zur Nachgiebigkeit zu bewegen. Diese wollen nicht einmal zugeben, 

dass der Kaiser "seinem reichshofrat befiehle, einzuhalten, bis man mit unsern gravaminibus herdurch 
kaeme. Drüber erzherzog Max die hend gehen liesse und sahe, das nichts zu verrichten sein wurde." 

Vergebliche Mahnungen an die Gegenpartei zum Nachgeben .• So stunden wir gegen einander wie zwei 
böcke. die niemant weichen wollen." - Ich bemerke bei dieser Gelegenheit übrigens nochmals, dass ich 
die Stellung der Unirten am Reichstag schildere, nicht aber auf die Vorgänge im Kreise der katho-
lischen Stände und auf die Beziehungen zwischen ihnen und dem. Kaiser eingehe. 

2) Vgl. die Aeusserung über ihn in Beil. IX. Dohna bemerkt über ihn (Oct. 14.): Klesl soll 
gesagt haben, er habe bewirkt, dass die gehorsamen Stände dem Kaiser soviel bewilligt haben, und 
er wolle es lIoch höher treiben. Die Correspondirenden werclen noch froh sein, wenn man sie zu 

Gnaden annehme. • Got wirt dem falschen pfaffen seine untrew bezalen; den er zu Frankfurt gesagt, 
man solte den kezern nur viel zusage!'), dörfte man doch nit alles halten. Das hat er nUll wol prac-
ticirt, den er uf eine sache, die preces primarias Caesaris im erzstifft Magdeburg bctrafl'e, 1;) decrcta 
des Keysers ausgegeben, da es doch nur einer haben künte. Christian von Bellin hatte eins davon, 
wurde aber vergebens ulllbgefürt mit grosseI' schand des Keisers, welcher uf des churfürsten von 
Brandenburg intercession sein wort, hant und siegel weggeben, und dieser lumpenpfaf wolt das retrac-
tiren! Er hat yergessen, dass sein bruder sich ex desperatione gehenkt. Er sehe zu, das wie ·er aus 
finrm hecker zum fürsten wordt>n, das er nit ans dem bischtum auch an den galgen komme." 
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Beilagen. 
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Die Gesandtschaft GUllderots au Anspach und Anhalt. 

Meine Hauptquelle der Gesandtschaft Gunderots ist das Protocoll emes VOll 

Anhalt in Stuttgart vorgetragenen Berichtes. (Stuttgart. Unionsacta X f. 113.) Das 

Actenstück ist u ndatirt, gehört aber, wie 'sich unten zeigen wird, zwischen den 

30. Juni und 5. Juli. Ich lasse es z. Th. wörtlich folgen: 

F. Chl'istian von Anhalt: "hab sich bei i. f. g. wollen einstellen aus dem 

lant zu Gulich und commllniciren, sonderlich suasu Anspach. Sei oberst von 

Gllnterot uf der post zu N urnberg ankommen und begt'rt, mit i. f. g. zu reden, auch 

schreiben zugestelt und mundlieh angezeigt. Dergleichen auch bei Anspach ge-

schehen." Gunderots Werbung: kaiserlichen Gruss und Gnade für Anhalt. "Obschon 

allerhant vorkommE'n, so i. M. misfellig, sol sich doch dessen nicht hindern lassen. 

'Volte viel schuldig sein, das i. f. g. consiliis vor zwei jaren gefolgt hetten." Anhalt 

und Anspach mögen beim künftigen Unionstag das be fordern, "was i. M. notturft er-

fordere." Gegenüber falschen Berichten mögen sie denjenigen annehmen, den ihnen 

der Kaiser wolle abstatten lassen, und dahin sehen, dass der Kaiser mit seiner und des 

Reichs Reputation aus der Gefahr komme. "Das wolten sie in acht nemen, das man 

i. M. nichts anmuten wurde konnen pro imperio, das sie underlassen (?) werde, und 

das i. M. mit den evangelischen in vertreulichem wesen stehen." - Gunderot schliesst: 

"hab auch keiner kaiserlicher gesanter sein wollen; doch hetten sie (i. M.) im die 

stel praesentirt, so er letzIich angenommen." 
Anhalt erwiderte: er werde das Anbringen der Union mittheilen, bitte aber um 

eingehendere schriftliche Mittheilung des "inhalts legationis." Der Unionstag sei 

suspendirt, werde aber bald vor sich gehen. Wenn dann der Kaiser demselben eine 

vVerbung vortragen lassen wolle, so werden sich die Unirten zu seiner Zufriedenheit 

erklären, und er (Anhalt) f:iich auf'R beste dafür verwenden. Der Fii.rst erinnerte 

darauf an seine Gesandtschaft lmd Vorstellungen von 1609. 
Gllnderot wollte nichts schriftliches VOll sich geben: "hetten i. M. viel mit im 

communicirt, welches bedenklich anzuzeigen. Aber soviel vermelt, das i. :\1. gezwungen 

weren zu dem, was mit dem konig geschlossen. Retten sie mit soldaten verwacht, 
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auch die raet, so zu i. ßI. person gehen wol1en. uf i. M. person inCJuiriren lassen 
und uoer schweren listen und ducken yerhort, welches doch in ir herz nit kommen. 

Danuub konten sie (sich) bei solchen falschen leuten nicht lenger ufhalten. Darauf 
sich lamrntirt wider den konig: regil'e ubeler, als zuvor am kaiserlichen hof geclagt; 

hette den Bohemen noch nicht volzogen, was sie incn zugesagt; lies sen den Cmsel 

das factotulll sein." Die ganze Umwälzung sei vom Papst und von Spanien in's 'Verk 

gesetzt: "wollen gravamina wie zu Graitz im reich anfahen." Die böhmischen Stände 

lassen sich schon verlauten, "wen es nicht anders werden wollte, konten sie beim 

konig nicht bleiben, sonderlich graf von Turn. Hab konig die papistische raet be-

halten. . ... Die stent in Oesterreich weren diffident unter sich, und hetten i. 1\1. 
inen befohlen anzuzeigen: obschon i. 1\1. den vertrag vor drei jaren gemacht, das doch 
konig darwider practicirt und itzo ins werk gericht, alles zu dem end, das sie im 

zur cron Bohemen ver helfen werden; welches 'V. Kinski mit statlich-er recompens 
vergolten, hingegen andere nichts bekommen; hab also der konig nicht candide u111b-

gangen mit der sachen." - Schliesslich Bitte: "weil i. 1\1. so gar verlassen, solten 

i. f. gg. (Anhalt und Anspach) zu derselben kommen nach Prag." 

Anhalt entschuldigte sich. Anspach erwiderte: ,,111an müsse wissen, zu was ent 

sie gefordert wurden." Er wolle auch den Unionstag nicht versiiumen. "Hette auch 
konig vertreulich mit Anspach communicirt, darum weren auch i. f. g. nicht unge-

neigt hinein zn reisen, doch wolten sie sich nichts obligirt haben." Der Markgraf 

bittet den H. \Vürtemberg um sein Gutachten. 

Soweit das Protocoll. Die l\Iittheilungen desselben werden ergänzt durch eine 

auf Gunderots \Verbung gegebene Resolution Anspachs und Anhalts (Herlin. Unions-

acta XXII): beide Fürsten, so heisst es darin, haben dem Gesandten Anleitung ge-

geben, "wie e. Kai. 1\1. sich nachmals der noch vorstehenden versammlung etzlicher 
unirter chur- und fursten in kurzem sich bereit zu machen,. das dan vielleicht mit 
gesambtem rat und zuthun e. Kai. l\:I ••• satisfaction widerfaren könnte." 'Vas die 

Person beider Fürsten angeht, so erklären sie sich jederzeit dem Kaiser zu Diensten 

bereit. - "Onolzbach den 20. Junii a. 1611." - Am 5. Juli schreibt dann Anhalt 
aus Heidelberg an Anspach: er habe Gunderots Anbringen dem H. \Viirtemberg mit-
getheilt, der mit dem Inhalt nicht einverstanden sei aus Rücksicht auf K. Matthias. 

Gleiche Mittheilullg habe er dem Admin. Pfalz gemacht. Noch keine Antwort. -

"Heidelberg den 25. Junii a. 1611" (Ber!. Unionsacta ad tom. XII.) - Am 6. Juli 
schreibt Anhalt an Anspach: \Vürtemberg ist "ganz passionato auf des Matthiae seiten, 
und solches aus anstiftung des Geitskoflers." Anspach könnte dem Gunderot schreiben, 

wenn der Kaiser mit ihm vor dem Unionstag conferiren wolle, so müsse er ihn bald 

erfordern. - "Heidelberg den 26. Junii a. 1611." (A. a. 0.) - Uebrigens hatte 
Gunderot den Mgr. Anspach auch ersucht, bei dem vorstehenden fränkischen Kreis-
tag mit den andern Ständen zu bera then, wie der Kaiser mit seiner und des Reichs 

Reputation aus seiner Gefahr baldigst zu retten sei. (Anbringen G.'s. Unionsacta XXII.) 
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11. 

J)ie Gesandtschaft Gundackers \"on Polheim. 

Hi 11 Au g u s t 12. - V 0 rt rag vor der Rot e n bur ger Uni 0 n s v e 1'-

Sam ml 11 n g. (Cop.): Bericbt über des Matthias Zug gen Prag: der König von den 
böhmischen Ständen gegen die Passauer zu Hülfe gerufen, zögerte drei \Vochen, his 
er ｓｾＱＱｬ＠ Volk sandte, fünf W ocbell, bis er auf neue vermöge der uf(ferichten com-

" 0 

pa den" angebrachte Mahnung der böhmischen Stände persönlich aufbracb. Es sollte 
eben nicht "einer begierd regllandi, oder das sie sicb in das königreich eindringen .. 
wollten, gleich sehell." Darauf Einladung des Kaisers, und einige Tage spiiter "Olle 
allen deroselben (des Königs) gedanken" Antragung der böhmischen Königskrönnng 
durch denselben mit Vorbehalt der Regierung fiir den Kaiser. Matthias antwortete: 
"weiln s. k. w. nicht wüsten, warumb sie von den staenden beruffen worden, wolten 
sie solches vernemmen, i. Kai. M. und den andern aber keine ordnung geben, wip sie 
sich der cron und regiments halben vergleichen würden." Die böhmischen Stände er-

klärten "auf erforderullg" (wessen?): sie würden "denjenigen weg, welchen ibnen die 
compactata zeigetell, f'iil'l1ellllllen, auch ire notturft bei i. Kai. JI. selbsten handlen. Und 
haben sich i. k. w. weitter nicht (viel) oder wenig in disem werk angenommen." Aus-
schreibung des Landtags durch den Kaiser und dessen Beschliisse. Krönung des 
l\1atthias. Es waren noch "etliche absonderliche puncten" zwischen dem Kaiser und 
Matthias zu vereinbaren. Aber der Verhandlung darüber entzog sich der Kaiser erst 
vor dann nach der Krönung j er bat "endlich auf Regenspurg zu verraisen und alda 
zu residieren sich erklaert." Dieses V er halten von friedhässigen Leuten angeratben. 

Mit äusserster Mühe bewog der König endlich den Kai.ser zur Vornahme der Ver-
handlung. Der König entliess gleichzeitig seine Truppen bis auf einige Hundert.. 
Stand der Verhandlungen zwischen Kaiser' und l\1atthias. Während derselben Ab-

dankung der Passauer. 

Der Köni.g ersucht nun die Unirten: sie mögen "solch i. k w. intention gut 
heissen." 'Wenn der Kaiser die letzten Vorschläge des ｬ｜Ｇｾ｡ｴｴｨｩ｡ｳ＠ nicht annehmen, 
sondern wider den RatbHcblägen friedhässiger Leute folgen sollte, so mögen die 
Unirten dem entsprecbp.uden Vorstellungen ungehört des Königs keinen Glauben 

schenken, sondern für Erhaltung und Beförderung "brüderlicher lieb" eintreten. Sollte 
endlich der Kaiser den König oder seine Lande feindlich angreifen, so mögen die 
Unirten ihm auf sein Gesuch Beistand leisten. Anerbieten und Bitte 11m Fortsetzuug 
der guten Correspondenz des Königs mit den Unirten. (Stuttgart. Unionsacta X f. 463.) 

A 11 t wort der U n irt en (A' u g. 16): der König wird in der gütlichen Verhandlung 
mit dem Kaiser, die er zu gutem Ende zu bringen suchen wird, sich alles gebührlichen 
Respectes gegen den Kaiser befleissigen, besonders auch es so einzurichten sucben, dass 
der Kaiser seine Residenz in Prag behalte und einen ihm vielleicht schädlicheu Ort-
nnd Luftwechsel vermeide. Der König hat guten Erfolg zu erwarten, wenn er die güt-
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auch die raet, so zu i. ßI. person gehen wol1en. uf i. M. person inCJuiriren lassen 
und uoer schweren listen und ducken yerhort, welches doch in ir herz nit kommen. 

Danuub konten sie (sich) bei solchen falschen leuten nicht lenger ufhalten. Darauf 
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erfordern. - "Heidelberg den 26. Junii a. 1611." (A. a. 0.) - Uebrigens hatte 
Gunderot den Mgr. Anspach auch ersucht, bei dem vorstehenden fränkischen Kreis-
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ClDZ> 

149 

11. 

J)ie Gesandtschaft Gundackers \"on Polheim. 

Hi 11 Au g u s t 12. - V 0 rt rag vor der Rot e n bur ger Uni 0 n s v e 1'-
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" 0 

pa den" angebrachte Mahnung der böhmischen Stände persönlich aufbracb. Es sollte 
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A 11 t wort der U n irt en (A' u g. 16): der König wird in der gütlichen Verhandlung 
mit dem Kaiser, die er zu gutem Ende zu bringen suchen wird, sich alles gebührlichen 
Respectes gegen den Kaiser befleissigen, besonders auch es so einzurichten sucben, dass 
der Kaiser seine Residenz in Prag behalte und einen ihm vielleicht schädlicheu Ort-
nnd Luftwechsel vermeide. Der König hat guten Erfolg zu erwarten, wenn er die güt-
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liche Handlung mit Ehrfurcht und ilLissigung weiter fübrt. Deshalb und da "die 

sachen in dem königreich Böbeirnb des Passauwischen kriegsvolks halben zue etwas 

sicherm zuestant kOlllmen, wird es wol der hievor vertrösten assistentz berürts .. 

kriegsvolks halben ferner nicht bedörfen", zumal auch der Kaiser friedlichen Rath-
schlägen folgen wird. Fortsetzung der guten Correspendenz. (f. ＴｇｾＮＩ＠

Neben der Unionsversammlung scheint Polheim auch die Fürsten einzeln an-

gesprochen zn haben. Der H. Würtemberg edheilt ibm am 20. August folgende 
Antwort: der König hat gedankt, "das i. k. w. einer assistenz wider das Passauische 

kriegsvolk von i. f. g. von disem vertrostet worden." - Die Erledigung der von den 

Unirten geklagten Beschwerden hat der Kaiser auf den vorstehenden Churfiirstentag 

verschoben. Der König wird sich bemühen, dass diese Sache "mit der Kai. M. belieben" 

in gedeihlicher Weise erledigt werde. Der Herzog wird in gleichem Sinne arbeiten und 
seine Conespondenz mit dem König fortsetzen. Hierbei die Mahnung, der König möge 

in diesen und iihnlichen Sachen "sich schaetlichen und bösen raeten, welche der re-

ligion Augspurgischer confession und deren ruhe vor andern ubel affectionirt, nicht 

zu viel vertrauen, damit solche vertreuliche correspondenz desto sicherer und besser 
vortgesetzt werden könne, in massen solches und mer anders, was i. f. g. mit dem 

heru königlichen gesanten "ertreulich und ganz wolmeinent weiters muntlichen com-
municirt .. , (er) mit fleiss zu referiren wissen würt." (f. 210. Cpt.) 

IU. 

Die kaiserliche Gesandtschaft zum Nürnberger Kurfürsteutag. 

Ueber die Anträge, welche er an den Kurfürstentag bringen wolle, spricht sich 
der Kaiser schon am 1. Juni in einem Schreiben an Kurmainz aus (Stuttgart. 

ｕｄｾｯｮｳ｡｣ｴ｡＠ X f. 153): er wolle proponil'en lassen: 1. wie das kurfürstliche Collegium 

"wHlernmb ergentzet und ｾ･ｲ･ｩｮｩｧ･ｴＬ＠ 2. mein regiment teuglich wider ersetzt und 
gebessert, und 3. wie der jüngst verschobene reichstag entweder reassumirt oder cl urch 

neuen consens der churf. 11. ausgeschrieben, auch scbliesslich andere mer sachen .. befür-

dert werden möchten." - Die Aufträge des Markgrafen von Anspach sind zunächst aus 

seinem Vortrag vor der Kurfürstenversammlung (Nov. 3. Berlin. Unionsacta ad tom.XII) 

zu entnehmen: 1. Eifer des Kaisers für Herstellung der Eintracht im Reich, Abstellung 
der gravamina, Aufrichtung der Justiz. Erbittet sich Vorschläcre der Kurfürsten zur _ 0 

Erzielung dieser Reformen. - 2. Uble Behandlung des Kaisers, besonders durch die 

böhmischen Stände. Die Kurfürsten mögen dieselben zu grösserm Respect cregen den 
Kaisers weisen. - 3. Der im Vergleich des Kaisers mit Matthias für erste rn :usgesetzte 

Unterhalt reicht nicht für den Hofstaat, geschweige denn zur Ablegung der im 

nngrischen Kriege gemachten grossen Schulden. In diesem und den andern schon 
von dem vorigen kaiserlichen Gesandten vorgetragenen Puncten mögen die Kurfilrsten 

sich des Kaisers in seiner Drangsal so annehmen, dass "i. M. sich bei denjenigen, da 
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sie sich noch zur Zeit befinden, mel'l'rn re:;;pects inskünftig zu getrö"ten." - Diesen 
Vortrag übersendet Anspach am selbigen Tag dem Kaiser und IWlllerkt dazu: die ihm 
"aufgetragene audere geheime sachen" wird er den Kurfürsten eiuzeln vortragen, wie 
er heute bei ilIaillz den Anfang dazu gemacht hat.. Der Erzbischof hat die Sachen zu 
Bedenken genommen. - Den Inhalt sieser geheimen Aufträge entnimmt man aus 
der VOll Anspach aufgei':eichnetell mündlichen Erklärung des Erzb. ｾｬ｡ｩｮｺＬ＠ folgenden 
111 halts: 1. betreffend den bedauerlichen "zustand" de,; Kaisers sieht der Erzbischof es 

fiir durchaus unräthlich an, "von voriO'em vertracr abzuschreitten" und so fernere 
n 0 " 

unruhe i':U beginnen." Er erinnert an die vom Prager Fiirstentag ertheiltel1 RathschUige. 
2. Die "assecuration des deputats" hält der Erzbischof fUr nöthig. '3. Die ｴｾｴＧｳｩ､･ｮｺ＠

steht in des Kaisers freier Wahl. Zu erwägen gibt der ｅｲｺ｢ｩｾ｣ｨｯｦ＠ aber, ob nicht ein 
schlesischer reichslehenbarer Ort gewäblt werden sollte, "damit dieselbe (Kai M.) nit 
RO stracks ins reich kommen möchten." 4. Die "vornembste sachen" des Kaisers wird 
ihm jeder Reichsstand gern in Verwahr nehmen. 5. Die ｳｰ｡ｬｬｩｾ｣ｨ･＠ Gesandtschaft hat 
den andern Kurfürsten nichts anderes, soweit man vernommen hat, angebracht als beim 
Admin. Pfalz. Ｈｾｭｰｦ･ｨｬｵｮｧ＠ der Wahl des Königs Matthias, wenn die Wahl eines röm. 
Königs mit Zustimmung des Kaisers vorgenommen wird.) 6. Nu)' disknrsweise be-
merkt der Erzbischof: wenn das ungrische Kriegswesen wider angehen sollte, "were es' 
billich, wen das reir.h denselben krieg füren müste, das alsdann auch i. :\1. als dem 
haubt die direction zustünde und verbliebe." - Dass der Markgraf seine 'Werbung 

auch bei aodern K urfiirsten verrichtete, ergiebt sich aus Schreiben von Kurpfalz 
und Kurtl'ier an den Kaiser. (Nov. 22. Berlin. Unionsacta ad tom. XXIV.) 

IV. 
Der Nürnberger ]{urfiirstentag. 

Ueber die Verhandluugen des Kurfürstentags soweit sie nicht mit der Nach-

folge zusammenhingen, berichtet der Administrator von Kurpfalz an Wurtemberg 
folgendes (Dec. 16. Stuttgart. U nionsacten XI f. 1007): 1. hinsichtlich der Beschwerden 
ii.ber das Kammergericht und den kaiserlichen Hof, welche alle vor zwei Jahren von 
der Union vorgetragenen Beschwerden umfassen, drangen die geistlichen . Kurfürsten 
auf Reassumtion der 1598 beschlossenen ausserordentlichen Visitation; Kurpfab; und 

Brandenburg verlangten Wideraufnahme der ordentlichen Visitationen "hindangesetzt 
des wegen Magdenburg hiebevor erregten streits," und mit Aussetzung der vier 
KlostersacheIl zu gütlicher Vergleichung. Schliesslich setzte die Majorität im Wider-
spruch mit Pfalz und Brandenburg den bei dem Kurfürstentag von 1606 ventilirten 
Beschluss durch, dass in den vier Klostersachen vom Kammergericht die Acten nebst 
Bericht über die Entscbeidllngsgriinde eingefordert, und von einem nächsten Kur-

fürsten- oder Reichstag erwogen werden solle, ob dem Recht und der Billigkeit 
gemäss geurtheilt, und das gefürchtete Pl'äjudicium wirklich vorhanden sei. Der 
Kaiser ist demgemäss ersncht, das Kammergericht zur Einsendung besagter Schl'ift-
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liche Handlung mit Ehrfurcht und ilLissigung weiter fübrt. Deshalb und da "die 
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dert werden möchten." - Die Aufträge des Markgrafen von Anspach sind zunächst aus 

seinem Vortrag vor der Kurfürstenversammlung (Nov. 3. Berlin. Unionsacta ad tom.XII) 
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sie sich noch zur Zeit befinden, mel'l'rn re:;;pects inskünftig zu getrö"ten." - Diesen 
Vortrag übersendet Anspach am selbigen Tag dem Kaiser und IWlllerkt dazu: die ihm 
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stücke an die :\Iaillzer Kanzlei aufzufordel'll. - Ueber die sonstigen Beschwerden 

und Verbe3serung der kaiiOellichell Regierung hatt.en die kaiserlichen COllllllissarien 

selber eine Proposition ,"orgetragen. Die geist.lichen K urfLirsten und Sachsen be-

zo,yen sich auf das vom Prager Convent dem Kaiser abgestatt.et.e Bedenken. Einer 
Cl 

abermaligen Ueberl'eichung desselben stimmten Pfalz nnd Brandenbllrg zu und ver-

langten vergeblich einen 7.usatz betreffpnd die "maessigullg" der lIofprocesse nach 

ｾＱ｡Ｎｾｳｧ｡ｨ･＠ der Kanllnergf'richtsordnung. Kllrpfalz und Kurbrandenbnrg, bei ihren 

Antriigell vielfach überstimmt, haben sich ausdrikklich vorbehalten, dass den evan-

gelischeu ｓｴｾｩｮ､･ｮＬ＠ be;;onders in den vier Klost.ersachen, durch die Verhandlungen 

des Kurfürstentags keinerlei Präjudiz zugezogen werde. Mit Beziehung auf die Be-

stimlllung des Rotenburger Tags übel' eine nach dem Kurfürstentag zu haltende 

Versammlung der nächst wohnenden Unirten, schlägt nun der Administrator vor, 

dass vor dem nächsten, zwischen Ostern und Pfingsten zu haltenden Kurförsten-

oder Reichstag ein Unionstag gehalten werde, zu ｂ･ｳ｣ｨｬｵｳｳｦ｡ｾｳｵｮｧＬ＠ was bei dieser 

SachlaO'e die evanO'elischen ｓｴｾｩｮ､･＠ zu thun haben, besonders in den Klostersachen. -
Cl 0 

Ueber die Evangelischen in Aachen und Cöln ist nichts vorgekommen, auch von pfälzi-

scher Seite nichts angeregt, da der Kaiser "die achtsmandata (gegen Aachell) zu su-

spend iren vertröstullg gethall haben sollte." 2. Der Kaiser und der König von Ungarn 

haben ihren "allerdings volzogenen" Vergleich berichten lassen, und sind von den Kur-

fürsten zu getreuer Haltung desselben ermahnt, "wiewol mit ausnemmung dessen, was 

etwan wider versehen dem reich an seiner gerechtsamb und libertet dardurch künftig 

praejudicirell möchte." Der Gedanke, die Residenz ans Böhmen nach Deutschland zu 

verlegen, der den Unirten beim letzten Unionstag solche Sorge machte, wird unter diesen 

Umständen dem Kaiser vergallgen sein. - Ein Gesuch des Kaisers um "eine contribu-

tion und zueschuss zu dero und erhalt" ist zur Beliebung sämmtlicher ｓｴｾｩｮ､･＠ verwiesen. 

3. Bezüglich Donauwörths trugen die in Prag gewesenen Kurfürsten den dort vorge-

brachten Vorschlag vor, während Pfalz und Brandenburg auf der kaiserlichen Resolu-

tion betreffend die Restitution bestanden. Die Majorität entschied sich fiir noch-

maliO'e Erinnermw obio'en VorschlaQ:s an den Kaiser. Baiern ist auf Klagen der ° on., . 
verbannten Donauwörther ersucht, er möge die Donauwörther "über die aussönung 

mit neu wem thaetlichem vornemen, und sonderlichen wider den religion- und profan-

friden nit beschweren lassen." - 4. Kursachsen schien "der union etwas mer als 

etwan vor disem affectionirt," so ､ｾｳｳ＠ "sich zum wenigsten zue derselben keines wide-

rigen zu versehen sein dürfte. - 5. Einen baldigell Heichstag hat man für nötbig er-

achtet und beschlossen, einen solchen, weun der Kaiser darum nachsuche, zu bewilli-

gen, dabei aber den Kaiser zu erinnern, er möge einen gedeihlichen Fortgang des 

Reichstags dadurch anbahnen, dass er "den bishero vorgewesenen difficulteten abhelfe." 

Datum uf der Hehehiitten den 6. Decembris a. 1611. 
Für die Nachfolgeverhandlungen vergleiche Ulan die Actenstiicke bei Hammer 

Il. n. 350, 361; ferner Gindely II. S. 318, und besonders die kaiserliche Resolution 
au die kurfürstlichen Ge8audten vom 25. (oder 23?) Nov., bei Loudorp 1. S. 98. 

1ö3 

(vgI. l;illdely H. S. 3:21 Anm. ｾＩＮ＠ Der bei L,)Udorp a. a. O. gedrllckte ａｵｾｺｵｧ＠ der 
'Verbullg der knrfiirstlichen Gesandten wideriOpricM in allen Pnueten \len wirklichen 
Beschlüssen des Kurflirstentags. Man möchte, wenn er überhaupt auf einem authen-

tischen Actenstück beruht, verm uthen, ､｡ｾｳ＠ I'S ein besollllere;: An bringen ａｮｳｰ｡｣ｨｾ＠

oder ､･ｾ＠ zu der kurfürstlichen Gesandtschaft gehörigen Camerarius (Gindely H. S. 320) 

ist. Zur fernern Erläuterung der fraglichen Verhandlungen gebe ich folgende zwei 
Actenstiicke: 

1. Rudolf lI., Instruction für den Reichshofrath Ehrenfri.ed. 
Frh. Minkwiz an Chursachsel1 (lG11 December 15. Derlin. ｕｮｩｯｮｾ｡ＨＧｴ･ｮ＠ ad 

tom. 2-1. Cop.): der Kaiser hatte geglaubt, der Nürnberger Kurfiil'stentag babe ihn aus 

sei.ner Noth erretten und vor allem auf seine Proposition antworten sollen. "Befinden 

aber, das man nur mit der succession seie umbgangen, und ｵｮｾ＠ durch andeutung eines 
11antbriefleins, so man ｵｮｾ＠ zustellen sollen, fast zur resolution gedrungen." Das 

gleicht dem vom K. Matthias gegen den Kaiser eingeschlagenen Zwangsverfahren. 

ILitte man dem Kaiser "die sache recht vorgebracht" und ihm "die deliberation heim-
gestellet," so würde er sich "balt aus gutem freiem willen" zur Zufriedenheit der 

Kurfiirsten erklärt haben. Und "wan lllan ｵｮｾ＠ gar zur danksagung der ausgestan-
denen schweren mühe und arbeit.. die benennung der person . aus unserem haus 

Oesterreich heimgestellet, hetten wir auch mereren trost als also in unserer trihu-

lation empfinden mögen," Bei der gegenwärtigen Sachlage bittet der Kaiser den 
Kurfürsten nur noch, er möge sich verwenden, "damit wir in dieser sachen nicht 

übereilet, oder ja zum wenigsten solche bis nach dem reichstag, an welchem uns 
und dem heil. reich viel mer gelegen ist, verschoben, und volgends, wan es njcht 

anders sein kann, zu solcher wal mit seinen gebürenden requisitis geschritten werde." 

Nicht weniger hat es den Kaiser bestürzt, dass zu der Wahl schon ein Tag be-

stimmt sein soll. Derartiges soll " bill ich mit unserer approbation beschehen." Der 

Kurfürst möge also in Sachen, Oldie wider uns" sind, nicht einstimmen, sondern es 

dahin richten, "das derselb conventus bis nach dem reichstag beruhen, und wir 

die person aus unserm haus andeuten mögen." Der Kaiser wird sich dann zur Zu-

friedenheit erweisen. Der Kurfürst empfängt die Bestätigung des Jii.terbocker Ver-
trags, aber mit der Erinnerung, dass er dafür dem Kaiser in seinen Angelegen-

heiten iiberall treulich beizustehen hat. 

11. Johann Georg, Kurfiirst von Sachsen, Resolution Ｎｾｵｦ＠ die 

Werbung von Minkwiz (1612 Januar' 3. A. a. O. Cop.):. der. ｋｕｾＧｦｵｲｳｴ･ｮｴ｡ｧ＠

zog den Successionspunkt vor Ankunft der kaiserlichen ｃｯＺｮｭｬｾｳ｡ｮ･ｮ＠ III ｂ･ｲｾｴｨﾭ
unO' weil er ihm unter allen Anliegen des Reichs als der drIngendste erschIen. 

Maon' dachte an keine Beeinträchtigung der kaiserlichen Würde. Bei ａ｢ｦ･ｾｴｩｧｵｮｧ＠ der 

Gesandtschaft an den Kaiser rechnete man darauf, dass er seine ZustImmung -
. dan solche auch von e Kai :ßI ervoIO'et" - nicht versagen werde, und "lDll1aSSen, . ., Cl • " 1t 

deshalb befand man es . einhellig fiir gut, "sich in Ol1l11elU eveutum ewes 'Waags 
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stücke an die :\Iaillzer Kanzlei aufzufordel'll. - Ueber die sonstigen Beschwerden 

und Verbe3serung der kaiiOellichell Regierung hatt.en die kaiserlichen COllllllissarien 
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Cl 
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zu vergleichen." Zugleich gab man dem Erzbischof VOll :\fainz Vollmacht, dem 

Kaiser, wenn er in üblicher \Veise um die Bewilligung eines Beiehstags nachsuche 

dieselbe zu ertheilen, so dass der Reichstag gleich im Anschluss an den Wahltag ｺｾ＠

Frankfurt gehalten werden könne. Es ist dem Kurfürsten unverstiindlich, weshalb 

der Reichstag dem Wahltag vorausgehen soll. Da "einmal ein collegialschluss zum 

wal- und reichstag - doch auf angedeutte mass - gemacht, derselbe VOll meinen 

mitchurfürsten und mir besigelt und unterschrieben, und inhalts der churfürstlichen 

und von mir gesch worellt'n verein, solchem nachzukommen gebUrt," so kann der Kur-

fürst gegen diese BeschlUsse nichts erklären. Warnung vor fal><chen Einflüssen, be-

sonders vor Zulassung eines Interregnum. Die Proposition des Kaisers ist von den 

Kurfiirsten wol beanhvortet, und die Antwort, schon vor sieben vVochen den kaiser-
lichen Commissarien übergeben. 

Y. 

Anspachs Yerhandlullgf'Jl in Prag. 

Nachdem Anspach am 11. Jan. dem F. Anhalt O"emeldet hat er habe beim 
Kaiser wegen dessen sich bedenklich anlassander Krank/:)heit noch ｫｾｩｮ･＠ Audienz er-

ｨ｡ｬｴ･ｾ＠ ｾｂ･ｲｬｩｮＮ＠ ｾｮｩｯｮｳ｡｣ｴ｡＠ ad tom. 24), meldet er demselben am 15. Januar (a. a. 0.): 
Der KaIser hat :hm.' dem v. Minkwiz und Christoph Pflug -- "davon der herzog 
von Braunschwelg SICh abgesondert und es seines teils a part zu thun erklaert" _ 

｢･ｦｯｾｬ･ｮＬ＠ die Relation von Dresden (vgI. Beil. IV. Sendung des Minkwiz) abzuhiiren 

und Ihr Gutachten darüber zu geben: "welches dan von uns mmH'r beschehen, und 

verhoffen wir, es sol uf den e. 1. bewusten Scopum gerichtet werden künnen das 

nemlich der waltag zuriick, oder aber doch der reichstag demselben vorgehen ｭｾｧ･ＮＢ＠
- ｐｲ｡ｧｾ＠ den 5. Jan. 1612. - P. S. Vor drei Tagen Audienz; fand den Kaiser 

s:hr ｳ｣ｨｨｭｭｾ＠ "tellement qu'il faut proceder d'une autre ｦ｡ｾｯｮＬ＠ pas si seure, comme 
SI on pourrolt parler a. s. 1\1. mesmes." 

Das in diesem Schreiben erwähnte Gutachten wird von Anspach, Minkwiz und 

Pflug am 16. Jan. abgestattet. Es lautet: auf den AntraO" der Kurfürsten betreffend 

ｂｾｷｩｬＱｩｧｵｮｧ＠ des Wahltags hätte der Kaiser statt ｢･ｳｴｩｉｉＡｭｾ･ｲ＠ Erklärung sich Bedenk-
zeIt aushalten und zugleich bei der Gesandtschaft anfraO"en sollen ob man die Be-

willigung bei. ihm .. als. Kaiser, oder ｺｾｧＩ･ｩ｣ｨ＠ als ｋｵｲｦ￼ｲｾｴ＠ suche. 'Darauf ging des 
Markgrafen elgenhandlges, von Hertel übergebenes Bedenken. Weiter hätte dann 

der Kaiser eine Ｎｇ･ｳｾｮｾｴｳ｣ｨ｡ｦｴ＠ an die Kurfiirsten schicken sollen, um sie zu erinnern, 
wie es nach kalserhchen Rechten und dem Herkommen bei der "\Vahl eines Nach-

folgers bei Lebzeiten des Kaisers zu halten sei, und um zuO'leich die BewilliO"unO" 
. R'h /:) b /:) 

emes .elc stags nachzusuchen. Erst wenn letztere ertheilt wäre, hätte er "auf einen 
ordentlIchen .. waltag gnedigste vertröstung geben sollen." Vortheile eines solchen 

Vorgehens , darunter folgende: ohne des Kaisers Bewilligl{ng hätten die Kurfürsten 
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den K. Matthias zu keinem \Vahltag berufen können. Es würden "dad urch dero 
hern briider ut candidati imperii zu mererm und grösserm respect gegen e. Kai. 

M. angewiesen worden sein, sich auch aller gemach ad submissionem et tacitam 

capitulationem in zeiten geschickt und angeben haben." Da nun aber der Kaiser 

"in verwilligung des waltages one gutten rat praecipitiret," so handelt es sich nun-

mehr darum, "wassermassen der sachen am füglichsten zu helfen und zu remediren 
seie." Nach Recht, Herkommen, besonders dem Kaden'schen Vert.rag von 1534 
wäre der Kaiser, weil die K urfUrsten nicht ordnungsgemäss vorgegangen sind, be-

fugt, ihre ganze Verhandlung zu cassiren. Um indess die nöthige Einigkeit 

mit den Kurfursten zu erhalten, möge der Kaiser sie lieber nochmals durch 

eine Gesandtschaft ersuchen, den Reichstag dem Wahltag vorgehen zu lassen. Ein 

demgemässes Schreiben an Kursachsen, in dem des Kaisers Rechte und die ordnungs-

gemässe Anstellung eines Wahltags ausgeführt werden, 1) wird beigelegt. Nach 

seinem Inhalt kann die Instruction an die andern Kurfürsten ausgefertigt werden. 

Möge nun der Wahltag vor oder nach dem Reichstag fallen, jedenfalls wäre es nütz-

lieh, wenn der Kaiser sich inzwischen entschlösse, wen er den Kurfürsten als seinen 

Nachfolger vorschlagen will. Er könnte darüber mit Kursacbsen insgeheim zu Rathe 

gehen. ,,\Vie wir dan vor unsere personen pflichten und gewissens halber, doch 

e. Kai. M. hiemit kein Ziel noch mass gesetzet, nicht widerraten könten, dass die-

selbe iren eltisten hern brudern, den könig, deme sie königreiche und erblande 
albereits abgetreten, bei welchen aber seit viel menschen gedencken als vormauern 

des heil. reichs gegen dem erbfeinde die hoheit und würde cler römischen crone ge-
wesen, den churfursten des reichs bei zeiten nominiren und maiorum exemplo aufs 

beste recommendiren" möge. Der König wird sich dafür dankbar erweisen.· -

Prag den 16. Jan. a. 1612. (A. a. 0.) 

Dies Gutachten kam dem Kaiser nicht mehr zu, da er darüber starb. (Anspach 

an ａｮｨ｡ｬｴｾｊ｡ｮＮ＠ 28.) Zur Erläuterung der dabei verfolgten Absichten füge ich noch 

folgendes Schreiben Anhalts an Anspach vom 14. Jan. (a. a. 0.) bei: so lang noch 

Hoffnung vorhanden, möge der Margraf Prag nicht verlassen; er möge sich um persön-

lichen Zutritt beim Kaiser bemühen, zugleich "mit den besten und vertraulichsten 
officiren der cron B(öheim) und der landstende conversiren und unterbauen, das die 

Spanische practicken sonderlich mit Albedo, gehindert wurden... Bei solcher ge-

legenheit zu versuchen, ob könig lIIatthias (und) Böheim mit den drei weltlichen 

churfürsten nicht allein die alte vor ein erneuern, sondern auch yormerell wolten, 

sonderlich wan ein neuerweIter einigen solcher vier weltlichen clzur(ürsten beleidigen 

1) Als Ordnungswidrigkeiten im bisherigen Vorgehen der Kurfürsten werden ｢ｾｾ･ｩ｣ｨｮ･ｴＺ＠ Mainz 

hat wider' "die gewönlicbe form der citation, der kaiserlichen autorital't und ｾｻｏｰｯｳｬｴｬｯｮ＠ ｵｮ･ｲｷ｡ｾｾ･ＮＺ＠

und meiner (des Kaisers) bedingten und entlieben meinung ganz zu entgegen, ｾ･ｉｮ･ｮ＠ ｾｲｵ､･ｲｮ＠ den kODl: 
Mattbias .. neben e. 1. und mitcburfursten, so mererteils unbelenet, one melD vorwissen zum walta .. 

beruffen." 
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｢･ｦｯｾｬ･ｮＬ＠ die Relation von Dresden (vgI. Beil. IV. Sendung des Minkwiz) abzuhiiren 

und Ihr Gutachten darüber zu geben: "welches dan von uns mmH'r beschehen, und 

verhoffen wir, es sol uf den e. 1. bewusten Scopum gerichtet werden künnen das 

nemlich der waltag zuriick, oder aber doch der reichstag demselben vorgehen ｭｾｧ･ＮＢ＠
- ｐｲ｡ｧｾ＠ den 5. Jan. 1612. - P. S. Vor drei Tagen Audienz; fand den Kaiser 

s:hr ｳ｣ｨｨｭｭｾ＠ "tellement qu'il faut proceder d'une autre ｦ｡ｾｯｮＬ＠ pas si seure, comme 
SI on pourrolt parler a. s. 1\1. mesmes." 

Das in diesem Schreiben erwähnte Gutachten wird von Anspach, Minkwiz und 

Pflug am 16. Jan. abgestattet. Es lautet: auf den AntraO" der Kurfürsten betreffend 

ｂｾｷｩｬＱｩｧｵｮｧ＠ des Wahltags hätte der Kaiser statt ｢･ｳｴｩｉｉＡｭｾ･ｲ＠ Erklärung sich Bedenk-
zeIt aushalten und zugleich bei der Gesandtschaft anfraO"en sollen ob man die Be-

willigung bei. ihm .. als. Kaiser, oder ｺｾｧＩ･ｩ｣ｨ＠ als ｋｵｲｦ￼ｲｾｴ＠ suche. 'Darauf ging des 
Markgrafen elgenhandlges, von Hertel übergebenes Bedenken. Weiter hätte dann 

der Kaiser eine Ｎｇ･ｳｾｮｾｴｳ｣ｨ｡ｦｴ＠ an die Kurfiirsten schicken sollen, um sie zu erinnern, 
wie es nach kalserhchen Rechten und dem Herkommen bei der "\Vahl eines Nach-

folgers bei Lebzeiten des Kaisers zu halten sei, und um zuO'leich die BewilliO"unO" 
. R'h /:) b /:) 

emes .elc stags nachzusuchen. Erst wenn letztere ertheilt wäre, hätte er "auf einen 
ordentlIchen .. waltag gnedigste vertröstung geben sollen." Vortheile eines solchen 

Vorgehens , darunter folgende: ohne des Kaisers Bewilligl{ng hätten die Kurfürsten 
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den K. Matthias zu keinem \Vahltag berufen können. Es würden "dad urch dero 
hern briider ut candidati imperii zu mererm und grösserm respect gegen e. Kai. 

M. angewiesen worden sein, sich auch aller gemach ad submissionem et tacitam 

capitulationem in zeiten geschickt und angeben haben." Da nun aber der Kaiser 

"in verwilligung des waltages one gutten rat praecipitiret," so handelt es sich nun-

mehr darum, "wassermassen der sachen am füglichsten zu helfen und zu remediren 
seie." Nach Recht, Herkommen, besonders dem Kaden'schen Vert.rag von 1534 
wäre der Kaiser, weil die K urfUrsten nicht ordnungsgemäss vorgegangen sind, be-

fugt, ihre ganze Verhandlung zu cassiren. Um indess die nöthige Einigkeit 

mit den Kurfursten zu erhalten, möge der Kaiser sie lieber nochmals durch 

eine Gesandtschaft ersuchen, den Reichstag dem Wahltag vorgehen zu lassen. Ein 

demgemässes Schreiben an Kursachsen, in dem des Kaisers Rechte und die ordnungs-

gemässe Anstellung eines Wahltags ausgeführt werden, 1) wird beigelegt. Nach 

seinem Inhalt kann die Instruction an die andern Kurfürsten ausgefertigt werden. 

Möge nun der Wahltag vor oder nach dem Reichstag fallen, jedenfalls wäre es nütz-

lieh, wenn der Kaiser sich inzwischen entschlösse, wen er den Kurfürsten als seinen 

Nachfolger vorschlagen will. Er könnte darüber mit Kursacbsen insgeheim zu Rathe 

gehen. ,,\Vie wir dan vor unsere personen pflichten und gewissens halber, doch 

e. Kai. M. hiemit kein Ziel noch mass gesetzet, nicht widerraten könten, dass die-

selbe iren eltisten hern brudern, den könig, deme sie königreiche und erblande 
albereits abgetreten, bei welchen aber seit viel menschen gedencken als vormauern 

des heil. reichs gegen dem erbfeinde die hoheit und würde cler römischen crone ge-
wesen, den churfursten des reichs bei zeiten nominiren und maiorum exemplo aufs 

beste recommendiren" möge. Der König wird sich dafür dankbar erweisen.· -

Prag den 16. Jan. a. 1612. (A. a. 0.) 

Dies Gutachten kam dem Kaiser nicht mehr zu, da er darüber starb. (Anspach 

an ａｮｨ｡ｬｴｾｊ｡ｮＮ＠ 28.) Zur Erläuterung der dabei verfolgten Absichten füge ich noch 

folgendes Schreiben Anhalts an Anspach vom 14. Jan. (a. a. 0.) bei: so lang noch 

Hoffnung vorhanden, möge der Margraf Prag nicht verlassen; er möge sich um persön-

lichen Zutritt beim Kaiser bemühen, zugleich "mit den besten und vertraulichsten 
officiren der cron B(öheim) und der landstende conversiren und unterbauen, das die 

Spanische practicken sonderlich mit Albedo, gehindert wurden... Bei solcher ge-

legenheit zu versuchen, ob könig lIIatthias (und) Böheim mit den drei weltlichen 

churfürsten nicht allein die alte vor ein erneuern, sondern auch yormerell wolten, 

sonderlich wan ein neuerweIter einigen solcher vier weltlichen clzur(ürsten beleidigen 

1) Als Ordnungswidrigkeiten im bisherigen Vorgehen der Kurfürsten werden ｢ｾｾ･ｩ｣ｨｮ･ｴＺ＠ Mainz 

hat wider' "die gewönlicbe form der citation, der kaiserlichen autorital't und ｾｻｏｰｯｳｬｴｬｯｮ＠ ｵｮ･ｲｷ｡ｾｾ･ＮＺ＠

und meiner (des Kaisers) bedingten und entlieben meinung ganz zu entgegen, ｾ･ｉｮ･ｮ＠ ｾｲｵ､･ｲｮ＠ den kODl: 
Mattbias .. neben e. 1. und mitcburfursten, so mererteils unbelenet, one melD vorwissen zum walta .. 

beruffen." 

A bh. d. III. Cl. d. k. Ak. d. Wiss XV. Bd. II. A btb. 21 
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wolte, item das in religiol1wesen keine bestrengnus zu gestatten, item wIe es, Im 

fal die Durcken eintrungen , gehalten werden solte." Zur Verhandlung hierzu wäre 

etwa der 11. März zu bestimmen. Pfalz und Brandenburg werden dazu bereit sein, 

Sachsen sich nicht entziehen können. Matthias ist durch Anspach zu gewinnen und 

hat dann wieder auf die weltlichen KurfUrsten einzuwirken. - "Si vous avez l'acces 

(beim Kaiser), et qu'il se preselltoit quelque occasioll d'un legatulll par le testament 
. . ' 

croyez mOl que ce serOlt une recompense de vos peines. ｾｬ｡ｩｳ＠ si ne croyez 

qu'extremite, je vous conseille d'aller droit a Dresden, affin, SI ne pouvez pourchasser 

le bien, au llloins que taschiez d'elllpescher le mauvais." 

VI. 

Ällspach und IUatthias . 

Noch vor dem Tode des Kaisers wurde das offene Eintreten Anspachs für die 

Succession des Matthias vorbereitet. Auf des 'Markgrafen Anfrage vom 11. Jan., was 

er im Falle des plötzlichen Todes des Kaisers thun solle, erwidert An haI t am 

16. Jan. (Berlin. Unionsacta ad tom. XXIV): das Schreiben vom 11. macht ihn sehr 

unruhig. Sobald der Tod des Kaisers eintritt, "je tiens que vous debvez prendre, 

ouvertement et sans dissimulation, (le parti) de Matthias, le venir on aller voir et 

prendre commis si on de lui vers Saxe, Brandenbourg, Palatin et Mayence, et que 

pnissiez traitter avec ,Brandenbourg par un substitut: et ce en speciel contre Albert 

et vous servir des points dont je vous ay escrit hier." - Am 23. Januar schreibt 

An haI t: da der Kaiser gestorben, suche der Markgraf nunmehr dem K. Matthias 

vorzustellen, "das, was e. 1. bis dato laboriret, in effectu zu i. k. w. bestem ange-

sehen, indem e. 1. sich bemühet, die Kai. ｾｉＮ＠ genzlich zu gewinnen, das dieselbe i. 

k. w. ir votum gegeben hetten, und wusten, das sie zu diesem fundament albf'reit 

ser gereumet." Die Zustimmung des Kaisers wäre för ihn sehr wichtig gewesen, 

"dan u ber zwell churfursten hetten i. k. w. wenig vota im collegio zu hoffen. und 

das noch mer, so stunden etzliche in der meinung, das i. k. w. raete eines teils 

selbsten mer uf einen andern als i. k. w. sehen." Gegenwärtig habe Matthias die 

'VahI, entweder die Kaiserkrone zu gewinnen, oder Krieg, ja Ruin des Hauses Oest-

reich zu gewärtigen. Zu dem Zweck habe er sich selber seine Stimme zu geben, 

habe vertraulich mit Pfalz und Brandenburg • .Mainz und Sachsen zu verhandeln, 

wozu ihm er (der Markgraf) seinen Dienst anbiete. Er müsse ferner "die allianzen, 

davon ich e. 1. im vertrauen geschrieben, an die hand nemen, die Unirte favorisiren / 

und inen in der Donawertischen und Aachiscben sachen nicbts zuwider von mandatis 

und dergleichen ausgehen noch gescheben lassen.", und sich "in punctu grava-

minum aller schiedlicbkeit" erklären. Anspach hat ferner dem Klesl "zu helfen zu 

seinem scopo, das er director des consilii noch zur zeit zu verbleiben, und ihn weid-

lich mit dieser ambition zu reiten." Er ermahne ferner den König, mit Kurpfalz "gute 
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vertreulichkeit zu halten als demjenigen, der sich offentlich jederzeit fur ihn declarirt" 

und ihm als Director der Union gute Dienste erzeigen könne. Im Verhältniss zu 
auswärtigen :Mächteu solle man nichts übereilen, sondern weitere Berathung vorbe-

haltel)' - Am 24. Januar schreibt An haI t: "je peuse que ce point des correspon-

dal1ces 1) en (sic) soit practicable. Si les estats evangeliques pensent bien aleurs affaires, 

ils debvoient tascher de redtlire ces beaux royaulmes et provinces a une teIle dispo-

sition, que les evangeliques y puissent parvenir une fois. Les Espangnols font leurs 

deseeins pour trenle et cinquante ans; pourquoi ne le ferions nous pas aussyen un 

affaire concernant la gloire de Dieu et nostre consE'rvation?" 
Ueber seine erst.en Schritte nach dem Tode des Kaisers berichtet Ans pa c h 

am 2. Februar an Anhalt (a. a. 0.): vorigen Montag traf der K. Matthias ein. Auf 
seine sofortige Anmeldung erhielt der Markgraf vor dem päpstlichen I spaniscbE'n und 
allen andern Gesandten eine anderhalbstündige Audienz. Er erbot sich dem Kc)nig zur 

Uebernahme eines etwaigen Auftrags in das Reich. Der König verordnete den B. Kles1 

zu weitern Verhandlungen. Diesem theilte der Markgraf mit, wie "alles dasjenige, so 
wir bisal1hero alhie gehandelt, auch e. 1. mit uns geret und durch schreiben com-

municirt, i. k. M. zum besten gemeint und angesehen gewesen." Vermnthlich wird der 

König dem Markgrafen Auftrag nach Dresden, Mainz, Pfalz ertheilen. - Am 25. März 

verrichtet Anspach seine 'Verbnng im Auftrag des K. Matthias beim Administrator 
der Kurpfalz. Am 1. April theilten der Administrator und Anhalt diese Werbung 

dem Erzb. Mainz mit und sprachen fiir MaUhias und gegen Albert. (Mainz an 

Sachsen. April 2. Dresden. 1061. Erstes Buch Wabltagssachen 1612. f. 126. Vgl. 
zwei Berichte Anspachs an Matthias, der eine undatirt, der andere vom 14. April. 

Berlin a. a. 0.) 
Seine Ansichten tiber die ｚｷ･｣ｫｭ￤ｳｾｩｧｫ･ｩｴ＠ der Nachfolge des Matthias fuhrt 

Ans pa c h in folgendem Gut ach t e n an einen ungenannten FUrsten aus (0. D. 

Berlin a. a. O. Eigenh. Entwurf und Abschrift desselben in Form eines Concepts): 

Hat dem Fürsten "in irem llachern persönlichen an wesen alhie" sein Bedenken "de suc-

cessione ｃ｡･ｾ｡ｲｩｳＢ＠ zu übersenden versprochen. Da z. Z. die Zeitungsschreiber übel' 

diese Sache öffentlich schreiben "und i1' votum gleichsam dem Albedo" geben dürfen, 

so kann viel weniger "unser" einem verdacht werden, seine Meinuug darüber aus-

zuführen. "Und ist 1. "bei mir one allen zweivel, das man bei dem haus Oester-

reich vor dismal verbleiben wilrt." Unter den ｬ｜ｉｩｴｾｬｩ･､･ｲｮ＠ dieses Hauses würde den 
Katholiken am vortheilbaftesten sein der König von Spanien, oder Erzh. Albert, oder 

Erzh. Ferdinand. Ersterer ist nicht durchzubringen, letzterer zu mittellos: er hat 

ja auch "den Türken ZUlU nahen nachbarn, ingleichen Ungern, Oesterreich.' so ｭ･ｾｾ･ｲｮ＠
teils evangelisch... So seiml im die Venetianer auch nahe, als welche mt cathohsch 

1) Vielleicht meint er die in seinem Schreiben vom 14. Januar .(Beil. ｖｾ＠ ｾｲｷ￤ｨｮｴ･＠ Verbindung 

der weltlichen Kurfürsten mit :)Iatthias, vielleicht eine Verbinduug nut den Standen der Lande des 

Matthias. 21 * 
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wolte, item das in religiol1wesen keine bestrengnus zu gestatten, item wIe es, Im 

fal die Durcken eintrungen , gehalten werden solte." Zur Verhandlung hierzu wäre 

etwa der 11. März zu bestimmen. Pfalz und Brandenburg werden dazu bereit sein, 

Sachsen sich nicht entziehen können. Matthias ist durch Anspach zu gewinnen und 

hat dann wieder auf die weltlichen KurfUrsten einzuwirken. - "Si vous avez l'acces 

(beim Kaiser), et qu'il se preselltoit quelque occasioll d'un legatulll par le testament 
. . ' 

croyez mOl que ce serOlt une recompense de vos peines. ｾｬ｡ｩｳ＠ si ne croyez 

qu'extremite, je vous conseille d'aller droit a Dresden, affin, SI ne pouvez pourchasser 

le bien, au llloins que taschiez d'elllpescher le mauvais." 

VI. 

Ällspach und IUatthias . 

Noch vor dem Tode des Kaisers wurde das offene Eintreten Anspachs für die 

Succession des Matthias vorbereitet. Auf des 'Markgrafen Anfrage vom 11. Jan., was 

er im Falle des plötzlichen Todes des Kaisers thun solle, erwidert An haI t am 

16. Jan. (Berlin. Unionsacta ad tom. XXIV): das Schreiben vom 11. macht ihn sehr 

unruhig. Sobald der Tod des Kaisers eintritt, "je tiens que vous debvez prendre, 

ouvertement et sans dissimulation, (le parti) de Matthias, le venir on aller voir et 

prendre commis si on de lui vers Saxe, Brandenbourg, Palatin et Mayence, et que 

pnissiez traitter avec ,Brandenbourg par un substitut: et ce en speciel contre Albert 

et vous servir des points dont je vous ay escrit hier." - Am 23. Januar schreibt 

An haI t: da der Kaiser gestorben, suche der Markgraf nunmehr dem K. Matthias 

vorzustellen, "das, was e. 1. bis dato laboriret, in effectu zu i. k. w. bestem ange-

sehen, indem e. 1. sich bemühet, die Kai. ｾｉＮ＠ genzlich zu gewinnen, das dieselbe i. 

k. w. ir votum gegeben hetten, und wusten, das sie zu diesem fundament albf'reit 

ser gereumet." Die Zustimmung des Kaisers wäre för ihn sehr wichtig gewesen, 

"dan u ber zwell churfursten hetten i. k. w. wenig vota im collegio zu hoffen. und 

das noch mer, so stunden etzliche in der meinung, das i. k. w. raete eines teils 

selbsten mer uf einen andern als i. k. w. sehen." Gegenwärtig habe Matthias die 

'VahI, entweder die Kaiserkrone zu gewinnen, oder Krieg, ja Ruin des Hauses Oest-

reich zu gewärtigen. Zu dem Zweck habe er sich selber seine Stimme zu geben, 

habe vertraulich mit Pfalz und Brandenburg • .Mainz und Sachsen zu verhandeln, 

wozu ihm er (der Markgraf) seinen Dienst anbiete. Er müsse ferner "die allianzen, 

davon ich e. 1. im vertrauen geschrieben, an die hand nemen, die Unirte favorisiren / 

und inen in der Donawertischen und Aachiscben sachen nicbts zuwider von mandatis 

und dergleichen ausgehen noch gescheben lassen.", und sich "in punctu grava-

minum aller schiedlicbkeit" erklären. Anspach hat ferner dem Klesl "zu helfen zu 

seinem scopo, das er director des consilii noch zur zeit zu verbleiben, und ihn weid-

lich mit dieser ambition zu reiten." Er ermahne ferner den König, mit Kurpfalz "gute 
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vertreulichkeit zu halten als demjenigen, der sich offentlich jederzeit fur ihn declarirt" 

und ihm als Director der Union gute Dienste erzeigen könne. Im Verhältniss zu 
auswärtigen :Mächteu solle man nichts übereilen, sondern weitere Berathung vorbe-

haltel)' - Am 24. Januar schreibt An haI t: "je peuse que ce point des correspon-

dal1ces 1) en (sic) soit practicable. Si les estats evangeliques pensent bien aleurs affaires, 

ils debvoient tascher de redtlire ces beaux royaulmes et provinces a une teIle dispo-

sition, que les evangeliques y puissent parvenir une fois. Les Espangnols font leurs 

deseeins pour trenle et cinquante ans; pourquoi ne le ferions nous pas aussyen un 

affaire concernant la gloire de Dieu et nostre consE'rvation?" 
Ueber seine erst.en Schritte nach dem Tode des Kaisers berichtet Ans pa c h 

am 2. Februar an Anhalt (a. a. 0.): vorigen Montag traf der K. Matthias ein. Auf 
seine sofortige Anmeldung erhielt der Markgraf vor dem päpstlichen I spaniscbE'n und 
allen andern Gesandten eine anderhalbstündige Audienz. Er erbot sich dem Kc)nig zur 

Uebernahme eines etwaigen Auftrags in das Reich. Der König verordnete den B. Kles1 

zu weitern Verhandlungen. Diesem theilte der Markgraf mit, wie "alles dasjenige, so 
wir bisal1hero alhie gehandelt, auch e. 1. mit uns geret und durch schreiben com-

municirt, i. k. M. zum besten gemeint und angesehen gewesen." Vermnthlich wird der 

König dem Markgrafen Auftrag nach Dresden, Mainz, Pfalz ertheilen. - Am 25. März 

verrichtet Anspach seine 'Verbnng im Auftrag des K. Matthias beim Administrator 
der Kurpfalz. Am 1. April theilten der Administrator und Anhalt diese Werbung 

dem Erzb. Mainz mit und sprachen fiir MaUhias und gegen Albert. (Mainz an 

Sachsen. April 2. Dresden. 1061. Erstes Buch Wabltagssachen 1612. f. 126. Vgl. 
zwei Berichte Anspachs an Matthias, der eine undatirt, der andere vom 14. April. 

Berlin a. a. 0.) 
Seine Ansichten tiber die ｚｷ･｣ｫｭ￤ｳｾｩｧｫ･ｩｴ＠ der Nachfolge des Matthias fuhrt 

Ans pa c h in folgendem Gut ach t e n an einen ungenannten FUrsten aus (0. D. 

Berlin a. a. O. Eigenh. Entwurf und Abschrift desselben in Form eines Concepts): 

Hat dem Fürsten "in irem llachern persönlichen an wesen alhie" sein Bedenken "de suc-

cessione ｃ｡･ｾ｡ｲｩｳＢ＠ zu übersenden versprochen. Da z. Z. die Zeitungsschreiber übel' 

diese Sache öffentlich schreiben "und i1' votum gleichsam dem Albedo" geben dürfen, 

so kann viel weniger "unser" einem verdacht werden, seine Meinuug darüber aus-

zuführen. "Und ist 1. "bei mir one allen zweivel, das man bei dem haus Oester-

reich vor dismal verbleiben wilrt." Unter den ｬ｜ｉｩｴｾｬｩ･､･ｲｮ＠ dieses Hauses würde den 
Katholiken am vortheilbaftesten sein der König von Spanien, oder Erzh. Albert, oder 

Erzh. Ferdinand. Ersterer ist nicht durchzubringen, letzterer zu mittellos: er hat 

ja auch "den Türken ZUlU nahen nachbarn, ingleichen Ungern, Oesterreich.' so ｭ･ｾｾ･ｲｮ＠
teils evangelisch... So seiml im die Venetianer auch nahe, als welche mt cathohsch 

1) Vielleicht meint er die in seinem Schreiben vom 14. Januar .(Beil. ｖｾ＠ ｾｲｷ￤ｨｮｴ･＠ Verbindung 

der weltlichen Kurfürsten mit :)Iatthias, vielleicht eine Verbinduug nut den Standen der Lande des 

Matthias. 21 * 
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gnug." Auch Erzh. Maximilian wird schwerlich gewählt werden; denn er müsste 
"vom reich erhalten werden, darzu niemant wiirt verstehen wollen. So würt er selbst, 
als der ser religios, einen solchen niitzlichen catholischen desseing, so durch einen 
andern aus seinem hause in's werk gerichtet köute werden, nit wöllen hindern; dan 
weil er sich selbst wenig darnmb annimbt, da er doch wuste, das man auf in in-
clinirt, auch die geistlichen zugleich ire meinung geaendert, so scheinet, das diese 
sachen one zweivel mit ime communicil·t worden, und er seinen consens albereit 
darein gegeben." Für die Katholiken bleibt also Albert. Ihm gegenüber ist für die 
Evangelischen Matthias zu empfehlen. Mit seinen Reichen kann er gegen die Türken, 
wie auch in "andern des reichs nöten ein statliches thun." ·Es sind zugleich seine 
Lande "merern teils evangelisch und (haben) nunmer soviel libertet erlanget, das man 
sich evangelischen teils gar nit zu befaren, das er dieselbe mittel der religion zu 
praeiudicio wiirde anwenden können." ?Ihn hat auch "zu merer versicherung noch 
die mittel, sich mit selbigem könig und erblanden 1) zu unirn." Es wiirden dadurch 
Matthias und ａｾ｢･ｲｴ＠ veruneinigt. Ersterer ist den "catholischen churfilrsten zuwider 

, , 
aus welchen nrsachen man sich dis teils desto mer solte an in halten." Kommt er 
dann durch Beförderung der Evangelischen zu der 'Würde, so "würde er umb so viel 
mer ein aug auf die union haben müssen." EI' wird in Zaum gehalten durch die 
Türken und die Nachbarschaft der Evangelischen. Einwürfe gegen Matthias, dar-
unter folgende: es wird so "das haus Oesterreich widerumb ganz stabilirt." Allein 
)Iatthias wird nicht lange mehr leben, ｾＬｵｮ､＠ haben die königreiche und erblanden 
numer solche freilleiten, daioi die sachen gar in einen andern stant sind innerhalb 
wenig jaren kommen." Die Verstimmung zwischen Albert und Matthias wird auch 
jene Befestigung hindern. Und endlich ist "aus zweien bösen das geringste zu er-
kiesen." Matthias ist vom Papst und Spanien selber empfohlen worden: allein 
"die recommendation ist a desseing beschehen, uns irre zu machen." l\Iatthias wird 
von Klesl ganz regiert: allein es ist "bei keinem andern von diesem haus eines 
bessern zu gewarten. - Griinde gegen Albert. 

VII. 
Verhandlungen über Auflösung der Union oder Gründung eines paritätiscben 

Bündnisses. 

Dass die Verhandlungen über Stiftung eines katholisch-protestantischen Biind-
nisses beim Prager Fürstenconvent begannen, habe ich S. 88 Anm. 1 nachgewiesen: über 
den Fortgang derselben bei und nach der Cälner Tagsatzung finden sich ａ｣ｴ･ｮｳｴ￼｣ｫｾ＠
bei Wolf III .S. 20-38 und bei Häberlin-Senkenberg XXIII S. 337-352. Zur Er-
gänzung theile ich eine Verhandlung zwischen Mainz nnd Sachsen mit. 

1) So falsch in dem copirten Cpt. In dem eigenh. Entwurf: "mit selbigen kö.- un,l erblanden." 
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Ende März oder Anfang April 1612 (das Creditiv ist vom 24. )lärz) trägt 
der ku rm a i n zi sche Gesan d te Bröms er dem Kur f. Sachse n u. a. vor: 
bei dem Nürnberger Kurfürstentag sagte Kursachsen dem Erzb.' Mainz Zll, dass er 
den Administrator der Km'pfalz, den Mgr. Anspach und andere Unirte nach Gelegen-
heit von der Union abwendig zu ｬｉＱｾ｣ｨ･ｮ＠ suchen werde ｾ＠ indem er erwartete "das 
es auf der catholischen stende seitten ein gleichmässige mainung haben .. werde." Nun 
sieht der Erzbischof "dergleichen onzeittige uniones" als schädlich fü'r des Reichs 
Verfassung, Friede und 'Volfahrt an. Aber da die Staaten, besonders in der N ach-
barschaft des Rheins, starke Kriegsriistungen anstellen, da Pfalz, 'Vürtemberg, Strass-
burg, Baden und andere Unirte Befehlsleute anwerben und beträchtliche Wartegelder 
ausgeben, so dürften die Katholischen, wenn sie nicht zur Gegenwehr rUsten, da es 
möglicherweise gegen sie abgesehen ist, übel dabei fahren. Der Erzbischof bittet 
deshalb den KurfUrsten um Aufschluss, was für Anschläge unter jenem Vornehmen 
stecken möchten, ferner, ob er mit vorgenannten Ständen über die Union ,gehandelt 
habe, und mit welchem Erfolg. (Dresden 1061. Ertes Bnch Wahltagssachen a. 1612 
f. 95.) - Auf diese erste Werbung folgt ei11e zweite desselben Gesandten, folgenden 

Inhalt,s: 
"nachdeme bei jiingst gehaltener abentmalzeit under anderem von e. chf. g. 

ich soviel underthenigst vermercket, das wegen abschaffung der union dieselbe bis 
noch nichts sonderlich oder veranlessig verrichten mogen, und aber auf solchen fal, 
und da deswegen kein versicherte resolution ervolget, e. chf: g. ich ferner under-
thenigst anzulangen, von meinem gnedigsten hern gnedigsten benelch entpfangen, als 
habe (ich) ... meinen habenden ferneren befeIch unterthenigst zue erofnen gedacht. 
'Wissen sich demnach e. chf. g. zweifelsfrei gnedigst zue entsinnen, welchergestalt 
von dem hern ertzhischoffen und churfürsten zue Maintz, meinem gnedigsten hern, 
sie vor diesem auf vorgangene freuntliche und vertreuliche communication die ver-
sicherte erklerung bekommen, auch nochmals i. chf. g. mit got dem almechtigen als 
dem rechten hertzenkündiO'er nnd irem gewissen eitlich beteuren und beteuren wollen, 
das solches zuesamethuen ｾｮ､＠ verbinden etlicher catholischer stende im reich anderst 
nicht angesehen und gemeinet gewesen und ｮｯ｣ｾ＠ ist, als. ､ｾｳ＠ man sich bei .dem 
heiliO'en Romischen ｲ･ｩ｣ｨｾ＠ dessen libertet, dem heIlsamen relIgIOn- und prophanfnden, 
wie ｾｵ｣ｨ＠ (im) genuss der wolangeordneten reichsconstitutionen und Ｎｶ･ｲｦ｡ｳｳｵｮｧｾｮ＠ er-
halten und bebalten, auch sich gegen den onbilligen gewalt und taeghcbe zuenotIgu.ng 
etlicber onfritfertiger, oneinger stende etwas versichern oder je aufhalten. moge, lU-

den O'ot und numer der welt offenbar ist, wie es mit solchen Itzgedachten 
massen t'l h U' h 
zuenotigllngen und uberhauffenden empfundenen trangsal ｢･ｳ｣ｨ｡ｦｦ･ｮＮｾ＠ auc en lC 

mit und nach aufgerichter Hallischer union soweit kommen, das man elllsmals den ｣ｾﾭ
tholischen und sonderlich den geistlichen stenden den garauss zue machen. und ｾｬｬｬ＠
andere formen des reichs anzuerichten, nicht allein mit worten und. schrIften SICh 
offent- und heimblichen verlautten lassen (in massen man deren schl'lften und nach-
ricbtungen genugsam zue handen bekommen), sondern auch gar zue dem werck und 
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gnug." Auch Erzh. Maximilian wird schwerlich gewählt werden; denn er müsste 
"vom reich erhalten werden, darzu niemant wiirt verstehen wollen. So würt er selbst, 
als der ser religios, einen solchen niitzlichen catholischen desseing, so durch einen 
andern aus seinem hause in's werk gerichtet köute werden, nit wöllen hindern; dan 
weil er sich selbst wenig darnmb annimbt, da er doch wuste, das man auf in in-
clinirt, auch die geistlichen zugleich ire meinung geaendert, so scheinet, das diese 
sachen one zweivel mit ime communicil·t worden, und er seinen consens albereit 
darein gegeben." Für die Katholiken bleibt also Albert. Ihm gegenüber ist für die 
Evangelischen Matthias zu empfehlen. Mit seinen Reichen kann er gegen die Türken, 
wie auch in "andern des reichs nöten ein statliches thun." ·Es sind zugleich seine 
Lande "merern teils evangelisch und (haben) nunmer soviel libertet erlanget, das man 
sich evangelischen teils gar nit zu befaren, das er dieselbe mittel der religion zu 
praeiudicio wiirde anwenden können." ?Ihn hat auch "zu merer versicherung noch 
die mittel, sich mit selbigem könig und erblanden 1) zu unirn." Es wiirden dadurch 
Matthias und ａｾ｢･ｲｴ＠ veruneinigt. Ersterer ist den "catholischen churfilrsten zuwider 

, , 
aus welchen nrsachen man sich dis teils desto mer solte an in halten." Kommt er 
dann durch Beförderung der Evangelischen zu der 'Würde, so "würde er umb so viel 
mer ein aug auf die union haben müssen." EI' wird in Zaum gehalten durch die 
Türken und die Nachbarschaft der Evangelischen. Einwürfe gegen Matthias, dar-
unter folgende: es wird so "das haus Oesterreich widerumb ganz stabilirt." Allein 
)Iatthias wird nicht lange mehr leben, ｾＬｵｮ､＠ haben die königreiche und erblanden 
numer solche freilleiten, daioi die sachen gar in einen andern stant sind innerhalb 
wenig jaren kommen." Die Verstimmung zwischen Albert und Matthias wird auch 
jene Befestigung hindern. Und endlich ist "aus zweien bösen das geringste zu er-
kiesen." Matthias ist vom Papst und Spanien selber empfohlen worden: allein 
"die recommendation ist a desseing beschehen, uns irre zu machen." l\Iatthias wird 
von Klesl ganz regiert: allein es ist "bei keinem andern von diesem haus eines 
bessern zu gewarten. - Griinde gegen Albert. 
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der that ZUp grpiffen nnd under einem andern gesuchten ｾ｣ｨ･ｩｮ＠ die waffen und wer 

an die hant zue nemen, frembde auslendische mechtige, dem reich iederzeit 'lerdech tiU'e 
ｾ＠potentaten mit in das spiel lind das reich zue illvitiren, und in allem nichts zue 

underlassen, was nur die gt: far vermeren mögte, welches ongewitter vielleicht auch 
so schlecht nicht abgangen were, da der almechtige got mit seiner gewaltigen hant 

nicht in das mittel gegriffen und diese schadliche consilia vor ditzmal etwas ver-

wirret und zue nicht gemacht hette. Dahero Vorallgeregte catholische beschwerte 
stenele einiger mensch gesunten und onparteiischen verstants , und deme !'Ionsten die 

beschaffellhaiten solcher trangsal bewust, der vorgangenen gegenverfassungen ver-
hoffentlich in onguettem nicht verdenken wirt oder kan. 

Nichts destoweniger hochstermclter mein gnedigster her... nachmals nichts 
liebers sehen und wun!'lchen mogte, als das man allerseits von solchen geferlichen 
trennungen und partialiteten abstunde und sich bei und an den heilsamen rpichs 

constitutionen une! verfassungen dem religion- und prophanfrieden, darzue man one das 

so hoch und mit leiblichem ait \'erbune!ell, hielte, inmassen i. chf. g. solches irerseits 
zue \Verbell und zu verschaffen an aller moglichkait ongern etwas er winden lassen 
wolte, da Illan nicht I) \'ersicherungen haben mogte, das es bei der anderen nnion 
und deren zuegewanten stenden ein gleiche meinung haben solte. Denmach aber i. 

chf. g. und andere catholische und fritfertige beschwerte stende bis noch darzue nicht 

allein wenige, ja gar kein hofnung oder ansehen erlangen konnen, sonder viel mer 
und stundlich die gewisse noehl'ichtung haben, das solche union "on tag zue ta<y 

sich mit in- und auslelldischer macht zue besterckell, mit allem ｡ｮｧ･ｬ･ｧｾｮ･ｮ＠ ｩｬ･ｩｳｾ＠
und ｾ｣ｨｷｩｮｊ･ｮ＠ anschlegen bearbeiten tllUet, auch darauf die hohe betrauungen, ja 

gar dIe werck gegen den catholischen nicht aufhoren oder nachlassen, und dan i. chf. 
g. Von allen anderen catholischen stenden, die solches onwesen und illen zue nahende 

gefar vorsehen, umb dero ratsames guetachten vielfeltig angelangt werden, wie man 
sich dieser seits zu etwas mehrern versicherung auch anstellen konte oder mogte _ 

welche anlangende stende i. chf. g. one ant.wort in die lellgde, wie bisht'ro in hof-

nung des gegenteils gewit'rigen resolution geschehen, nicht aufhalten moO'en oder 

ｫｏｉｾｮ･ｮ＠ -, jedoch in dieser so hoch wichtigen sachen one gehabten rat nicht gerne 
weIters ｾｯｲｴｦ｡ｲ･ｮ＠ od,er erkleren wolten, sich aber vor anderen zue e. chf. g. (als mit 

der9 ｬｯ｢ｨ｣ｨｳｴ･ｾ＠ vorfaren hertzogen und churfiirsten zue Saxen i. chf. g. auch seligste 
vorfaren ertzblschoffen und churfürsten zue l\Iaintz von oudencklichen zeitten in 

guettem ver treulichen wesen, mit rnercklichem wol.stant und aufnemen nicht allein 

baider ehurfnrstentumb sondt'ren auch des gantzen reichs und des geliebten vatter-
ｬ｡ｾｴｳ＠ gestanden, und dieselbe vertreulichkait durch gottes gnat und segen sich auf 

heIde e. ehf. gg. mit aller fritliebenden wolgefallen und sonderbaren freut eontinuiret 

und erstrecket) sich in diesem fall und in allen hoch und veranlessich getrosten, sie 

1) lies: nur. 
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werde dieselbe mit guettem rat nicht lassen: als thuen sie e. chf. g. hirmit durch 
meine person vertreulichen ersuchen, zum fa 1 bei der andern union nicht zue er-

langen sein solte, das sie darvon abstunden, ob alsdan e. chf. g. vermeinen wolte, 
das die catholische und andere fritfertige stende ongleieh verdacht werden konten oder 

soIten, da sie ire angefal'gene gegen verfassung nicht allein continuirten, sonder 
dieselbe zue stercken sich gleich den anderen bemuheten, wie es dan inen vielleicht 
an mitteln auch nicht. ermangeln mogte. 

Demnach den auch e. chf. g. abermals Olle zweifel sich gnedigst erindern, was 
dieser union halben vor diesem mit e. ehf. g. hern brudern loblichsten gedachtenis, 
e. chf. g. selbsten und dero gantzem loblichsten hauss Saxen, wie auch anderen frit-
fertigen der Augsburgischen confession zuegewanten freunt-vertreulichen communicirt 

worden, auch darauf auf vorangeregten fal, da nemblich die uniolles baiderseits 
nicht abgeschaft werden wolten, guette und freuntliche vertrostungen beschehen, als 
thnen e. chf g. hiemit i. ehf. g. abermals freunt-vertreulichen ersuchen unu pitten, 
sie wollen sich anitzo ires gemuets on beschwert erkleren, was sich die catholische 
churfürsten und stende auf vor und mer angeregten fal Zl1e e. chf. g. und dero lob-
lichsten hauss veranlessich zu getrosten." Gründe fiir den Beitritt des Kurfürsten 
von Sachsen. Einziger Zweck der katholischen Verbündeten: sich im Genuss der 
Reichsverfassung und des Land- und Religionsfriedens zu behaupten. 

"Nechts diesem haben i. ehf. g. ferners anzubl'engen bei diesem puneten mir 
gnedigst auferlegt, das zwar i. chf. g. bei iro wol sehen und ･ｭｰｾｮ､･ｮ＠ '. wie wenig 
es mit den alten loblichsten reichsverfassungen 'ubereinstimpt, SICh mIt frembden 
oder auslendischen potentaten zue beladen und dieselbe in des reichs sachen mit. ein-
znezihen, wenigers nicht auch deroselben onverborgen, was gros se gefar dergleIChen 

beginnen vor diesem mit sich bracht und noch nach sich zihen mogte, nichtsdesto 
weniger aber dennoch die erfarung und der augenschein ausweiset, welchergestalt 
die andere union nicht underlassen, frembde ausländische potentaten, als ｅｮｧ･ｾｬ｡ｮｴＬ＠
Dennemark, ja gar die Staten in Hollant zue irer, der unionsverwanten ｦｬｾｲｳｴｨ｣ｨ･ｮ＠

stende anO'enscheinlichen undhantgreifiichen eigenen gefar an sich zue zIhen und 
' ｾ＠ d' sich darmit treilich zu stercken, auch darauf mit onformblichen und vor lesem on-

erhorten executionibus auf des reichs boden nicht allein anitzo, als mit Coln, ａ｣ｨ･ｾＬ＠

Ritberg, sich betrenlich vernemen lassen und bochen, ｳｾｮ､ｾｲｮ＠ vor ､ｩ･ｳ･ｾＬ＠ als mIt 
Gu Ich und sonsten ｾ＠ im wel'ck zu hohem despect der kalserhchen hochhelt und. d:s 
heiIiO'en reichs erwiesen: so stehen i. chf. g. in denen sorgsamen ｾ･､｡ｮ｣ｫ･ｮＬ＠ da dIe 
ande;e unionsverwanten darmit continuiren solten, sie lllogten vermIttels ｳｯｬ｣ｨ･ｾ＠ aus-

lendischen hu1f den fritfertigen stenden an macht uberlegen Ｈｳ･ｩｾｉＩＬ＠ und ｾｬｳｯ＠ ､ｬ･ｳ･ｬｾ･＠

in O'efar stecken bei solcher irer enghertzigkait, und in deme SIe der reIChs constl-

ｴｵｴｩｾｮ･ｮ＠ halben ｾｵ･＠ viel scrupulos oder conscientios verplieben, ､｡ｾｵ＠ ber ､ｾｮ＠ kUl'tzeren 

zihen und das reich mit den constitutionibus zne verliren; als ｰｬｴｾ･ｮ＠ sIe e. chf. t 
hochvertrelllichen und freuntlichen, ir ratsambs ｢･､ｾｮ･ｫ･ｮＮ＠ darbel. zu ･ｲｯｦｾ･ｮＬ＠ 0 

. . e thunll'ch zue sein das man auf dieser selts glelChmessJg, wo nIcht gar SIe vermeIn n, . . , 
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werde dieselbe mit guettem rat nicht lassen: als thuen sie e. chf. g. hirmit durch 
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an die union sich zu begeben, jedoch auf begebende onverhofte fernere offension vmb 

ein ergleckliche und veranlessige assistentz und succurs bei Franckreich, Lottringen, 

Saphoy, Burgund und anderen benachbarten vermittels einer gesampten ansehent-

lichen legation ansuchete, und ob e. chf. g. zue solchem ansuchen oder legation 

die irige zuezueordnen kein bedenckens tragen. 
Vor das vierte, demnach, wie in meiner vorigen werbung underthenigst ange-

meldet, sich allerhant krigischer anstalt am Reinstromb und anstossenden landen 

an tagk gibt, dahero Illall sich einer ollgelegenhait befaren müsse, pitten i. chf. g. 

abermals e. chf. g. getreuen rat, ob sie vermeinen wolten, den catholischen und frit-

fertigen stenden zue raten sei, sich in etwas verfassung zue irer und der irigen 

versicherung zue stellen, welches sie doch, als darbei bei itzigell teuren zeitten nicht 

viel vorteils zue gewarten, viel lieber geubriget sein und pleiben wolten." 

O. D. - Dresden 10675. Erstes Buch ｗ｡ｨｬｴ｡ｧｳｾ｡｣ｨ･ｮＮ＠ 1612. f. 103. 

VIII. 

Roteuburger Unionsabschied. (1613 April 7. Orig.) 

(An ｷ･ｾ･ｮ､Ｚ＠ Hessen-Cassel, Zweibrücken, Anspach, '\Vürtemberg, Baden, Anhalt-

Bernburg; persönlich; Gesandte von Kurbrandenburg , Kulmbach, Oettingen, Strass-

burg, Niirn berg, Uhu,) 

Vor und nach dem Frankfurter vVahltag wurde der Herzog von Zweihrücken 

von verschiedenen Unil'ten um Ansetzung eines Unionstags vor künftigem Reichstag 

ersucht. Demgemäss und nach Einvel'llehmung mit den übrigen Unirten Berufung 

des Ullionstags auf den 24. März. Proposition am 25. März. 

I. Einhellige Zusage der Versammelten, bei der Union zu beharren, auch nicht 

z. B. durch die etwaige "vertröstung des andel'll teils, das er hingegen auch seine 

ligam ufhehen wolte, i, sich dayon abwendig machen zu lassen. Mängel der Union 

fand man besonders in den Restanten und Irrungen. In ersterer Hinsicht ist all-

seitig, besonders vüu Kurbrandenburg , die Erstattung sicher zugesagt. Man bat 

für Rückzahlung der hohen Rückstände Kurbrandenburgs fünf Termine (Michaelis 

1613 - Michaelis 1615) festgestellt, was der Gesandte "ad referendum" genommen 

hat, mit der Erklärung sein Kurfürst werde sich beim nächsten' Reichstag hierüber 

wol erklären. Die andern Unirten haben ihre Rückstände bis Michaelis 1613 zu er-

legen, bei Vermeidung der kraft der Unionsyerfassung gegen die Säumigen bestimmten 

Massregeln. Dem Herzog von Neuburg wird Baden diese Bestimmungen vortragen 

und ihn ermahnen, seine früheren Restanten und die seit längerer Zeit zurückgehal-

teneu Unionssteuern in den dem Kurf. Brandenburg bewilligten Terminen zu zahleII. 

- Die durch nachbarliche Irrungen beschwerten Stände werden dem Directorium 

eine "richtige specification" derselben übergeben, worauf man sie auf den in der 
Ullionsverfassung bestimmten Wegen gütlich oder schiedlich beizulegen suchen wird. 

ＭＭＧＧＧ］ＭｾＭｾ＠
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Vorschläge zur Stärkung der Vertheidigungsfähigkeit der Union (Sicherung 
eines bestimmten Kredits durch die einzelnen U nirten, Bereitschaft von Artillerie 

und Kriegsbedarf bei den einzelnen) sind von den Städtegesandten "ad referendum" 

genommen, mit Zusage einer baldigen, wie sie glauben, nicht ungünstigen Resolution 
ihrer Herrn. Die höhern Stände hahen beschlossen, dass Kurpfalz einen Credit 

'70n 200,000 fl., die übrigen einen solchen nach verhältnissmässigem Ansatz sich Zll 

sichern suchen und darüber in sechs Monaten sich dem Directoriu1l1 erklären sollen. 
Eill Vorschlag derselben bezilglich eines Magazins und Kriegsbedarfs liegt bei. Der 

kUl'brandenburgische Gesandte hat diese sachen "ad referendum" genommen, mit 
Zusage wip. oben. - Erweiterung der Union. - Gemein'lchaftlicbe Beratbungen der 

eyangelischen Stiinde beim nächsten Reichstag in den sie angebenden Sachen unter 

kurpfälziscbem Directorium zur Vereinbarung gleicber Voten nöthig. 
Da unter den Scbweizern nach Bericht Badens, Zürich und Bern "etwas mer 

freie hant haben, sich mit andern staenden in büntnussen einzulassen ," so wird 
Baden und Strassburg mit ihnen unterhandeln, öb und wie Rie in näheres V ･ｲｳｴ￤ｮ｣Ｑｾ＠

niss mit der Union gebracht werden kiinnell. Fleissige Correspondenz mit den öst-
reichiscben, böhmischen und mährischen Ständen. Ersuchung derselben durch das 

Directorium, dass sie "dem gegenteil" in ihren Landen keine Werbnngen noch "andere 
vorteil" gestatten, und dass man sich gegenseitig über nachtheilige Vorgänge unter-
richte. Verhandlungen mit der Stadt Frankfurt sind bei gegenwärtigem Zllstand 

bedenklich. Doch mögen einzelne Unirte "ad partem guete underbauwung thuen," 

damit man dann sehe, ob beim nächsten Reicbstag "sich bessere Gelegenheit etwas 

auszurichten praesentiren möchte." - Unter auswärtigen Mächten ist mit England 

"eine gewisse würckliche correspondenz" bereits verein bart; die mit den ｓｴ｡｡ｴｾｬｬ＠ be-
gonnene Verhandlung ist wieder aufzunehmen. Ueber diesen Punct ｾ｡｢･ｮ＠ Illdess, 

da die Städtegesandten nicht instruirt waren, nur die Fürsten nebst Oethngen "etwas 

gewi,;ses bedacht." Die Städtegesandten werden die bei ､ｾ･ｳ･ｭ＠ Punct ｩｾｮ･ｮ＠ .. darge-
legte N othwendigkeit referiren, und zweifeln nicht, dass Ihre Obern beIm ｾ｡｣ｨｳｴ･ｮ＠

ReichstaO' sich hierilber "eines entlichen erklären lassen" werden. - Man WIrd Eng-
land ･ｲｳｾ｣ｨ･ｮＬ＠ sich bei Schweden und Dällemark zu verwenden, dass sie ibre jüngst 

O'etroti'ene Pacification erhalten, und class "das gemeine evangelische wesen, und 
ｾｯｉｬ｣Ｑ･ｲｬｩ｣｢＠ in Teutscbland, desto staerker stabilirt werden möchte". König Jakob 

wird dann gebeten, übel' das Ergebniss zu berichten und sein GutachteIl zu ｧ･｢･ｾＬ＠ was 

"der union ratsamb und bequemlich, bei beden i. k. ww. 7.U suechen." - DIe Cor-

respondeIlZ mit Venedig ist zu unterhalten. ｾ＠ . . ' 
II. Ueber die übel administrirte Justiz am Kammergencht. und ｫｾｬｳ･ｲｨ｣Ｎｾ･ｮ＠

Hofrath baben die Unirten 'von den dazu Verordneten Bedenken und vorschlage, 

"was bei künftigem reicbstag zu urgieren sein solte", ･ｮｴｧ･ｧ･ｮｾ･ｮｏｬｾｭ･Ｎｮ＠ und geneh-
ｬｬＱｩｲｾｴＮ＠ Man suche beim nächsten Reichstag wenigstens über dIe WIchtIgsten Puncte 

ｾｬ＠ 't andern evauO'elischen Ständen sich zu gemeinschaftlichem Vorgehen zu auc 1 rol ｾ＠ . K . 
einiQ:en. Hinsichtlich des Hofl'aths wird Ulall am Reichstag zunächst dIe vom alse I' 

ｾ＠ 22 
Abh. d IIL CL d. k. Ak. d. Wiss. XV. Bd II. Abth. 
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lichen legation ansuchete, und ob e. chf. g. zue solchem ansuchen oder legation 
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hat, mit der Erklärung sein Kurfürst werde sich beim nächsten' Reichstag hierüber 
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legen, bei Vermeidung der kraft der Unionsyerfassung gegen die Säumigen bestimmten 

Massregeln. Dem Herzog von Neuburg wird Baden diese Bestimmungen vortragen 

und ihn ermahnen, seine früheren Restanten und die seit längerer Zeit zurückgehal-

teneu Unionssteuern in den dem Kurf. Brandenburg bewilligten Terminen zu zahleII. 
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den Kurfiirsten vorzulegende Reichshofrathsordnung abwarten. Zwei Reichsgerichte 
und besonders die kaiserlichen Commissionen hat man anders nicht als nach Ausweis 
der Kammergerichtsordnung und des alten Herkommens zuzugeben und die Apella-

tionen von kaiserlichen Commissarien an das Kammergericht sich nicht benehmen zu 
lassen. 'Vegen der voreilig erlassenen Achtserklärungen erinnerte man, es sei dafür 

einzutreten, "damit inskiinftig kein stant on wissen und bewilligen der churfürsten 
und staent insgemein in die acht erklaert, ingleichen das die vielfeltige eorruptiones am 

kaiserlichen hof abgeschaft und eingestelt" werden. Da Kaiser Matthias in Schreiben 

an Zweibrücken und Anspach die Jurisdiction des Hofraths entschieden verficht, und 

etliche evangelische Stände dessen mit dem Kammergericht concurrirende Jurisdiction 

ebenfalls behaupten, "so ist zwar nicht unerwogen geplieben, ob man dieserseits 
etwas nachgeben oder ufs eusserst nur verhuetten und vorkommen wolte, damit die 

unordnung nicht weittel' einreissell, und die staent nicht mer beschwert werden. Es 
ist aber ser bedencklich und bei noch jetziger beschaffenheit der reichs hof- und 

anderer kaiserlicher raet gefaerlich befulldt"n, sich aus den so klaren reichsordnungen 
bringen zu lassen." ::\Ian suche also andern, besonders Kursachsen , ihre Meinungen 
von der Goncnrrenz zu widerlegen, und den Reichsständen ihre Rechte zu sichern. 

Betreffend das Kammergericht und besonders dessen Visitation, so suche man dem Erz-
bischof von Magdeburg seine Session und was mit derselben zusammenhängt zu sichern. 

Wird das Kammergericht am Heichstage nicht reforrnirt, und die ordentliche Visita-

tion und Revision nicht wieder eingeführt, so hat man "etwas andeuttung" zu thun, 
dass man die. Unterhaltung des Gerichts zurückhalten werde, zumal da "Oesterreich 
gar nicht, Burgunt aber ser saumbselig an solcher underhaltung tragen wollen." 

In. U eber die vier Klostersachen haben die Verordneten ebenfalls ihr Gut-

achten abgestattet, welches genehmigt wird. Man hat darüber mit den al1dern evan-

gelischen Ständen "fleissig zu commnniciren," besonders aber in der Hauptsache sich 

in keine unllöthigen Dispute einzulassen. Die von dem Nürnberger Collegialtag be-
schlossene Einsicht der Acten ist nicht ohne Gefahr j doch kann man, wenn darauf 

bestanden wird, sich gegen die daraus fliessenden Präjudicien verwahren. "Ob auch 
etwan das interdictum cuti possidetis' fllr ein mittel angesehen werden und uf die 

ban kommen wollte,l) so ist doch bei demselben, und sonderlich ob man gewissens 

halben so weit nachgeben köute, allerhant bedencken eingefallen, und darvor ge-
halten worden, das nochmaln uf die aussetzung diser vier clostersachen zu tringen 

sein solte. Weil man aber nicht gewust, wie der gegenteil dises oder andere mittel 
verstehen möchte, so hat man guet befunden, das dieses medium nicht allerdings 

1) Sichtliche Bezie!.JUng auf den Passus in Geizkoflers Gutachten, Lünigs Staatsconsilia I. S. 780 
col. :2: "das uti possidetis ita possideatis zu practiciren etc.", welche Worte von dem Benutzer (nach 
fr. 1 D. Uti possidetis 43, 17) auf das Interdict "uti possidetis" bezogen sind. - Geizkofier cor-
respondirte über sein Bedenken mit Würtemberg (Sattler VI Beil, S. 65). Durch Würtemberg wird 
das Bedenken also den Unirten mitgetbeilt sein.. 
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hindanzusetzen , sondern dasselb anzuhören, und hernächst mit den andern evange-
lischen staenden zu bedencken, wie weit sich dasselb one sonderliche consequenz und 
praejudiz des religionfridens und der staent thnen und acceptiren lassen wolte. Und 
wau dieses medium den l'erstant, das den paepstischen in dem irigen kein fernerer 
eintrag geschehen sollte, möchte es nicht allerdings abweg sein, doch das vermög 
des religionfridens den evangelischen staenden die reformation in iren landen fürsten-
tumben und gebietten jetzo und ins künftig frei und unverwört gelassen werden (soll)." 

IV. Das von den Verordneten in Sachen der "gravamina" ausgestell te Gut-
achten ist genehmigt mit einigen Zusätzen. 1) Aus der am nächsten Reichstag mit 
den andern Evangelischen darüber anzustellenden Communication wird sich ergeben, 
was fi.lr "gravamina zu bebaupten oder etwan so hoch nicht zu urgieren sein werden." 
Belege zu den Beschwerden hat jeder Unirte, besonders die Heichsstädte, dem Di-

rectorium zeitig einzusenden. 

V. Bezilglich Donauwörtbs ist beim jüngstpn Kurfürstentag durch Mehrheit 

beschlossen, der Kaiser solle Baiern "vermittelst einer commission zu einer richtigen 
liquidation der ufO'ewanten executionscosten vermögen, und nach Jer hant (solle) die stat 
Donauwört bei ､ｾｮ＠ mitverwanten staetten oder sonsten nmb beisprung zue abledig-
unO' solcher unkosten sich bewerben." Der Kaiser hat darauf den Herzog von Baiern 
ｮｵｾ＠ "zue specification durch ein schreiben ermant", dieser aber machte Schwierigkeiten, 
eine solche zu geben,bevor er hinsichtlich der Zahlung versichert sei. Dem gegen-
über haben die -unirten Reichsstädte gegen obigen Beschluss des Kurfürstelltags pro-

testirt, und auch die Fürsten halten jede Betheiligung' an dem Ersatz der Kosten 

für präjudicirlich. Man wird also beim nächsten Ｌｒ･ｩ｣ｨｳｴ｡ｾ＠ die ｄｯｮ｡ｵｷｲｾｾ･ｾ＠ ｓ｡｣ｬｾ･＠
neben andern O'emeinen Beschwerden mit allem Elfer betreIben, um wo moghch dIe 
von RudoH n.'" versprochene Restitution zu erlangen und die Unkosten ､･ｮ･ｾ＠ ｚｕｚｾｬﾭ
schieben, welche die Bache verschuldet haben. Ein eifriges Erinnerungsschrmben m 

diesem Sinn an den Kaiser hat man beschlossen, noch vom Unionsta? ｡ｾｳ＠ ｡ｾ＠ den 
Kaiser abO'ehen zu laSSel1. - VI. Die Aachener Sache ist wegen 'YIchtlgkeIt der 

Stadt und" wegen des auf Nichtachtung der Anordnungen des ｖｩ｣｡ｲｩ｡ｴｾ＠ ｳｴｾｾ･ｮ､･ｮ＠
Präjudizes als gemeines "gravamen" mit andern evangelischen ｾｴ￤ｮｾ･ｮ＠ ,beIm nachsten 
ｮ･ｩｾｨｳｴ｡ｏＧ＠ zu betreiben, mit Antrag an den Kaiser, entweder dIe VlCanatsv,erordnung 

b t ,,"'t' oder eine solche vermittlunO' zn finden", dass Aachen ll1cht unter 
zu es algen, " '" 

fremde subjection gebracht werden möge." 
" VII. Hinsichtlich der Betreibung der "gravamina" ist beschlossen: a. da ｾ･ｲ＠
Kaiser in dem Ausschreiben den Justizpunct an erste Stelle gesetzt hat, so WIrd 
man umb "me re rn glimpfs willen" nicht Behandlnng der "gravamina", vor der .,Pro-

S
ondern sie gleich nach derselben ühergeben, dann 111 den Rathen 

position verlangen, ｾ＠

.' conclusion und petition" am 
1) Aus <lies er Schrift wurde unter Aenderungen In "emgang, . 18 A 0' 1613) 

ReichstaO' die evangelische Beschwerdeschrift verfertigt. (BrandeUbUrgets ｒ［ＮＺ｡Ｚｬｾ＠ ｶｯｾ＠ . ur,' . 
Ueber die Drucke der Bescbwerdeschrift Haeberlin-Senkenberg XXIII. .;)1 nm. ＲｾＪ＠
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den Kurfiirsten vorzulegende Reichshofrathsordnung abwarten. Zwei Reichsgerichte 
und besonders die kaiserlichen Commissionen hat man anders nicht als nach Ausweis 
der Kammergerichtsordnung und des alten Herkommens zuzugeben und die Apella-

tionen von kaiserlichen Commissarien an das Kammergericht sich nicht benehmen zu 
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einzutreten, "damit inskiinftig kein stant on wissen und bewilligen der churfürsten 
und staent insgemein in die acht erklaert, ingleichen das die vielfeltige eorruptiones am 

kaiserlichen hof abgeschaft und eingestelt" werden. Da Kaiser Matthias in Schreiben 

an Zweibrücken und Anspach die Jurisdiction des Hofraths entschieden verficht, und 

etliche evangelische Stände dessen mit dem Kammergericht concurrirende Jurisdiction 
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anderer kaiserlicher raet gefaerlich befulldt"n, sich aus den so klaren reichsordnungen 
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Wird das Kammergericht am Heichstage nicht reforrnirt, und die ordentliche Visita-

tion und Revision nicht wieder eingeführt, so hat man "etwas andeuttung" zu thun, 
dass man die. Unterhaltung des Gerichts zurückhalten werde, zumal da "Oesterreich 
gar nicht, Burgunt aber ser saumbselig an solcher underhaltung tragen wollen." 

In. U eber die vier Klostersachen haben die Verordneten ebenfalls ihr Gut-

achten abgestattet, welches genehmigt wird. Man hat darüber mit den al1dern evan-

gelischen Ständen "fleissig zu commnniciren," besonders aber in der Hauptsache sich 

in keine unllöthigen Dispute einzulassen. Die von dem Nürnberger Collegialtag be-
schlossene Einsicht der Acten ist nicht ohne Gefahr j doch kann man, wenn darauf 

bestanden wird, sich gegen die daraus fliessenden Präjudicien verwahren. "Ob auch 
etwan das interdictum cuti possidetis' fllr ein mittel angesehen werden und uf die 

ban kommen wollte,l) so ist doch bei demselben, und sonderlich ob man gewissens 

halben so weit nachgeben köute, allerhant bedencken eingefallen, und darvor ge-
halten worden, das nochmaln uf die aussetzung diser vier clostersachen zu tringen 

sein solte. Weil man aber nicht gewust, wie der gegenteil dises oder andere mittel 
verstehen möchte, so hat man guet befunden, das dieses medium nicht allerdings 

1) Sichtliche Bezie!.JUng auf den Passus in Geizkoflers Gutachten, Lünigs Staatsconsilia I. S. 780 
col. :2: "das uti possidetis ita possideatis zu practiciren etc.", welche Worte von dem Benutzer (nach 
fr. 1 D. Uti possidetis 43, 17) auf das Interdict "uti possidetis" bezogen sind. - Geizkofier cor-
respondirte über sein Bedenken mit Würtemberg (Sattler VI Beil, S. 65). Durch Würtemberg wird 
das Bedenken also den Unirten mitgetbeilt sein.. 
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hindanzusetzen , sondern dasselb anzuhören, und hernächst mit den andern evange-
lischen staenden zu bedencken, wie weit sich dasselb one sonderliche consequenz und 
praejudiz des religionfridens und der staent thnen und acceptiren lassen wolte. Und 
wau dieses medium den l'erstant, das den paepstischen in dem irigen kein fernerer 
eintrag geschehen sollte, möchte es nicht allerdings abweg sein, doch das vermög 
des religionfridens den evangelischen staenden die reformation in iren landen fürsten-
tumben und gebietten jetzo und ins künftig frei und unverwört gelassen werden (soll)." 

IV. Das von den Verordneten in Sachen der "gravamina" ausgestell te Gut-
achten ist genehmigt mit einigen Zusätzen. 1) Aus der am nächsten Reichstag mit 
den andern Evangelischen darüber anzustellenden Communication wird sich ergeben, 
was fi.lr "gravamina zu bebaupten oder etwan so hoch nicht zu urgieren sein werden." 
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schieben, welche die Bache verschuldet haben. Ein eifriges Erinnerungsschrmben m 

diesem Sinn an den Kaiser hat man beschlossen, noch vom Unionsta? ｡ｾｳ＠ ｡ｾ＠ den 
Kaiser abO'ehen zu laSSel1. - VI. Die Aachener Sache ist wegen 'YIchtlgkeIt der 

Stadt und" wegen des auf Nichtachtung der Anordnungen des ｖｩ｣｡ｲｩ｡ｴｾ＠ ｳｴｾｾ･ｮ､･ｮ＠
Präjudizes als gemeines "gravamen" mit andern evangelischen ｾｴ￤ｮｾ･ｮ＠ ,beIm nachsten 
ｮ･ｩｾｨｳｴ｡ｏＧ＠ zu betreiben, mit Antrag an den Kaiser, entweder dIe VlCanatsv,erordnung 

b t ,,"'t' oder eine solche vermittlunO' zn finden", dass Aachen ll1cht unter 
zu es algen, " '" 

fremde subjection gebracht werden möge." 
" VII. Hinsichtlich der Betreibung der "gravamina" ist beschlossen: a. da ｾ･ｲ＠
Kaiser in dem Ausschreiben den Justizpunct an erste Stelle gesetzt hat, so WIrd 
man umb "me re rn glimpfs willen" nicht Behandlnng der "gravamina", vor der .,Pro-

S
ondern sie gleich nach derselben ühergeben, dann 111 den Rathen 

position verlangen, ｾ＠
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nach Anhörung der dort vorzutragenden Vorschläge erklären, dass man vor der 

Erörterung der "gravamina" sich in .,keine verbüntliche deliberation und conclusa. 
einlassen könne, wie dan biebei durchaus nicht ratsamb befunden, von diesen gemeinen 

gravaminibus in den raeten durch votieren einigen schluss machen zu lassen, weil 
man sich sonderlich im fiirstenrat, gleichwie vor diesem, überstimmens zu befaren, 

und die verbitterung nur grösser und vergeblich disputirt wiirdet." Man sucht mit 

aller Anstrengung alle evangelischen Stände zur Theilnahme an diesem Vorgehen 
zu gewinnen. Gelingt das nicht, oder gewinnt mun doch nur wenige, so beharren 
die Unirten gleichwol dabei, bis mindestens die vornehmsten, besonders die in des 

Kaisers Hand stehenden "gravamina" erledigt sind, und hinsichtlich der übriO'en o 

"etwas hofnung und mittel, etwan durch ein interposition i. }I. oder in andere weg 

erlangt würt." Zu dem Zweck darf dann aber .kein U nirter von diesem Beschluss 
einseitig abgehen, und si ml die Reicbstags-Instructionen nach Massgabe desselben 

gleichförmig abzufassen. Wenn in Sachen der "gravamina" nichts erreicht wird, und 
ane Hoffnung etwas zu erreicben, sich als nichtig herausstellt, so haben die ReichstaO's-

I:> 

gesandten der Unirten darüber zu beschliessen, ob sie den Reichstag verlassen sollen, 

und den l\Iajoritätsbeschluss zu befolgen. Da nun hiernach ein gewaltsames Vor-

geben der Gegenpartei gegen die Evangelischen zn befürchten ist, und die Gegner 
alles thun werden, um den Kaiser dazu zu vermögen, dass er sich als Haupt der 

Liga erkläre, so hat man - abgesehen von Verweigerung der Contribution ur;d 

ähnlichen in früheren Unionsabschieden bedachten Mitteln - von Seiten der höhern 

Stände die beim ersten Punct angeordneten Mittel zur Defensionsbereitschaft und 

Zu ziehung fremder Mächte (letzteres nach dem Beispiel der Gegner) bestätigt. Die 

Gesandten der Reichsstiidte werden die Resolutionen ibrer Herrschaftpn über diesen 

PUllct so betreiben, dass sie bei oder, wo möglich, vor dem Reichstag dem Direc-

torium zukommen, damit man um so ungehinderter die nöthigen Bescblüsse iiber 

Steuerverweigerung , Secession von den Räthen oder Zerschlagung des Reichstags 

fassen könne. 
Hinsichtlich der 'l'ürkenhiilfe wird mau beim Reichstag genaue Erkundigungen 

i1ber den Stand der Türkengefahr einziehen und mit andern evangelischen Stiinden 

zur möglichsten Haltung des Friedens mit den Türken l'athen. "Wird diese Mahnung 

nicht beachtet, und werdeu zugleich die "gravamina" nicht erledigt. so wird keinerlei 
Steuer bewilligt. Stellt sich hingegen die 'l'ürkengefahr als gewiss heraus, so ｩｾｴ＠

"zue vorkommung fernern Türckischen einbruchs" eine Hülfe zu bewilligen, jedoch 
in Volk, nicht in Geld und mit dem Bedillg, "das des reichs interesse besser als 
bisher, indem dasjenig, was dem 'l'ürcken abgenommen, anderstwohin als zu dem 
reich verwendet, in achtung genommen werde." Gewiss 8011 "auch uf disen fal 
einer bewilligung nicht weniger uf die erörterung der gravaminum noch bei werendem 
reichstag getrungen, und austrucklich bedingt.. werden, das uf den widerigen fal 
die bewilligte contribution nichts sein .. sol." Es ist zugleich eine Versicherung 

für die coutribuirenden Stände zu erwirken, dass die Hülfe zu keinem andern als 

ＱｉｉｉｉｉｉｉｉｉＱｉＱｉＱｉＱｉＱｉＱｉ［ＧＱＮＱＴＱＱＱＱＱＱＱＱＱＱＱＱＱＱＢｾｩＮＲｩＮ｡Ｎ｡ＢＬＬＬＬＬ＠
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dem VOll ihnen gewollten Zweck verwandt werde; es ist für AbsteUung der confes-
sioneHen Ungleichheit bei Besetzung der Befe11lsbaberstellen und anderer Aelllter zu 
sorgen. Falls von den 'l'ilrken kein Angrifi· zu befahren ist, die Stände aber in 

ihren billigen Anträgen befriedigt werden, un<1 dann eine Hülfe vom Kaiser verlangt 
wird, so hat man mit andern die sicherste und erträglichste Art dieser Hülfe und 
die Bedingungen derselben zu bedenken, vor dem wirklicben Beschluss aber Bescheid 

einzuholen. 
Deber l\Iunze und Moderation hat der Unionstag beiliegendes Bedenken der 

Verordneten genebmigt. - In den Anlagen ferner Antwort auf Badens Bitte um ein 
Bedenken in der Eik'schen Sache nebst dem Schreiben an den Kaiser darüber, des-
gleichen Bedenken der Verordneten und lntercessionsschl'eiben an den Kaiser auf 
die Beschwerden der Stadt gegen die Burg Friedberg, der Stadt Kempten gegen den 

dortigen Abt. - Geheimbaltung der Unionsverhandlungen. 
Datum Rottenburgk a. d. T. Den 28. Martii anno 1613. 

Stuttgart. Unionsacta XIII. f. 229 Orig. 

IX. 
Letzte Verhandlungen der Unirten mit Erzherzog )laximilian und dem Kaiser. 

Am 13. 0 c tob e r übergiebt Gei z k 0 fl er 1) im Namen des Erzherzogs fol-

O'ende Schrift: 1. "compositionstag" wird auf Ostern 1614 nach Speier angesetzt; 
:s werden "die unterbendler jetz benant. Aillar der ganze punctus iustitiae und 
bederseits O'ravamiua furgenommen, darinnen gutlich tract.irt, und was daselbsten ge-
handlet, oder· ratsam und thunlich befunden, der Kai. 1\1. referirt we,t'clen (sol). 

2. Die corrigirte hofratsordnung sol den churfursten mit allerehistem zugestalt, ｾｮｴ･ｲ＠
dessen und bis auf kunftigen commissionstagk mit fortstel-, erken- und ･ｸ･ｱｕｬｲｵｮｾ＠

der process, so die re1igion betreffen und ｳｯｮｳｴ･ｾ＠ in di.e ｧ･ｫｬ｡ｧｾ･ｮ＠ ｧｲｾｶ｡ｭｩｮ｡ｾｬＮｴ＠
. einlauffen, in specie der Badis?hen, ａ｡｣ｨｾｳ｣Ｎｨ･ｮＬ＠ ｆｾｬ･､｢･ｲｧｬｳ｣ｨ･ｮＬ＠ BIberach ｳＬｾｨ･ｮＬ＠ ｾｾ＠ eIl 

der stat, und 'Mulheimischen, em unvergreIfhcher stllstant erhalten (werden). Daruber 

1) D b 
bemerkt zum l:l October: man vermuthe, diese Schrift rühre nur von Geizkofler her, 

. 0 na h ld" . t . 
welcher gern ein gutes Ende der Sachen sälte, da ｭ｡ｾ＠ ibm an :300,OO? fi .. sc u Ig. seI: .. er IS . In 

dieser sach ser emsig gewesen; hat sich's sehr zu gemüt gezogen und VII drm gearbeItet, das e: SIch 
eine krankheit uf den hals gezogen. Etlige meineten, es wer. d:r. schlag; er aber sagte, es ｾ･ｬ･＠ nur 
. tt' k ·t" V m 1" October bemerkt Dohna: Maxlmlhan bekennt den Corresponduenden, 

eIne ma Ig"el. - 0 u. .... . b 't 

G 
. k fl .' P ncte mit ihm conferirt" habe. Den (sub 2 erwahnten) Schem seI er erel 

dass elZ 0 er emlge u" ..' . 

th 
'} e der Kaiser befehle. Weiter bemerkt der Erzherzog : es ware Ihm leId, wenn 

zu er el en, wenn s . . f . I t" T't h 
. d' . I' geblut weren" einander in die Haare kämen. .,Damlt er auf gut au nc 1 Ig al sc 

SIe Ie eIner el' ... d . t d 
mit uns 'hondelte, so were er zufrieden, das alles übel über in gtenge '. ｡ｬｾ＠ uber.. en mms ｾｮＮ＠ er un-

W
. h' lt . (0 notirt Dobna) für einen frommen aufnchtlgen fursten. Der hebe got 

sern." - " lT Ie en In s ..' R 

h I I t 
. 0 patrI·s" Ueber die i\.utorscbaft slehe unten dIe brandenburgIsche e-

behüte in. s vera lmag . - • 

lation vom 18. October. 
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nach Anhörung der dort vorzutragenden Vorschläge erklären, dass man vor der 

Erörterung der "gravamina" sich in .,keine verbüntliche deliberation und conclusa. 
einlassen könne, wie dan biebei durchaus nicht ratsamb befunden, von diesen gemeinen 

gravaminibus in den raeten durch votieren einigen schluss machen zu lassen, weil 
man sich sonderlich im fiirstenrat, gleichwie vor diesem, überstimmens zu befaren, 

und die verbitterung nur grösser und vergeblich disputirt wiirdet." Man sucht mit 

aller Anstrengung alle evangelischen Stände zur Theilnahme an diesem Vorgehen 
zu gewinnen. Gelingt das nicht, oder gewinnt mun doch nur wenige, so beharren 
die Unirten gleichwol dabei, bis mindestens die vornehmsten, besonders die in des 

Kaisers Hand stehenden "gravamina" erledigt sind, und hinsichtlich der übriO'en o 

"etwas hofnung und mittel, etwan durch ein interposition i. }I. oder in andere weg 

erlangt würt." Zu dem Zweck darf dann aber .kein U nirter von diesem Beschluss 
einseitig abgehen, und si ml die Reicbstags-Instructionen nach Massgabe desselben 

gleichförmig abzufassen. Wenn in Sachen der "gravamina" nichts erreicht wird, und 
ane Hoffnung etwas zu erreicben, sich als nichtig herausstellt, so haben die ReichstaO's-

I:> 

gesandten der Unirten darüber zu beschliessen, ob sie den Reichstag verlassen sollen, 

und den l\Iajoritätsbeschluss zu befolgen. Da nun hiernach ein gewaltsames Vor-

geben der Gegenpartei gegen die Evangelischen zn befürchten ist, und die Gegner 
alles thun werden, um den Kaiser dazu zu vermögen, dass er sich als Haupt der 

Liga erkläre, so hat man - abgesehen von Verweigerung der Contribution ur;d 

ähnlichen in früheren Unionsabschieden bedachten Mitteln - von Seiten der höhern 

Stände die beim ersten Punct angeordneten Mittel zur Defensionsbereitschaft und 

Zu ziehung fremder Mächte (letzteres nach dem Beispiel der Gegner) bestätigt. Die 

Gesandten der Reichsstiidte werden die Resolutionen ibrer Herrschaftpn über diesen 

PUllct so betreiben, dass sie bei oder, wo möglich, vor dem Reichstag dem Direc-

torium zukommen, damit man um so ungehinderter die nöthigen Bescblüsse iiber 

Steuerverweigerung , Secession von den Räthen oder Zerschlagung des Reichstags 

fassen könne. 
Hinsichtlich der 'l'ürkenhiilfe wird mau beim Reichstag genaue Erkundigungen 

i1ber den Stand der Türkengefahr einziehen und mit andern evangelischen Stiinden 

zur möglichsten Haltung des Friedens mit den Türken l'athen. "Wird diese Mahnung 

nicht beachtet, und werdeu zugleich die "gravamina" nicht erledigt. so wird keinerlei 
Steuer bewilligt. Stellt sich hingegen die 'l'ürkengefahr als gewiss heraus, so ｩｾｴ＠

"zue vorkommung fernern Türckischen einbruchs" eine Hülfe zu bewilligen, jedoch 
in Volk, nicht in Geld und mit dem Bedillg, "das des reichs interesse besser als 
bisher, indem dasjenig, was dem 'l'ürcken abgenommen, anderstwohin als zu dem 
reich verwendet, in achtung genommen werde." Gewiss 8011 "auch uf disen fal 
einer bewilligung nicht weniger uf die erörterung der gravaminum noch bei werendem 
reichstag getrungen, und austrucklich bedingt.. werden, das uf den widerigen fal 
die bewilligte contribution nichts sein .. sol." Es ist zugleich eine Versicherung 

für die coutribuirenden Stände zu erwirken, dass die Hülfe zu keinem andern als 
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dem VOll ihnen gewollten Zweck verwandt werde; es ist für AbsteUung der confes-
sioneHen Ungleichheit bei Besetzung der Befe11lsbaberstellen und anderer Aelllter zu 
sorgen. Falls von den 'l'ilrken kein Angrifi· zu befahren ist, die Stände aber in 

ihren billigen Anträgen befriedigt werden, un<1 dann eine Hülfe vom Kaiser verlangt 
wird, so hat man mit andern die sicherste und erträglichste Art dieser Hülfe und 
die Bedingungen derselben zu bedenken, vor dem wirklicben Beschluss aber Bescheid 

einzuholen. 
Deber l\Iunze und Moderation hat der Unionstag beiliegendes Bedenken der 

Verordneten genebmigt. - In den Anlagen ferner Antwort auf Badens Bitte um ein 
Bedenken in der Eik'schen Sache nebst dem Schreiben an den Kaiser darüber, des-
gleichen Bedenken der Verordneten und lntercessionsschl'eiben an den Kaiser auf 
die Beschwerden der Stadt gegen die Burg Friedberg, der Stadt Kempten gegen den 

dortigen Abt. - Geheimbaltung der Unionsverhandlungen. 
Datum Rottenburgk a. d. T. Den 28. Martii anno 1613. 

Stuttgart. Unionsacta XIII. f. 229 Orig. 

IX. 
Letzte Verhandlungen der Unirten mit Erzherzog )laximilian und dem Kaiser. 

Am 13. 0 c tob e r übergiebt Gei z k 0 fl er 1) im Namen des Erzherzogs fol-

O'ende Schrift: 1. "compositionstag" wird auf Ostern 1614 nach Speier angesetzt; 
:s werden "die unterbendler jetz benant. Aillar der ganze punctus iustitiae und 
bederseits O'ravamiua furgenommen, darinnen gutlich tract.irt, und was daselbsten ge-
handlet, oder· ratsam und thunlich befunden, der Kai. 1\1. referirt we,t'clen (sol). 

2. Die corrigirte hofratsordnung sol den churfursten mit allerehistem zugestalt, ｾｮｴ･ｲ＠
dessen und bis auf kunftigen commissionstagk mit fortstel-, erken- und ･ｸ･ｱｕｬｲｵｮｾ＠

der process, so die re1igion betreffen und ｳｯｮｳｴ･ｾ＠ in di.e ｧ･ｫｬ｡ｧｾ･ｮ＠ ｧｲｾｶ｡ｭｩｮ｡ｾｬＮｴ＠
. einlauffen, in specie der Badis?hen, ａ｡｣ｨｾｳ｣Ｎｨ･ｮＬ＠ ｆｾｬ･､｢･ｲｧｬｳ｣ｨ･ｮＬ＠ BIberach ｳＬｾｨ･ｮＬ＠ ｾｾ＠ eIl 

der stat, und 'Mulheimischen, em unvergreIfhcher stllstant erhalten (werden). Daruber 

1) D b 
bemerkt zum l:l October: man vermuthe, diese Schrift rühre nur von Geizkofler her, 

. 0 na h ld" . t . 
welcher gern ein gutes Ende der Sachen sälte, da ｭ｡ｾ＠ ibm an :300,OO? fi .. sc u Ig. seI: .. er IS . In 

dieser sach ser emsig gewesen; hat sich's sehr zu gemüt gezogen und VII drm gearbeItet, das e: SIch 
eine krankheit uf den hals gezogen. Etlige meineten, es wer. d:r. schlag; er aber sagte, es ｾ･ｬ･＠ nur 
. tt' k ·t" V m 1" October bemerkt Dohna: Maxlmlhan bekennt den Corresponduenden, 

eIne ma Ig"el. - 0 u. .... . b 't 

G 
. k fl .' P ncte mit ihm conferirt" habe. Den (sub 2 erwahnten) Schem seI er erel 

dass elZ 0 er emlge u" ..' . 

th 
'} e der Kaiser befehle. Weiter bemerkt der Erzherzog : es ware Ihm leId, wenn 

zu er el en, wenn s . . f . I t" T't h 
. d' . I' geblut weren" einander in die Haare kämen. .,Damlt er auf gut au nc 1 Ig al sc 

SIe Ie eIner el' ... d . t d 
mit uns 'hondelte, so were er zufrieden, das alles übel über in gtenge '. ｡ｬｾ＠ uber.. en mms ｾｮＮ＠ er un-

W
. h' lt . (0 notirt Dobna) für einen frommen aufnchtlgen fursten. Der hebe got 

sern." - " lT Ie en In s ..' R 

h I I t 
. 0 patrI·s" Ueber die i\.utorscbaft slehe unten dIe brandenburgIsche e-

behüte in. s vera lmag . - • 

lation vom 18. October. 
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soll den Gesandten ｾＬｶｯｮ＠ der f. d. erzherzog l\Iaximiliano, sintemal die Röm. Kai. M. 
dessen bedenckells haben, schriftlicher schein erteilet werden." 3. Donau wörth soll 

zwischen ietzt und Ostern "plenarie in geistlich- und politischen sachen, auch allem 

deme, was von dannen wegk gefüret, in den alten stant restituirt, den catholischen 

aber ir freies exen?itium one alle verhinderung gestattet werden. \V oher der ange-

forderte executionskosten zn nemen, wirt der Kai. M. one massgebung heimbgestellet. 
4. 'V an die correspolldirende sich mit den ubrigen stenden in yotando ratione quo-

tae ,'eI conditionum einer einhelligen meinung .. nicht vergleichen würden, stehet 
zue deren gelegenheit, ire notturft nicht allein in den raeten, sondern absonderlich 

oer Kai. M. vorzubringen, desgleichen .. "auch bei abhörung des abschiedes bei der 

Meintzischen canzlei. das inen die unterlassene contradiction bei der öffentlichen 

ablesung wie auch der subscription unpraejudicirlich sein sol, zu protestiren und zu 

begeren , . die protestatiol1 dem protocollo einzuverleiben. Sie sollen auch mit den 

nscaliscben processen in sölchen fellen nit gefaret werden." 

Hierauf erwidern die Correspondirenden am 14. October: 1. Einver-
standen, und auch "das die unterhaendler von der Kai. M. noch alhier benent werden , 
damit mall solches allerseits angehörigen örtern ｮｾｦ･ｲｩｲ･ｬｬ＠ möge." Die Relation der 

Unterhändler an den Kaiser über das Verglichene und NichtverO'lichene hat zu O'e-n 0 

schehen, "damit hernaechst und bei reassumtion des reichstags auch solcher unver-

glichener sachen halb ferner versuch gethan, und, wie es im reich herkommen, mit 

wissenden dingen darin gehandlet und entliche vergleichung getroffen werde." Der 

Kaiser wird Anordnung thun, "das dieser punct also in den itzigen reicbsabschiet 
gebracht werde." 2. Einverstanden. Die Vorlage der Hofrathsordl1ung erwartet man 

noch am gegenwärtigen Reichstag. Die erwähnte Suspension muss gelten "cmn 
effectu bis der commissionstag voruber, und die sachen, wie zu hoffen, entweder da-

selbsten verglicben, oder bei kunftigem reichstage andere verordnung geschehen." 

Hinsichtlich Biberachs und '\Veils erinnert man, "das es umb keine process oder ex-
equution, sondern umb eine unparteiliche gutliche commission, danullb i. Kai. M. 

gehorsambst ersucht worden, zu thun sei." Im allgemeinen bittet man nochmals, 

dass über die fraglichen Sachen vor oder doch bei dem Compositionstag gütlicbe 
Vergleicbe unterhandelt werdell. Den angebotenen Schein df's Erzherzogs llehmen 

die Gesandten, obwol dazu nicht instrnirt, an, wenn nun einmal eine bezügliche An-

ordnung im Reichsabscbied nicht zu erhalten ist. 3. Einverstanden. Der Stand "in 
kirchen, schulen, hospitaln und .. im regiment", wie er vor der Execution war, ist 

herzustellen, und darnach den Katholischen ihre Religionsübung im Kloster zum 
heil. Kreuz zu sichern. Liquidation und Unkosteu geben die Correspondirenden 

nichts an. Man erwartet, "das i. 'ßL auch diesen puncten in den abschiet mit ein-
verleiben werden." 4. Die Erfahrung von vielen Reichstagen lehrt, dass man mit 
Protestiren und Conditioniren gegen die Verbindlichkeit der Majorität nicht gesichert 
ist. !\Ian wiederholt daher das Ansinnen, dass die Protestationen und Conditionen 
in Relationen und Abschied gebracht werden, oder dass mindestens die Correspon-
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direnden durch einen Scbein des Kaisers oder Anweisung desselben an seinen Kammer-
gerichtsfiscal gegen fiscalische Processe gesichert werden. Die Gesandten bitten 

hierauf um schriftlichen Bescheid, "oder mussen der beO'erten dimission halb ire o 
vorige erklerung wiederholen." 

Ueber diese Schriften und was darauf folgte, berichten die B ra nd e n bur ger 
Gesandten am 18. October: am 13. wurde eine neue schriftliche Resolution 
"im namen des erzherzogen Maximiliani" durch Geizkofier den Correspondirellden 
übergeben und darauf, da sie nicht genügte, am 14. eine schriftliche Antwort über-
reicht. Am 15. Erforderung sämmtlicher Städtegesandt.en vor den Kaiser, der sie 
durch den Vicekanzler ermabnen liess, vom fernern Betreiben ihrer Beschwerden 

abzulassen und die von den "gehorsamen staenden" bewilligten 30 Monate auch zu 
bewilligen. Dann wurden sie zu weiterer Besprechung mit den kaiserlichen Räthen 
beschieden. Hierbei sonderten sich die katholischen Städtegesandten von den evan-
gelischen ab, ohne dass man weiss, was sie erklärt haben. Die evangelischen Städte-
gesandten erklärten, bei den von den Correspondirenden übergebenen Schriften zu 

beharren. - Der Ausschuss der übrigen Correspondirenden wurde am 15. vor Erz-
herzog Maximiliau beschieden, welcher ihnen erklärte: weder auf ihre Erklärung vom 
14. noch auf die vom 10. Oct. haber er vom Kaiser eine Erklärung ausbringen 

können. Da er nicht mehr länger am Reichstag verweile, mögen sich die Correspon-
direllden an den Kaiser selber wenden. In der am 13. übergebenen Schrift sei "das-
jenige, was von dem scheine, so i. f. d. den stenden geben sollen, darinnen vermeldet, 
des Geizkofiers vorschlagk gewesen; doch trügen i. f. d. uber der ausstellung des 
scheins .. kein bedencken, wan es nur i. }'1. wil und befelich were. An demselben 

aber thette es ermangeln." - Am 16. reiste der Erzherzog ab. - Am selbigen Tag 
wurden sämmtliche Correspondirende vom Kaiser beschieden, dann aber, nachdem 
man sie ohne die dem geringsten fürstlichen Gesandten gewährten Rücksichten 

empfangen und warten hatte lassen, auf den folgenden Tag beschieden. Da endlich 
Audienz beim Kaiser, welche ohne irgend ein Zeichen kaiserlicher Gnade - der 

Kaiser griff beim Hereinkommen nicht einmal an den Hut - vor sich ging. In seinem 
Namen hielt Ulm den Vortrag, der ausdrücklich als die letzte kaiserliche Erklärung 
bezeichnet wurde. 1) Dabei wurde den Correspondirenden auch verwiesen, dass sie 
in der letzten Schrift an den Erzherzog Maximilian zu scharfe Worte gebraucht 

hätten. "Sölches alles ist uns nun zimblich nahet gangen, sonderlich ｷｾｩｬ＠ auch aus 
solcher anzeig befunden, das alles zuerucke gehandlet. würde; den uns hIervor ｳｯＬｾｯｬ＠
vom Kaiser in schriften, als auch vom erzherzogen und dan von des teuffels mlS-

geburt, dem KleeseI, 2) merere ｺｾ･ｳ｡ｧ･＠ und ｶ･ｲｳｰｲ￼｣ｨｮｾｳ＠ geschehen. ware:'. ｾ･ｲ＠ ｾｵｳﾭ
schuss bat daher um Zeit zu schnftlicher Antwort, was Ibm vom KaIser beWIllIgt 'Ward. 

1) Eine Aufzeichnung derselben giebt Dohna. Eine andere findet sich in der gedruckten Re-

lation vom Reichstag (Senkenberg, Sammlung ungedruckter ｵｾ､＠ rarer Schriften 1. S. 141). 

2) Diese Orthographie tritt hier neu ein. Der Grund hegt am Tagt'. . 
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soll den Gesandten ｾＬｶｯｮ＠ der f. d. erzherzog l\Iaximiliano, sintemal die Röm. Kai. M. 
dessen bedenckells haben, schriftlicher schein erteilet werden." 3. Donau wörth soll 

zwischen ietzt und Ostern "plenarie in geistlich- und politischen sachen, auch allem 

deme, was von dannen wegk gefüret, in den alten stant restituirt, den catholischen 

aber ir freies exen?itium one alle verhinderung gestattet werden. \V oher der ange-

forderte executionskosten zn nemen, wirt der Kai. M. one massgebung heimbgestellet. 
4. 'V an die correspolldirende sich mit den ubrigen stenden in yotando ratione quo-

tae ,'eI conditionum einer einhelligen meinung .. nicht vergleichen würden, stehet 
zue deren gelegenheit, ire notturft nicht allein in den raeten, sondern absonderlich 

oer Kai. M. vorzubringen, desgleichen .. "auch bei abhörung des abschiedes bei der 

Meintzischen canzlei. das inen die unterlassene contradiction bei der öffentlichen 

ablesung wie auch der subscription unpraejudicirlich sein sol, zu protestiren und zu 

begeren , . die protestatiol1 dem protocollo einzuverleiben. Sie sollen auch mit den 

nscaliscben processen in sölchen fellen nit gefaret werden." 

Hierauf erwidern die Correspondirenden am 14. October: 1. Einver-
standen, und auch "das die unterhaendler von der Kai. M. noch alhier benent werden , 
damit mall solches allerseits angehörigen örtern ｮｾｦ･ｲｩｲ･ｬｬ＠ möge." Die Relation der 

Unterhändler an den Kaiser über das Verglichene und NichtverO'lichene hat zu O'e-n 0 

schehen, "damit hernaechst und bei reassumtion des reichstags auch solcher unver-

glichener sachen halb ferner versuch gethan, und, wie es im reich herkommen, mit 

wissenden dingen darin gehandlet und entliche vergleichung getroffen werde." Der 

Kaiser wird Anordnung thun, "das dieser punct also in den itzigen reicbsabschiet 
gebracht werde." 2. Einverstanden. Die Vorlage der Hofrathsordl1ung erwartet man 

noch am gegenwärtigen Reichstag. Die erwähnte Suspension muss gelten "cmn 
effectu bis der commissionstag voruber, und die sachen, wie zu hoffen, entweder da-

selbsten verglicben, oder bei kunftigem reichstage andere verordnung geschehen." 

Hinsichtlich Biberachs und '\Veils erinnert man, "das es umb keine process oder ex-
equution, sondern umb eine unparteiliche gutliche commission, danullb i. Kai. M. 

gehorsambst ersucht worden, zu thun sei." Im allgemeinen bittet man nochmals, 

dass über die fraglichen Sachen vor oder doch bei dem Compositionstag gütlicbe 
Vergleicbe unterhandelt werdell. Den angebotenen Schein df's Erzherzogs llehmen 

die Gesandten, obwol dazu nicht instrnirt, an, wenn nun einmal eine bezügliche An-

ordnung im Reichsabscbied nicht zu erhalten ist. 3. Einverstanden. Der Stand "in 
kirchen, schulen, hospitaln und .. im regiment", wie er vor der Execution war, ist 

herzustellen, und darnach den Katholischen ihre Religionsübung im Kloster zum 
heil. Kreuz zu sichern. Liquidation und Unkosteu geben die Correspondirenden 

nichts an. Man erwartet, "das i. 'ßL auch diesen puncten in den abschiet mit ein-
verleiben werden." 4. Die Erfahrung von vielen Reichstagen lehrt, dass man mit 
Protestiren und Conditioniren gegen die Verbindlichkeit der Majorität nicht gesichert 
ist. !\Ian wiederholt daher das Ansinnen, dass die Protestationen und Conditionen 
in Relationen und Abschied gebracht werden, oder dass mindestens die Correspon-
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direnden durch einen Scbein des Kaisers oder Anweisung desselben an seinen Kammer-
gerichtsfiscal gegen fiscalische Processe gesichert werden. Die Gesandten bitten 

hierauf um schriftlichen Bescheid, "oder mussen der beO'erten dimission halb ire o 
vorige erklerung wiederholen." 

Ueber diese Schriften und was darauf folgte, berichten die B ra nd e n bur ger 
Gesandten am 18. October: am 13. wurde eine neue schriftliche Resolution 
"im namen des erzherzogen Maximiliani" durch Geizkofier den Correspondirellden 
übergeben und darauf, da sie nicht genügte, am 14. eine schriftliche Antwort über-
reicht. Am 15. Erforderung sämmtlicher Städtegesandt.en vor den Kaiser, der sie 
durch den Vicekanzler ermabnen liess, vom fernern Betreiben ihrer Beschwerden 

abzulassen und die von den "gehorsamen staenden" bewilligten 30 Monate auch zu 
bewilligen. Dann wurden sie zu weiterer Besprechung mit den kaiserlichen Räthen 
beschieden. Hierbei sonderten sich die katholischen Städtegesandten von den evan-
gelischen ab, ohne dass man weiss, was sie erklärt haben. Die evangelischen Städte-
gesandten erklärten, bei den von den Correspondirenden übergebenen Schriften zu 

beharren. - Der Ausschuss der übrigen Correspondirenden wurde am 15. vor Erz-
herzog Maximiliau beschieden, welcher ihnen erklärte: weder auf ihre Erklärung vom 
14. noch auf die vom 10. Oct. haber er vom Kaiser eine Erklärung ausbringen 

können. Da er nicht mehr länger am Reichstag verweile, mögen sich die Correspon-
direllden an den Kaiser selber wenden. In der am 13. übergebenen Schrift sei "das-
jenige, was von dem scheine, so i. f. d. den stenden geben sollen, darinnen vermeldet, 
des Geizkofiers vorschlagk gewesen; doch trügen i. f. d. uber der ausstellung des 
scheins .. kein bedencken, wan es nur i. }'1. wil und befelich were. An demselben 

aber thette es ermangeln." - Am 16. reiste der Erzherzog ab. - Am selbigen Tag 
wurden sämmtliche Correspondirende vom Kaiser beschieden, dann aber, nachdem 
man sie ohne die dem geringsten fürstlichen Gesandten gewährten Rücksichten 

empfangen und warten hatte lassen, auf den folgenden Tag beschieden. Da endlich 
Audienz beim Kaiser, welche ohne irgend ein Zeichen kaiserlicher Gnade - der 

Kaiser griff beim Hereinkommen nicht einmal an den Hut - vor sich ging. In seinem 
Namen hielt Ulm den Vortrag, der ausdrücklich als die letzte kaiserliche Erklärung 
bezeichnet wurde. 1) Dabei wurde den Correspondirenden auch verwiesen, dass sie 
in der letzten Schrift an den Erzherzog Maximilian zu scharfe Worte gebraucht 

hätten. "Sölches alles ist uns nun zimblich nahet gangen, sonderlich ｷｾｩｬ＠ auch aus 
solcher anzeig befunden, das alles zuerucke gehandlet. würde; den uns hIervor ｳｯＬｾｯｬ＠
vom Kaiser in schriften, als auch vom erzherzogen und dan von des teuffels mlS-

geburt, dem KleeseI, 2) merere ｺｾ･ｳ｡ｧ･＠ und ｶ･ｲｳｰｲ￼｣ｨｮｾｳ＠ geschehen. ware:'. ｾ･ｲ＠ ｾｵｳﾭ
schuss bat daher um Zeit zu schnftlicher Antwort, was Ibm vom KaIser beWIllIgt 'Ward. 

1) Eine Aufzeichnung derselben giebt Dohna. Eine andere findet sich in der gedruckten Re-

lation vom Reichstag (Senkenberg, Sammlung ungedruckter ｵｾ､＠ rarer Schriften 1. S. 141). 

2) Diese Orthographie tritt hier neu ein. Der Grund hegt am Tagt'. . 
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Darauf Versammlung der Correspondirenden unter ｚｵｾｩ･ｨｾｮｧ＠ der Städte und 

Vereinbarung der schriftlichen ｅｲｫｬ￤ｲｵｾｧＮｾＩ＠ - Zu. der kaIserlIchen ｾｲｫｬ￤ｲｵｮｧ＠ ist 
zu beachten: die Unterhändler des beabsichtIgten Spell'er Tags werden lllcht genannt, 

wie doch "zuvorhin verheischen. Und haben wir sonsten von andern örtern genug_ 

samen bericht, das Trier, Sachsen, der Erzherzog Maximilian und lantgraf Ludwig 

h 'e zu O"ezoO"en werden sollen. 'Veil aber diese alle mer auf erweitterung, ausbreitullO" 
I r 0 ", . • • • I:'> 

und propagation der kaiserlichen junschctlOli sehen, forter als Ｈｾ｡ｳ＠ sie solche an ire 

alte limites besage der cammergerichtsordnung nnd anderer relChssatzungen alligirt 

ulld eingezogen zue sehen begeren solten, lantgraf Lud wig auch sich solcher hof-

process wieder lantgraf 1\Ioritzen bis in gegenwart selbsten gebraucht, werden chur-, 

fursten und stende wol zuezuschawen haben, was dergestalt zum wercke "or hofriung 

zue tragen." Man schweigt über den "modus pl'ücedendi," giebt aber mehr als 

genügend zu verstehen, "das auch hierinnen uberal die maiora den schluss machen, 

und das ubrige pro extremo zum ausschlage des Kaisers gestalt werden soH.e." Als 

letzter Termin der Verhandlung war bisher stets Ostern angegeben, jetzt heisst es: 

Ostern, "da es müglich." - Die J{eformation des Hofraths soll nach der Capitu-

lation "alsofort zu eingang des reichstags da sein und den stenden vorgelegt werden:" 

jetzt wird die Vorlage ohne Benennung einer Zeit und nur für die Kurfül'sten zu-

gesagt. Da die Reformation ausserdem der allgemeinen l\leinung nach von l\lainz 

entworfen ist, so wird sie die Evangelischen gewiss nicht befriedigen. 'Ver endlich 

soll der "moderation" bei Anstellung und Vollstreckung der Expcutionsprocesse 

tranen ? "'ar doch vorher durch den Erzherzog "diese gewisse zuemge gethan, das 
alles bis an den Speirischen tagk in itzigem zuestande verbleiben solle." Wegen 

der Hestitution Donauwörths geschieht jetzt "nur in geliere vertröstung, das solche 
(stat) wircklich restituirt werden solte, wan wir das gelt zur contentirung des Beiern 

darreichten, da sich doch der Kaiser zuvor durch Kleesln in beisein des erzherzogen 

erkleren lassen, der zuesagen Kaiser Rudolfi stricte Zlle inhaeriren, in gleichen noch 
yor geendigtem reichstage die yollkommene restitution zu thuen. 2) Itzo aber wirt 

der zeit ganz geschwiegen Es ist auch das wort <wirkliche restitutio', so alhier 

gebraucht worden, ein solch wort, so ganz auf schrauben stehet." Die E,'angelischen 

können zu den Kosten der Restitution nicht beitragen. "Soviel dann letzIich die 
maiora betrift, thut auch in demselben paRS die erklerul1g den sachen kein genügen j 

den solche werden hierdurch dem herkommen zuwieder auch in contributione ge-
sterckt und sta bilirt." 

1) In der gedruckten Relation. Beil. P. 

2) Klesl's Erklärung vom 7. October lautet nach der Gesandten eigenem Bericht (Oct. 9): 
"wegen DonalVert wollen sie Kaisers Rudolfi erklerung inhaeriren, und solte uns solche restituirt 
werden." Baiern sei bereits zur Liquidation aufgefordert, doch müssen die Stände dem Kaiser zur 
Aufbringung der Kosten beistehen. 

.. 
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